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Vizepräsidentin Ries:
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die elfte
Landtagssitzung. Frau Ministerpräsidentin Annegret
Kramp-Karrenbauer und Frau Ministerin Anke Reh-
linger sind für die heutige Sitzung entschuldigt. Sie
nehmen an den Koalitionsverhandlungen in Berlin
teil.

Wegen Krankheit sind Landtagspräsident Klaus Mei-
ser und Herr Minister Klaus Bouillon für die Sitzung
ebenfalls entschuldigt.

(Sprechen.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am 07. Februar
1962 um 07.50 Uhr ereignete sich im Bergwerk Lui-
senthal eines der schwersten Grubenunglücke in der
Geschichte Deutschlands und das schwerste in der
Geschichte des Saarlandes. Beginnend als Gruben-
gasabflammung, die im Bereich einer Streckenein-
mündung eine Schlagwetterexplosion auslöste, kam
es schließlich zu einer Reihe von Kohlenstaubexplo-
sionen mit verheerender Wirkung. Hierdurch kamen
299 Bergleute zu Tode. Ich darf Sie alle bitten, sich
zum Gedenken an die Opfer von Ihren Plätzen zu
erheben.
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(Die Anwesenden erheben sich von ihren Plät-
zen.)

Ich danke Ihnen. Nehmen Sie bitte wieder Platz.

Zur heutigen Sitzung darf ich ganz herzlich Teilneh-
merinnen und Teilnehmer am „Freiwilligen Ökologi-
schen Jahr“ unter Leitung von Herrn Günther von
Bünau begrüßen, die im Rahmen der Einführung
von Gruppen in die Parlamentsarbeit bei uns zu
Gast sind. Seien Sie uns herzlich willkommen.

(Beifall des Hauses.)

Im Einvernehmen mit dem Erweiterten Präsidium
habe ich den Landtag des Saarlandes zu seiner elf-
ten Sitzung für heute, 09.00 Uhr, einberufen und die
Ihnen vorliegende Tagesordnung festgesetzt.

Zu Punkt 9 der Tagesordnung, dem Antrag der Ko-
alitionsfraktionen „Die Zukunft der Landwirtschaft
gestalten; Herausforderungen gemeinsamer Agrar-
politik im Saarland, Deutschland und der EU“,
Drucksache 16/248, hat die LINKE-Landtagsfraktion
mit der Drucksache 16/253 den Antrag „Bessere
Rahmenbedingungen für Landschaftsbetriebe vor
Ort; für mehr soziale Gerechtigkeit in der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP); Stärkung des Umwelt-, Kli-
ma- und Naturschutzes“ eingebracht.

Wer dafür ist, dass der Antrag Drucksache 16/253
als Punkt 10 in die Tagesordnung aufgenommen
wird, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist
dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann
stelle ich fest, dass der Antrag Drucksache 16/253
als Punkt 10 in die Tagesordnung aufgenommen
und gemeinsam mit Punkt 9 beraten wird.

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu Punkt 1
der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Änderung des Saarlän-
dischen Verfassungsschutzgesetzes und an-
derer Gesetze (Drucksache 16/237)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Herrn Minister Stephan Toscani das Wort.

Minister Toscani:
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte
in Vertretung unseres erkrankten Innenministers
Klaus Bouillon das vorliegende Gesetz einbringen.
Thema ist die Änderung des Verfassungsschutzge-
setzes. Im Kern geht es bei dieser Gesetzesände-
rung darum, dass künftig das Landesamt für Verfas-
sungsschutz als Abteilung 5 in das saarländische In-
nenministerium integriert werden soll. Das steht so-
zusagen im Mittelpunkt dieses Gesetzesvorhabens.

Nach § 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes
muss jedes Bundesland eine Behörde zur Bearbei-
tung von Angelegenheiten des Verfassungsschutzes
unterhalten. Bei uns war das bisher so, dass der
operative Bereich durch ein eigenständiges Landes-
amt ausgeführt wurde, nämlich das Landesamt für
Verfassungsschutz als nachgeordnete Behörde des
Innenministeriums. Im Innenministerium war bisher
die Fach- und Rechtsaufsicht über das Landesamt
für Verfassungsschutz angesiedelt, auch der strate-
gische Bereich. Das war die Lage, wie wir es bis da-
to haben. Jetzt kommt diese Gesetzesänderung. Sie
geht zurück auf eine Verabredung, eine Vereinba-
rung, die die Koalitionsparteien in ihrem Koalitions-
vertrag getroffen haben.

Ich darf einmal aus dem Koalitionsvertrag zitieren:
„Gemeinsam mit der saarländischen Polizei leistet
der Verfassungsschutz einen unverzichtbaren Bei-
trag zur Sicherheit der saarländischen Bevölkerung.
Die Landesregierung setzt sich das Ziel, den Verfas-
sungsschutz auch weiterhin personell zu stärken.
Darüber hinaus gilt es, die Organisationsstruktur den
Gegebenheiten anzupassen und weiterzuent-
wickeln.“ Da sind wir beim Kern. Es geht um die
Weiterentwicklung der Organisationsstruktur im
saarländischen Verfassungsschutz. Die meisten
Länder haben zu diesem Zweck bereits eine eigene
Abteilung im Innenministerium eingerichtet, eine Ab-
teilung für Verfassungsschutz. Das wollen wir jetzt
auch tun. Es geht wie gesagt auf eine Verabredung
im Koalitionsvertrag zurück.

Die so wichtige Trennung im Bereich des Verfas-
sungsschutzes, wonach Verfassungsschutz und Po-
lizei organisatorisch getrennt sein müssen, gilt wei-
terhin. Ihr wird auch in der neuen Struktur Rechnung
getragen. Darum gibt es in diesem Gesetzesvorha-
ben zahlreiche Einzeländerungen, die genau diesem
Anliegen dienen, dass Polizei und Verfassungs-
schutz nach wie vor und künftig auch organisato-
risch getrennt sein müssen. Dies ist auch gewähr-
leistet, wenn beide im Innenministerium jeweils als
eigenständige Abteilungen integriert sind.

Um dieser besonderen Situation des Verfassungs-
schutzes und dem Gebot der organisatorischen
Trennung Rechnung zu tragen, bleibt der Verfas-
sungsschutz künftig auch in personalvertretungs-
rechtlicher Hinsicht eigenständig. Es gibt nach wie
vor eine eigenständige Personalvertretung für den
Bereich des Verfassungsschutzes. Das ist das We-
sen dieses Gesetzes, das die Landesregierung ein-
bringt. Ich bitte um Zustimmung in Erster Lesung
und Verweisung an den zuständigen Innenaus-
schuss.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Vizepräsidentin Ries:
Ich danke dem Herrn Minister und eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat die Abgeordnete Ruth Mey-
er von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Meyer (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Mein Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei dem
vorliegenden Gesetzentwurf handelt es sich um eine
Vielzahl von Änderungen in Einzelvorschriften im
Saarländischen Verfassungsschutzgesetz, im
G 10-Durchführungsgesetz und im saarländischen
Personalvertretungsrecht, die erforderlich sind, um
das Landesamt für Verfassungsschutz als Behörde
aufzulösen und künftig als Abteilung im Innenminis-
terium zu integrieren. Mit dieser Umorganisation ist
keinerlei Änderung verbunden, was die räumliche
Situation anbelangt, und auch keine Änderung, was
die materiell-rechtlichen Befugnisse anbelangt.

Es handelt sich zunächst einmal um die Änderung
der Bezeichnung. Künftig reden wir nicht mehr von
dem Landesamt für Verfassungsschutz, sondern
von der Verfassungsschutzbehörde. Nach Verab-
schiedung dieses Gesetzes sind wir eines von zehn
Bundesländern, das die Organisation seines Ge-
heimdienstes innerhalb des Innenressorts abbildet,
also in der deutlichen Mehrheit. Nur Bayern, Baden-
Württemberg, Hessen, Hamburg, Bremen und auch
Sachsen führen den Verfassungsschutz wie das
Saarland bisher weiter als Landesamt.

Wichtig ist mir zu betonen, dass diese Restrukturie-
rung ausdrücklich nicht der Beseitigung etwaiger
Missstände geschuldet ist, wie das 2013 und 2014
in anderen Bundesländern erforderlich wurde, denn
der saarländische Verfassungsschutz leistet unter
Leitung von Herrn Dr. Albert ganz hervorragende Ar-
beit. Er genießt unser höchstes Vertrauen. Ich darf
im Namen meiner Fraktion - ich denke, da spreche
ich auch für die Kolleginnen und Kollegen des Koali-
tionspartners - von dieser Stelle der Leitung und den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein ganz herzli-
ches Dankeschön sagen für die gerade in diesen
Zeiten besonders schwierige, besonders verantwor-
tungsvolle und auch belastende Arbeit, die Sie leis-
ten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Erwartungen, die sich mit der Umorganisation
verbinden, hat Herr Minister Toscani eben schon er-
läutert. Es geht darum, dass unser Verfassungs-
schutz künftig noch enger in ministerielle Bespre-
chungen und Abläufe integriert ist, dass er dem Mi-
nister besser zuarbeiten und sich mit seinem Wissen
einbringen kann, oder auch darum, dass bei einzel-
nen Verwaltungsaufgaben Synergien genutzt wer-
den können. Bessere Abstimmung, einfachere Be-
richts- und Entscheidungswege, Gremienarbeit aus

einer Hand, das sind die Stichworte, unter denen
man sich eine Optimierung der Arbeit des Verfas-
sungsschutzes verspricht.

Unser Verfassungsschutz ist eine Art Frühwarnsys-
tem unserer freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Seine Aufgabe ist es, verfassungsfeindliche
und sicherheitsgefährdende Bestrebungen zu beob-
achten, die politisch Verantwortlichen und die zu-
ständigen Stellen über Entwicklungen und drohende
Gefahren zu unterrichten, aber auch - und das ist
ein immer entscheidenderes Aufgabenfeld - präven-
tiv tätig zu sein, das heißt Bürgerinnen und Bürger
sowie Behörden oder Vereine unseres Landes auf-
zuklären, Verfassungsfeinde zu kontaktieren und auf
deren Deradikalisierung hinzuwirken.

Meine Damen und Herren, wir wissen alle, dass wir
auch im Saarland eine wachsende Bedrohungslage
haben. Da war der Flüchtlingszuzug. Wir haben ihn
hervorragend gemanagt, aber nun müssen wir auch
achtsam sein, dass die Integration in unseren
Rechtsstaat gelingt und sich unter dem Deckmantel
der Religion keine staatsfeindlichen Kräfte Raum
verschaffen. Hier ist der Verfassungsschutz ver-
stärkt gefordert und unsere Bevölkerung erwartet zu
Recht, dass wir hier sehr wachsam sind. Daneben
sind sowohl die rechte als auch die linke Szene in
unserem Land erstarkt und obendrauf haben wir es
immer mehr mit gefährlichen Irren zu tun, sogenann-
ten Reichsbürgern, die unseren Rechtsstaat explizit
nicht anerkennen.

Unabhängig von der Frage also, ob als Landesamt
oder Abteilung, muss der Verfassungsschutz des-
halb auch in einem kleinen Bundesland maximal
handlungsfähig sein. Er profitiert von der föderalen
Organisation, weil er die regionalen Strukturen
kennt, gleichzeitig muss er sich konsequent horizon-
tal und vertikal vernetzen. Es bedarf außerdem zeit-
gemäßer Methoden zur Durchsetzung seiner Befug-
nisse, wenn er den zunehmend international und di-
gital geprägten Bedrohungslagen begegnen will.

Die Fraktion DIE LINKE wird ja nicht müde, den Ver-
fassungsschutz zu diskreditieren und seine Abschaf-
fung zu propagieren; wahrscheinlich müssen wir uns
das gleich wieder anhören. Da ist man immer wieder
aufs Neue verstört. Ich habe auf der Homepage der
Bundestagsfraktion DIE LINKE gefunden, dass dort
der Verfassungsschutz als „Fremdkörper in der De-
mokratie“ bezeichnet wird.

(Vereinzelt Beifall bei der LINKEN.)

Sie sehen, da wird noch geklatscht! Schön, dass die
Debatte übertragen wird und die Bevölkerung dies
erfährt. - Ich kann nur sagen: falsch, völlig falsch.
Der Verfassungsschutz ist eben kein Fremdkörper,
er ist vorgelagerter Demokratieschutz.

(Sprechen bei der LINKEN.)
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Er ist integraler Bestandteil unseres Rechtsstaates,
jedenfalls nach meinem Staatsverständnis und nach
dem Verständnis meiner Fraktion. Deshalb ist es
auch richtig, dass wir ihn mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf stärker in die ministerielle Arbeitsstruk-
tur integrieren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Anhal-
tendes Sprechen bei der LINKEN.)

Natürlich darf diese Integration nicht so weit gehen,
wie uns die LINKE in ihrem Antrag zum Haushalt
2018 nahelegen wollte, als sie vorschlug, den Ver-
fassungsschutz aufzulösen und „die wichtigen Auf-
gaben der Terrorismusbekämpfung mit polizeilichen
Mitteln zu erledigen, damit eine bessere demokrati-
sche Kontrolle gewährleistet ist.“ - Nein! Das ist wie-
der völlig falsch und absolut daneben. Die Kontrolle
obliegt ja nicht zuletzt Ihnen durch die Informations-
rechte, die Sie im Verfassungsschutz-Ausschuss ha-
ben. Es gilt völlig zu Recht das Trennungsgebot zwi-
schen Verfassungsschutz und Polizei mit der wichti-
gen Maßgabe: Wer alles weiß, soll nicht alles dür-
fen, und wer alles darf, soll nicht alles wissen. Das
ist ein ganz entscheidender Grundsatz. Meine Da-
men und Herren, die Zeiten, in denen unser Land
durch eine Mauer getrennt war, die jetzt genauso
lange weg ist, wie sie da war, und in einem Teil un-
serer Republik gegen diesen Grundsatz sträflich ver-
stoßen wurde, sind noch nicht lange her. Wir sollten
die Auswirkungen nicht vergessen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen. - Zuruf der
Abgeordneten Ensch-Engel (DIE LINKE). - Wei-
ter Sprechen bei der LINKEN.)

Wir dürfen uns auch nicht vorwerfen lassen, dass
wir aus den Versäumnissen im Informationsaus-
tausch - wie im Fall Amri - nicht gelernt hätten. Des-
halb sind unsere Vorgaben an das Ministerium im
Zuge der Umorganisation, die Handlungsfähigkeit
des Verfassungsschutzes genauso wie seine Kon-
trollierbarkeit weder personell noch organisatorisch
zu beeinträchtigen.

(Erneut Sprechen bei der LINKEN.)

Im Gegenteil. Die Erwartungshaltung lautet ganz im
Sinne der Koalitionsvereinbarung, dass diese Maß-
nahme den Verfassungsschutz personell und auch
in seiner Effizienz stärkt. Hierauf wird bei der organi-
satorischen Umsetzung und im weiteren parlamen-
tarischen Verfahren zu achten sein. - Ich bitte inso-
weit um Zustimmung in Erster Lesung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Lutz Hecker von der AfD-Fraktion.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Der vorliegende Ge-
setzentwurf der Regierung des Saarlandes soll be-
wirken, dass das Landesamt für Verfassungsschutz
kein eigenständiges Landesamt mehr sein soll, son-
dern eine Abteilung Innenministerium, wenngleich
das eine vereinfachte Umschreibung ist.

Sie beziehen sich bei der Problem-Ziel-Beschrei-
bung auf den Koalitionsvertrag und darauf, dass die
Landesregierung sich darin zum Ziel setzt, den Ver-
fassungsschutz auch personell zu stärken. In dem
Punkt sind wir bei Ihnen, denn in Zeiten des auch
durch Frau Merkel selbst importierten islamistischen
Terrors brauchen wir maximale Sicherheit für die
Bürger in unserem Land und eine deutliche perso-
nelle Erhöhung von Polizei, Sicherheitsbehörden
und selbstverständlich auch unserer Nachrichten-
dienste.

Auch wir sind für kürzere Dienstwege und schnelle-
ren Wissenstransfer, vor allem aber für wesentlich
schnellere Entscheidungsprozesse und in der Kon-
sequenz auch für eine konsequente Anwendung und
Durchsetzung bestehender Gesetze sowie für eine
Anpassung von Gesetzen, um den Herausforderun-
gen der heutigen Zeit gewachsen sein zu können.
Im Gegensatz zur LINKEN wollen wir auch keines-
falls eine komplette Abschaffung des Verfassungs-
schutzes. Wir wollen im Gegenteil eine Reformie-
rung und Stärkung unseres Inlandsnachrichtendien-
stes.

Trotz diverser Pannen und Skandale in der Vergan-
genheit leistet der Verfassungsschutz einen wichti-
gen, nicht zu unterschätzenden Beitrag gerade auch
bei der Terrorabwehr. In Zeiten des Terrors die Ge-
heimdienste oder Nachrichtendienste abschaffen zu
wollen, wie die LINKE dies möchte, ist nicht nur
abenteuerlich, sondern zeugt von einer gewissen
Realitätsverweigerung.

Den von der Landesregierung eingebrachten Ge-
setzesänderungen können wir dennoch nicht zustim-
men, da wir einen anderen Ansatz bevorzugen. Un-
serer Vorstellung nach sollte der Verfassungsschutz
auf Bundesebene zentralisiert werden, dies unter
Federführung des Bundesinnenministers und mit
entsprechenden Dependancen in den Bundeslän-
dern. Damit sollen letztlich die Landesämter und die
Abteilungen des Landesinnenministeriums abge-
schafft werden.

Der Sicherheitsföderalismus als solcher hat auf-
grund der Bedrohungslage punktuell seine Grenzen
erreicht. Gerade der Fall Anis Amri hatte gezeigt,
dass ein potenzieller Gefährder einfach aus dem
Blick der Behörden verloren gehen kann, auch oder
gerade wegen eines Flickenteppichs an eigenständi-
gen Sicherheitsbehörden in verschiedenen Bundes-
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ländern. Mit dieser Auffassung stehen wir im Übri-
gen nicht alleine da, sondern wir haben prominente
Befürworter, unter anderem den geschäftsführenden
Bundesinnenminister Thomas de Maizière oder den
obersten Verfassungsschützer Dr. Hans-Georg
Maaßen. Auch diese beiden sprechen sich für eine
Abschaffung der Landesämter für Verfassungs-
schutz aus und präferieren eine zentrale Behörde
auf Bundesebene, bei der die Informationen dann
eben auch zentral zusammenlaufen.

Dass mit den Stimmen der Regierungsfraktionen
dem vorliegenden Gesetzentwurf heute in Erster Le-
sung mit einhergehender Überweisung in den Aus-
schuss zugestimmt werden wird, steht für uns außer
Frage. Für uns steht auch nicht die Frage im Vorder-
grund, ob es sinnvoller ist, den Verfassungsschutz
als eigenständiges Landesamt zu erhalten oder als
Abteilung in das Innenministerium einzugliedern.
Unserer Auffassung nach sind beide Ansätze in Zei-
ten zunehmender terroristischer Bedrohungen nicht
der richtige Weg. Daher werden wir Ihrem Antrag
wie bereits erwähnt nicht zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Dennis Lander
von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Lander (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Verfassungsschutz und die Polizei sind in
Deutschland rechtlich getrennt und das aus gutem
Grund. Wir wollen nämlich nie wieder eine Geheime
Staatspolizei oder ein Ministerium für Staatssicher-
heit. Deshalb ist es immerhin konsequent, dass der
Gesetzestext Folgendes besagt: Die Aufgaben und
Befugnisse des Verfassungsschutzes werden von
einer Abteilung wahrgenommen, die nicht in einer
für die Polizei zuständigen Abteilung eingegliedert
oder mit Polizeidienststellen organisatorisch verbun-
den werden darf.

Tatsächlich organisieren einige Bundesländer ihren
Verfassungsschutz als eigenständige Abteilung im
Innenministerium. Aber eine rein organisatorische
Änderung macht die Sache weder besser noch
schlechter. Wir haben es eben gehört. Sie wollen
den Verfassungsschutz nicht abschaffen. Wir sind
aber nach wie vor der Überzeugung, dass der Ver-
fassungsschutz so, wie er bisher aufgestellt ist,
falsch und völlig aus der Zeit gefallen ist.

(Beifall von der LINKEN.)

Wir sind nach wie vor der Überzeugung, dass der
Einsatz von V-Leuten beendet werden muss.
Schließlich führte genau dieser Einsatz von V-Leu-
ten 2003 zum Scheitern des NPD-Verbotsverfah-
rens, weil niemand mehr sagen konnte, wer ist über-

zeugter Nazi der NPD und wer ist im Auftrag des
Verfassungsschutzes unterwegs und wird von eben-
diesem bezahlt.

Auch müssen wir die Konsequenzen aus dem NSU-
Desaster ziehen. Daher ist die Stärkung des Verfas-
sungsschutzes für uns der völlig falsche Weg. Statt-
dessen sollten wir lieber die Polizistinnen und Polizi-
sten draußen auf der Straße stärken, gerade in per-
soneller Hinsicht.

Deswegen sollten sich auch diejenigen Stellen um
die zunehmende Gefahr des Terrors von rechts so-
wie die islamistische Gewalt kümmern, welche sich
sowieso schon an Recht und Gesetz halten müssen
und transparent arbeiten müssen, also die Polizei,
die Staatsanwaltschaften und die Gerichte.

Ich zitiere: „Können wir einen Verfassungsschutz ge-
brauchen? Aber sicher! Wir haben eine Verfassung,
die es zu schützen lohnt. Sollte es einen Verfas-
sungsschutz geben? Bloß nicht! Der Rechtsstaat
lässt sich nicht mit Mitteln schützen, die jenseits des
Rechtsstaates liegen.“ Das sagte der Publizist Jakob
Augstein. Ich finde, er hat recht. Er hat auch recht
damit, dass sich „der Verfassungsschutz mit der Be-
kämpfung der wahren Feinde der bundesdeutschen
Verfassung ohnehin nie beschäftigt hat. Oder hat
man je davon gehört, dass im Frankfurter Banken-
viertel ein V-Mann enttarnt wurde?“ Zitat Ende.

(Zurufe: Oh! - Zuruf von der CDU: Um Gottes
Willen!)

Auch mehr Transparenz beim saarländischen Ver-
fassungsschutz wäre wünschenswert. Es ist daher
nicht ausreichend, dass der Verfassungsschutz zu-
künftig den Minister für Inneres und Sport über die
Auswertungsergebnisse informiert, wie es der Ge-
setzestext besagt. Es ist deshalb schon ein Fort-
schritt, dass die Leiter der Geheimdienste auf Bun-
desebene wenigstens einmal pro Jahr der Öffent-
lichkeit im parlamentarischen Kontrollgremium Rede
und Antwort stehen müssen.

Auch dazu werden wir demnächst in diesem Haus
Anträge stellen, die jedoch ein wenig weitreichender
sein werden. Wir wollen das demokratischer gestal-
ten, damit das Plenum diese Fragen stellen kann
und damit jeder Abgeordnete das Recht wahrneh-
men kann, den Leiter des Geheimdienstes zu befra-
gen. Aber die demokratische Aufsicht des Verfas-
sungsschutzes ist schon deshalb schwer, weil sich
der Verfassungsschutz regelmäßig hinter seiner Ge-
heimhaltungspflicht versteckt. Dazu fragte der Publi-
zist Heribert Prantl zu Recht: Wer schützt eigentlich
unsere Verfassung vor dem Verfassungsschutz?

Ich möchte an dieser Stelle auch an den NSA-Skan-
dal unter Barack Obama erinnern. Die Amerikaner
sagten uns damals: Don’t worry, we are the good.
Also: Macht euch mal keine Sorgen, wir sind doch
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die Guten. Aber jetzt sitzt jemand wie Donald Trump
im Weißen Haus. Daran erkennt man doch, wie
schnell die politische Lage kippen kann. Wir haben
ähnliche Vorgänge in Polen, Ungarn und jetzt auch
in Österreich, wo Rechtspopulisten an der Macht
sind. Alleine deshalb gehört der Verfassungsschutz
nicht weniger, sondern mehr kontrolliert. - Vielen
Dank.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun Stefan Pauluhn,
Fraktionsvorsitzender der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Pauluhn (SPD):
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich will eine Lanze für den
saarländischen Verfassungsschutz brechen, weil die
Debatte hier in eine falsche Richtung läuft. Das wah-
re Ansinnen der Kollegen der LINKEN ist es, das
Landesamt für Verfassungsschutz abzuschaffen
oder es in ein größeres, länderübergreifendes Amt
zu überführen. All das haben wir von den LINKEN
schon gehört. Das wird nun zum wiederholten Male
damit begründet, dass Verfassungsschutzämter in
anderen Bundesländern oder auch die Arbeit von
Geheimdiensten oder Donald Trump doch fürchter-
lich wären. Das wäre die Begründung, um hier dies-
bezügliche Veränderungen im Saarland vorzuneh-
men.

Kollege Lander, diese Begründung ist an den Haa-
ren herbeigezogen. Sie ist deshalb an den Haaren
herbeigezogen, weil insbesondere unser Landesamt
für Verfassungsschutz in den letzten Jahren und
Jahrzehnten skandalfrei gearbeitet hat und sich tat-
sächlich der Aufklärung auch von extremistisch ge-
prägten Straftaten im Vorfeld möglicher Polizeier-
mittlungen gewidmet hat. Ich erinnere nur an die
Sauerland-Gruppe.

(Abg. Lander (DIE LINKE): NSA war das.)

Das Landesamt hat Hervorragendes geleistet und
das ohne Skandal. Es war insbesondere die Arbeit
des saarländischen Landesverfassungsschutzam-
tes, das sich mit seiner Führung, seinen Tätigkeiten
wohltuend von anderen Ämtern in der Republik ab-
gehoben hat, beispielsweise in den neuen Bundes-
ländern.

(Lebhafter Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das muss an dieser Stelle gesagt werden. Wenn ein
falscher Zungenschlag in einem völlig anderen Zu-
sammenhang als mit dieser Gesetzesvorlage hinein-
kommt, dann finde ich das vollkommen unredlich
und an der Sache total vorbei, Kollege Lander. Auch
das muss gesagt werden!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Bei einem Punkt bin ich bei Ihnen. Ich habe über-
haupt nichts gegen mehr Kontrollrechte für dieses
Parlament. Ich habe überhaupt nichts dagegen. Las-
sen Sie uns das gemeinsam diskutieren. Wir haben
im Übrigen die Kontrollrechte des Parlamentes hin-
sichtlich des Landesamtes gestärkt, auch was die
entsprechende Gremienarbeit angeht. Das ist noch
gar nicht so lange her. Ich erlebe es als Mitglied die-
ses Kontrollgremiums - ich weiß nicht, in der wieviel-
ten Legislaturperiode ich schon dabei bin - auch mit
Vertretern Ihrer Fraktion, dass da durchaus gefragt
wird, und ich erkenne in diesem Gremium überhaupt
nicht diesen superkritischen Blick, den Sie hier in
der Öffentlichkeit erwecken wollen. Ich finde es auch
unredlich, wenn man im Kontrollgremium durch die
Art und Weise, wie man fragt und wie man die The-
men aufarbeitet, den Anschein erweckt, dass es gar
keinen Anlass gibt, große Sorge insbesondere hin-
sichtlich des saarländischen Amtes zu haben, und
dann in der Öffentlichkeit die Debatte so führt, wie
Sie sie führen; dann redet man nämlich mit zwei
Zungen. Auch das gehört hier einmal gesagt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Im Übrigen ging es auch um die Frage, ob das Lan-
desamt in Zukunft ein eigenes Landesamt bleibt,
dessen Fachaufsicht in der Vergangenheit in der Po-
lizeiabteilung war. Das habe ich durchaus kritisch
bewertet. Es war auch ein Grund, jetzt eine Abtei-
lung zu schaffen, die nicht mehr der Polizeiabteilung
unterliegt. Sie haben es ja gesagt. Der Grund für
diese Umorganisation kam auch aus dem Landes-
amt selbst. Er wurde sozusagen in die Koalitionsver-
handlungen eingespeist. Wir haben uns damit sach-
lich und fachlich auseinandergesetzt. Wir finden, das
ist der richtige Weg.

Insofern unterstützen wir das Ansinnen des Landes-
amtes. Wenn dadurch Kontrollrechte innerhalb des
Ministeriums gestärkt werden und wenn durch die
doppelte Berichtspflicht der Vergangenheit Syner-
gieeffekte in einer klaren, abgestuften Hierarchie der
Kontrolle und der Berichterstattung erzielt werden,
dann halten wir als Koalition das für einen ausge-
sprochen guten Weg, der am Ende die Arbeit unse-
res saarländischen Verfassungsschutzes stärken
wird. Das heißt nicht, dass wir auf einem Auge blind
sind, was die Kontrolle angeht. Die muss weiterhin
offen geführt werden. Aber wir wollen im Gegensatz
zu Ihnen die Arbeit des Verfassungsschutzes stär-
ken. Wir halten den Verfassungsschutz als Organi-
sation gerade in diesen Zeiten für notwendig. Des-
halb kam es zu dieser gemäß dem Koalitionsvertrag
verabredeten Vorlage. - Deshalb bitte ich dieses
Haus, dieser Vorlage zuzustimmen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)
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Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen sind nicht
eingegangen. Ich schließe die Aussprache. - Es wird
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Inneres und Sport zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/237. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes in Erster Lesung unter gleichzeiti-
ger Überweisung an den Ausschuss für Inneres und
Sport ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer
ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich
stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache
16/237 in Erster Lesung mit Stimmenmehrheit ange-
nommen und zur weiteren Beratung an den Aus-
schuss für Inneres und Sport überwiesen ist. Zuge-
stimmt haben CDU- und SPD-Fraktion, dagegen ge-
stimmt hat die AfD-Fraktion. Enthalten hat sich die
Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der Regierung einge-
brachten Gesetzes zur Umsetzung des Bun-
desteilhabegesetzes (Drucksache 16/236)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Frau Ministerin Monika Bachmann das Wort.

Ministerin Bachmann:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am
16.12.2016, also vor über einem Jahr, wurde das
zustimmungspflichtige Gesetz zur Stärkung der Teil-
habe und Selbstbestimmung von Menschen mit Be-
hinderung im Bundesrat verabschiedet, welches in
vier Stufen in Kraft tritt. Dieses Gesetz enthält neben
der Verpflichtung der Bestimmung des Trägers der
Eingliederungshilfe zahlreiche landesrechtliche Ge-
staltungsspielräume. Deshalb ist es gut so, dass wir
heute endlich mit großen Schritten in die Umsetzung
auf Landesebene einsteigen konnten. Hierzu diente
unter anderem der heute neu eingebrachte Gesetz-
entwurf zur Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes.

Das Bundesteilhabegesetz enthält zahlreiche lan-
despolitische Gestaltungsspielräume. Der vorliegen-
de Gesetzentwurf möchte diese Gestaltungsspiel-
räume füllen. Ein wichtiger Punkt ist dabei die Be-
stimmung des Trägers der Eingliederungshilfe. Das
Saarland wird weiterhin für die Eingliederungshilfe
der zuständige Leistungsträger sein. Es soll an der
bewährten Aufgabenteilung festgehalten werden.
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Frauen
und Familie bleibt zuständig für den Abschluss von
Verträgen mit Diensten und Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe. Das Landesamt für Soziales behält
die Aufgabe der Einzelfallbearbeitung.

Das Bundesteilhabegesetz sieht des Weiteren die
Möglichkeit vor, durch Landesrecht von der Höhe
der Bezugsgröße im Rahmen des Budgets für Arbeit
nach oben abzuweichen. Dies war der Wunsch eini-
ger weniger Länder. Natürlich ist ein Abweichen von
der Bezugsgröße nach oben wünschenswert, aller-
dings muss hier die Situation des Saarlandes als
Haushaltsnotlageland berücksichtigt werden. Des-
halb schaffen wir zunächst eine Verordnungser-
mächtigung und schauen, wie sich die Dinge weiter-
entwickeln. Aufgrund des Bundesteilhabegesetzes
ist die Erarbeitung eines neuen Rahmenvertrages
zwischen der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege und
dem Träger der Eingliederungshilfe notwendig. Bei
der Erarbeitung und Beschlussfassung dieses Rah-
menvertrages wirken durch Landesrecht zu bestim-
mende maßgebliche Interessenvertretungen der
Menschen mit Behinderung mit. Der Gesetzentwurf
sieht hierzu eine Verordnungsermächtigung vor.

Um ein möglichst breites Spektrum der Menschen
mit Behinderung zu beteiligen, werden wir durch
Rechtsverordnung den Landesbeirat für die Belange
von Menschen mit Behinderungen als maßgebliche
Interessenvertretung bestimmen. Der entsprechen-
de Verordnungsentwurf ist bereits fertiggestellt und
bei den Betroffenen - das darf ich hier sagen - stößt
diese Absicht auf breite Zustimmung.

Das Bundesteilhabegesetz hat die Möglichkeit ge-
schaffen, ab 2020 beim Zusammentreffen von Ein-
gliederungshilfe und Pflegebedarf von den zuständi-
gen Sozialhilfeträgern Erstattungsleistungen an den
Träger der Eingliederungshilfe vorzusehen. Der Ge-
setzentwurf beinhaltet daher die Möglichkeit, diese
Erstattung auf dem Verordnungsweg zu regeln.

Das Bundesteilhabegesetz sieht zur Stärkung der
Steuerungsfunktion zukünftig ein Prüfrecht der Qua-
lität und der Wirtschaftlichkeit der Leistung vor, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte für eine Verletzung
vertraglicher und gesetzlicher Pflichten durch den
Leistungserbringer bestehen. Durch Landesrecht
darf von der Einschränkung, dass tatsächliche An-
haltspunkte für eine Prüfung vorliegen müssen, ab-
gewichen werden, und davon möchten wir Gebrauch
machen.

Der mit der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege im
Jahr 2015 einvernehmlich vereinbarte Rahmenver-
trag beinhaltet bereits heute im Saarland dieses un-
eingeschränkte Qualitätsprüfungsrecht und ein um-
fängliches Recht zur Wirtschaftlichkeitsprüfung.

Die Ausgaben des Landes im Bereich der Eingliede-
rungshilfe, meine sehr geehrten Damen und Herren,
belaufen sich auf fast 300 Millionen Euro jährlich.
Wir möchten mit dieser Regelung nun ein zeitgemä-
ßes Controlling für die Mittelverwendung einführen.
Es kann nur im Interesse aller sein, dass die Ver-
wendung dieser beachtlichen Steuergelder prüfbar
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ist und damit auch die zur Förderung der Menschen
mit Behinderung eingesetzten Mittel transparent
sind.

Neben den genannten Punkten besteht ein redaktio-
neller Anpassungsbedarf und Bedarf an Rechtsbe-
reinigung im Gesetz zur Ausführung des Zwölften
Buches Sozialgesetzbuch aufgrund der Änderung
durch das Bundesteilhabegesetz und das Dritte Pfle-
gestärkungsgesetz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Minis-
terrat hat dem Gesetzentwurf, den ich heute vorlege,
am 16. Januar zugestimmt. Ich bitte daher um Ihre
Zustimmung zum Gesetzentwurf in Erster Lesung
und Überweisung an den zuständigen Ausschuss. -
Ich danke Ihnen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Ich danke der Frau Ministerin und eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat der Abgeordnete Ralf Geor-
gi von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Georgi (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute über
das Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes. Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dass es
im Vorfeld massive Kritik von Verbänden und Betrof-
fenen an diesem Bundesteilhabegesetz gegeben
hat. Es gab zahlreiche Proteste und Aktionen, die
zumindest teilweise leichte Verbesserungen bewirkt
haben. Es gibt nach wie vor viel Kritik, meine Damen
und Herren.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat das Gesetz
mit den Worten kritisiert: Im Mittelpunkt steht die
Verwertbarkeit der Arbeitskraft, nicht die Teilhabe für
alle. - Und er hat darauf hingewiesen, dass Men-
schen mit hohem Unterstützungsbedarf, die kein
Mindestmaß an verwertbarer Arbeit erbringen kön-
nen, künftig von Unterstützungsleistungen zur Teil-
habe an Arbeitsleben, Beschäftigung und beruflicher
Bildung ausgeschlossen zu werden drohen. Und
zwar, weil das Kriterium „Mindestmaß an verwertba-
rer Arbeit“ für den Zugang zur Werkstatt für Men-
schen mit Behinderung trotz vieler Proteste nicht ab-
geschafft werden konnte. Für diese Menschen ist al-
so Beschäftigung, wenn überhaupt, nur außerhalb
von Werkstätten in besonderen Tagesförderungs-
stätten möglich. Und vor allem bewahrt eine Behin-
derung nicht vor einem großen Armutsrisiko, weil
Leistungen der Grundsicherung und der Hilfe zum
Lebensunterhalt ebenso wie Einkommens- und Ver-
mögensfreigrenzen sich auch weiterhin am Niveau
der Sozialhilfe beziehungsweise den Leistungen für
Arbeitssuchende orientieren.

Wir müssen alles unternehmen, um so viele Men-
schen mit Behinderung wie möglich auf dem Arbeits-
markt in Beschäftigung zu bekommen. In diesem
Zusammenhang fordern wir schon lange, auch die
Ausgleichsabgabe für Betriebe zu erhöhen. Nach-
dem laut Bundesagentur für Arbeit in mehr als je-
dem vierten Betrieb mit über 20 Mitarbeitern keine
Menschen mit Behinderung arbeiten, also viele Be-
triebe die Vorgabe, 5 Prozent der Stellen mit
Schwerbehinderten zu besetzen, nicht einhalten, be-
darf es keiner weiteren Informationen und weiterer
Appelle an die Unternehmen, sondern höherer Ab-
gaben für die betroffenen Betriebe, meine Kollegin-
nen und Kollegen.

Die derzeitigen sogenannten Ausgleichszahlungen
treffen größere Unternehmen kaum. Das muss ge-
ändert werden, sonst ändert sich an der Situation
nichts. Sie sehen, es gibt noch sehr viel Verbesse-
rungsbedarf. Von einer echten gleichberechtigten
Teilhabe, die laut UN-Behindertenrechtskonvention
ein Grundrecht darstellt, sind wir noch weit entfernt.

Wir haben heute aber nicht über das Bundesteilha-
begesetz insgesamt zu entscheiden, sondern über
ein landesrechtliches Ausführungsgesetz. In diesem
Zusammenhang ist es zumindest erfreulich, dass
der Gesetzentwurf vorsieht, von der bundesrechtli-
chen Deckelung des Budgets für Arbeit nach oben
abzuweichen. Das ist nach unserer Auffassung
wichtig und richtig. Gegen die Bestimmungen des
Landes als Träger der Eingliederungshilfe gibt es
aus unserer Sicht zunächst nichts einzuwenden. Da-
neben werden Bestimmungen darüber getroffen, un-
ter welchen Voraussetzungen Prüfungen von Leis-
tungserbringern durchgeführt werden können.

Wir werden das im zuständigen Ausschuss noch er-
örtern und eine Anhörung mit allen Betroffenen be-
antragen. Deshalb stimmen wir heute zunächst dem
Gesetzentwurf zu. Wir sehen uns dann in dem zu-
ständigen Ausschuss wieder. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Das Wort hat nun
Hermann Scharf von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Scharf (CDU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Viele reden
beim Bundesteilhabegesetz von einem Meilenstein,
weil einige Punkte für behinderte Menschen verbes-
sert werden. Ich sehe es etwas differenzierter. Man
muss sich die verschiedenen Behinderungsformen
vor Augen führen.

Ich will mit unserer Landesbeauftragten für behin-
derte Menschen, Frau Christa Maria Rupp, begin-
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nen. Sie ist eine blinde Frau, hat Abitur gemacht,
studiert, war Lehrerin. Sie konnte sich in ihrem Le-
ben behaupten und auch selbst vorstehen. Im Bun-
desteilhabegesetz sollen Behinderte andere Behin-
derte beraten. Ich kann nur sagen, dass das bei
Christa Maria Rupp hervorragend läuft. Das ist ein
Paradebeispiel, von dem man sagen kann, die Din-
ge sind sehr gut. Ich fühle mich aber seit mehr als
25 Jahren den schwerst- und mehrfach behinderten
Menschen in diesem Land verpflichtet, ja, ich bin
Lobbyist für sie. Für diese Menschen ist es extrem
schwierig. Auch das neue Bundesteilhabegesetz
und seine Umsetzung hier bei uns müssen deshalb
teilweise noch kritisch hinterfragt werden.

Ich bin Ministerin Monika Bachmann und Staatsse-
kretär Stephan Kolling sehr dankbar, dass sie uns
auf dem Weg zum Bundesteilhabegesetz schon
sehr frühzeitig immer bestens informiert und beglei-
tet haben und dafür Sorge getragen haben, dass wir
auch die Punkte, die uns nicht gefallen haben, an-
sprechen konnten. Wir werden deshalb die nächsten
Wochen und Monate nutzen, um über die vorhande-
nen Schwachstellen zu diskutieren, und versuchen,
diese auszumerzen. Ich glaube, dazu sind wir in die-
sem Parlament auch fähig.

Ich spreche heute alle in diesem Hause an. Ich stel-
le immer wieder fest: Wenn es um Behindertenarbeit
geht, lohnt das parteipolitische Gezänk nicht. Diese
Menschen, für die wir kämpfen, haben es verdient,
dass wir alle gemeinsam für sie eintreten.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
der LINKEN.)

Ich würde mir deshalb wünschen, dass viele Kolle-
ginnen und Kollegen die nächsten Wochen nutzen,
in die eine oder andere Einrichtung in unserem Lan-
de zu gehen. Ich beginne mit unseren Werkstätten.
Wir haben 3.600 Beschäftigte in unseren saarländi-
schen Werkstätten, darauf bin ich sehr stolz. Die
WZB in Spiesen-Elversberg zahlt immer noch die
höchsten Löhne in der ganzen Bundesrepublik
Deutschland. Wir haben zum Beispiel mit dem Haus
Sonne oder dem Wendalinushof kleinere Unterneh-
men, wo wir auch die „grüne Werkstatt“ haben. In
diesem Segment sind wir sehr gut aufgestellt. Wir
haben Tagesförderstätten. Das ist auch ein wichti-
ges Gebilde, das das Land sehr viel Geld kostet,
aber diese Tagesförderstätten brauchen wir, weil
diese Menschen nicht in eine Werkstatt gehen kön-
nen. Deswegen sind sie wichtig, und auch hier kön-
nen wir noch die eine oder andere Verbesserung in
unserem Landesrecht vornehmen.

Ein Punkt ist mir ganz wichtig. Wir werden darüber
zu diskutieren haben, wie es in Zukunft mit der Neu-
gestaltung unserer Frühförderstellen aussieht. Ich
will heute eines klar und deutlich sagen: In den
Frühförderstellen im Saarland wird eine hervorra-

gende Arbeit geleistet. Wir sind sehr früh an den
Kindern dran. Die Frühförderung findet vorwiegend
im häuslichen Umfeld statt, das heißt, ich kann auch
noch auf die Familie schauen. Viele der Eltern sind
sehr dankbar, wenn auf der einen Seite Entwick-
lungsverzögerungen aufgearbeitet werden, aber auf
der anderen Seite der ein oder andere Tipp gegeben
wird oder beraten wird.

Es gibt welche, die ihre Hausaufgaben nicht ma-
chen. Das sind die gesetzlichen Krankenkassen, die
über Jahre, das, was sie zahlen müssten, nicht zah-
len. Das ist auch ein Punkt. Der Landesrechnungs-
hof hat dies in seinem Bericht in einer sehr konkre-
ten Art und Weise moniert. Wir müssen uns immer
wieder vor Augen führen, dass unsere Krankenkas-
sen im Moment 20 Milliarden Euro gebunkert haben.
Sie sind aber keine Banken! Sie sind für die Men-
schen, die Hilfe brauchen, zuständig. Deswegen for-
dere ich heute die Krankenkassen auf, endlich ihre
Haltung zu ändern und das, was sie zahlen müssen,
zu zahlen! Das fordern wir ein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
der LINKEN.)

Im Haushalt stehen für das Jahr 2018 fast 16 Millio-
nen Euro für die Frühförderung zur Verfügung.
Wenn die Krankenkassen ihren Beitrag leisten, dann
werden wir auch weiter in der Lage sein, das alles
so zu handeln, wie wir es tun. Deswegen müssen
wir da genau hinschauen und sollten Gespräche
führen. Einige Kollegen sind ja in Gremien zum Bei-
spiel der AOK. Dort würde ich mir wünschen, dass
das von den Parlamentariern auf die Tagesordnung
gebracht wird und dass diese Dinge ganz konkret
angesprochen werden. Nur so können wir Verände-
rungen herbeiführen.

Deswegen sage ich noch einmal: Wir müssen diffe-
renziert und genau hinkucken. Die nächsten Wo-
chen sind wichtig. Wir sind auch klug beraten, das
im Ausschuss noch einmal detailliert zu beraten und
eine größere Anhörung durchzuführen. Angespro-
chen sind die Träger: Lebenshilfe, Diakonie, Arbei-
terwohlfahrt, Caritas. Ich will heute allen Trägern ein
herzliches Wort des Dankes sagen, weil dort ganz
hervorragende Arbeit geleistet wird. Dort sind viele
Menschen, die machen das nicht nur als Beruf, son-
dern das ist für sie Berufung. Deswegen gilt es,
auch diese ganz extrem zu stärken.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Bei den Trägern gibt es den einen oder anderen
Punkt, den wir noch diskutieren müssen, auch was
die Prüfung angeht. Ich sage immer: Ich bin seit 25
Jahren in der Lebenshilfeorganisation als Geschäfts-
führer tätig. Insofern darf ich das, was wir hier in der
Politik in Gesetzen vorgeben, später an anderer
Stelle umsetzen. Ich gestehe, da hakt es manchmal
ein bisschen. Deswegen will ich bei diesen Punkten
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mit den Kolleginnen und Kollegen genau hinschau-
en.

Niemand versteckt sich, was die Prüfung angeht,
wenn genau hingekuckt wird. Aber ich sage immer:
Träger haben es heute auch nicht einfach. Ich will
das an einem Beispiel deutlich machen. Aktuell set-
zen die Träger in unserem Land die Konsensstudie
um. Es werden also neue Wohnheime gebaut. Wir
werden später nach dem neuen Bundesteilhabege-
setz kein ambulantes und kein stationäres Wohnen
mehr haben. Diese Dinge sind nachher von den Ge-
bietskörperschaften zu zahlen. Und das stellt die
Träger heute vor eine große Problematik. Wenn sie
einen Kredit aufnehmen, müssen sie nämlich eine
mittelfristige oder langfristige Finanzplanung aufstel-
len. Dann gehen sie zu den Banken, und die Banken
wollen nach Basel III heute nicht mehr nur zwei Zet-
tel haben, vielmehr müssen sie dort in der Regel
sehr viel bedrucktes Papier abgeben. Diese Dinge
sind noch nicht zu 100 Prozent geklärt und geregelt.
Deswegen haben wir dort das Problem, dass wir
nicht wissen, wie nachher die ganz Thematik aus-
sieht. Das ist recht schwierig, denn das Land wird
weiterhin Träger der Eingliederungshilfe sein, aber
die Gebietskörperschaften sind für die Grundsiche-
rung in diesem Segment zuständig. Das ist nur ein
Punkt, der aber sehr große Probleme mit sich bringt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind deswegen
gut beraten, alles noch einmal kritisch, aber kon-
struktiv unter die Lupe zu nehmen. Ich glaube, das
wird uns auch gelingen. Ich wünsche uns deshalb
eine gute Anhörung, ich wünsche uns, dass wir die
Dinge intensiv miteinander diskutieren, um hinterher
zu einem guten Gesetz zu kommen. Darum bitte ich
Sie ganz herzlich, denn das haben die behinderten
Menschen in unserem Lande verdient. - Herzlichen
Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun Rudolf Müller von
der AfD-Fraktion.

Abg. Müller (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
handelt sich hier um die notwendige Umsetzung ei-
nes Bundesgesetzes in Landesrecht. Dem werden
wir uns selbstverständlich nicht entgegenstellen. Ich
möchte mich insofern meinem Vorredner anschlie-
ßen, als er deutliche Kritik geäußert hat an dem Ver-
halten der Krankenkassen. Ja, da gibt es tatsächlich
Probleme, die das Saarland viel Geld kosten. Im
Rechnungsprüfungsausschuss ist klar geworden,
dass - teilweise allerdings auch durch Fehler der Re-
gierung - dem Saarland über 7 Millionen Euro ent-
gangen sind, die dem Land hätten zufließen sollen.

Es handelt sich dabei um die Kosten für die Frühför-
derung.

Man hat die Frühförderung vor etwa zehn Jahren in-
stalliert und damals vereinbart, dass nach einiger
Zeit genau geschaut wird, wie viel davon das Land
zu bezahlen hat und wie viel die Krankenkassen. Es
hat sich gezeigt, dass die Krankenkassen einen we-
sentlich höheren Beitrag zu zahlen gehabt hätten,
als sie gezahlt haben. Weil es nicht genug Nach-
druck vonseiten der Regierung gegeben hat, sind
diese Fehlbeträge in Millionenhöhe für das Saarland
zustande gekommen. Ich nehme an, dass in dem
Ausschuss, in dem wir die Sache weiter beraten
werden, darüber noch einmal gesprochen wird, auch
über die sonstigen Dinge, die noch zu regeln sind,
und dass wir nach Anhörung der Betroffenen auch
zu einem vernünftigen Ergebnis kommen werden. -
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Sebastian Thul von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Thul (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wir verfolgen mit diesem Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesteilhabegesetz und dem
Bundesteilhabegesetz selbst im Wesentlichen drei
Ziele. Wir wollen zum einen die Grundsätze für alle
Reha-Träger im Lande reformieren und wollen damit
zu einer Verbesserung der Zusammenarbeit beitra-
gen. Zweitens lösen wir die Eingliederungshilfe aus
dem Fürsorgesystem des SGB heraus und schaffen
ein modernes, personenzentriertes Teilhaberecht.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will es beson-
ders betonen: Ich finde, es ist eine Selbstverständ-
lichkeit, dass wir bei der Eingliederungshilfe mittler-
weile nicht mehr von Fürsorge, sondern von Teilha-
be reden. Das ist ein wirklicher Meilenstein in Sa-
chen Teilhabe von Menschen mit Behinderung und
das begrüßen wir ausdrücklich. Drittens wollen wir
eine Stärkung der Schwerbehindertenvertretung. Wir
erweitern den Personenkreis für Merkzeichen aG,
um Menschen mit schwersten Erkrankungen dieses
Merkzeichen zu ermöglichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist von dem Kol-
legen Hermann Scharf schon einiges gesagt wor-
den. Ich will nur noch hinzufügen: Ja, es werden in
der Tat einige Punkte kritisch gesehen, auch von
den Trägerinnen und Trägern. Ich will einen davon
noch einmal herausgreifen, das ist die nicht an-
lassbezogene Prüfung unserer Trägerinnen und Trä-
ger der Eingliederungshilfe. Wir nehmen diese Kritik
sehr ernst. Ich denke, wir müssen auch alles tun,
damit die Trägerinnen und Träger der Eingliede-
rungshilfe in unserem Land nicht unter Generalver-

Landtag des Saarlandes - 16. Wahlperiode - 11. Sitzung am 07. Februar 2018

(Abg. Scharf (CDU))

555



dacht gestellt werden, denn die machen eine hervor-
ragende Arbeit im Lande, und dafür können wir nur
dankbar sein.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Ich will für meine Partei insbesondere das Budget
für Arbeit noch einmal herausgreifen. Ich glaube,
dies entspricht auch dem Geist des Bundesteilhabe-
gesetzes. Die Sozialdemokratie stand und steht für
Gute Arbeit, und wir wollen nicht mehr unterschei-
den zwischen Guter Arbeit für Menschen mit Behin-
derung und Guter Arbeit für Menschen ohne Behin-
derung. Beide haben ein Recht auf Gute Arbeit, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Durch die Neuordnung
des Budgets für Arbeit können wir die Möglichkeit
der Teilhabe von Menschen mit Behinderung quali-
tativ und quantitativ verbessern. Wir gehen dort über
den Bundesdurchschnitt hinaus. Mein ehemaliger
Arbeitgeber wurde von dem Kollegen Scharf schon
genannt. Ich bin auch stolz darauf, dass wir unseren
Menschen mit Behinderung sehr gute Löhne zahlen.
Für ihre Arbeit sind wir ihnen zu großem Dank ver-
pflichtet.

Wer in eine Werkstatt für Menschen mit Behinderun-
gen geht, wird sein Bild von der Arbeit, die da geleis-
tet wird, total ändern. Es ist beeindruckend, was dort
mittlerweile an hoch moderner Arbeit, an hoch kom-
plexen Arbeitsabläufen stattfindet. Wir müssen des-
halb noch einen Schritt weitergehen, und ich stelle
die Frage - und das ist etwas, was wir mit den Trä-
gerinnen und Trägern, vor allen Dingen aber auch
mit den Betroffenen diskutieren müssen -, ob es
nicht einen Mindestlohn für Menschen mit Behinde-
rung geben soll. Wie hoch der liegen soll, darüber
kann man sicherlich diskutieren. Dass wir den Min-
destlohn, den wir aktuell haben und der durch den
Bund vorgegeben wird, beispielsweise als WZB oder
als Reha GmbH massiv überschreiten, ist eine Sa-
che. Wir müssen uns aber auch grundsätzlich dar-
über unterhalten, dass, wenn wir einen Mindestlohn
für Menschen ohne Behinderung fordern, es meines
Erachtens nur konsequent ist, auch einen Mindest-
lohn für Menschen mit Behinderung zu haben. Auch
da darf meiner Meinung nach in Zukunft mehr ge-
macht werden.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen und der
LINKEN.)

Ich freue mich deshalb ganz besonders auf die an-
stehende Anhörung. Ich hoffe, dass viele Trägerin-
nen und Träger, aber auch Betroffene in den Aus-
schuss kommen. Wir werden ihre Anregungen, aber
auch ihre Kritik dankbar aufnehmen. Ich freue mich
auf das weitere Verfahren und bitte um Zustimmung.
- Vielen Dank.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache. - Es wird vorgeschlagen,
den Gesetzentwurf an den Ausschuss für Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie zu überweisen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/236. Wer für die Annahme des
Gesetzentwurfes 16/236 in Erster Lesung unter
gleichzeitiger Überweisung an den Ausschuss für
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen?
- Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Gesetzentwurf in Erster Lesung einstimmig, mit
den Stimmen aller Fraktionen dieses Hauses, ange-
nommen wurde.

Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung:

Erste Lesung des von der AfD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Gesetzes zur Änderung des
Gesetzes über Schulen in freier Trägerschaft
(Privatschulgesetz - PrivSchG) (Drucksache
16/240)

Zur Begründung des Gesetzentwurfes erteile ich
Herrn Fraktionsvorsitzenden Josef Dörr das Wort.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Am 30. Januar 1962 hat
der saarländische Landtag ein Gesetz verabschie-
det, die freie Trägerschaft von Schulen betreffend:
das Gesetz Nr. 751. Die Aufgaben sind in dem Ge-
setz genannt: „Schulen in freier Trägerschaft dienen
nach Maßgabe des Verfassungsrechts der öffentli-
chen Aufgabe, als Ersatz- oder Ergänzungsschulen
das Schulwesen zu bereichern. Sie erweitern das
Angebot freier Schulwahl und können das Schulwe-
sen durch besondere Inhalte und Formen der Erzie-
hung und des Unterrichts fördern.“

Dieses Gesetz hat, so kann man sagen, über die
Jahrzehnte im Großen und Ganzen seine Aufgabe
zur Zufriedenheit derjenigen, die betroffen sind, er-
füllt. Allerdings ist durch die Änderung dieses Ge-
setzes am 16.11.2011 ein radikaler Wandel einge-
treten. Aus dem Gesetz zur Förderung der Privat-
schulen ist ein Gesetz geworden zur Verhinderung
von Privatschulen oder von Schulen in freier Träger-
schaft. Ganz grob kann man das so darstellen: Wur-
den vorher die Kosten für diese Schulen vom ersten
Tag der Genehmigung und der Errichtung der
Schule an voll bezahlt, war ab sofort eine Durst-
strecke von drei Jahren angesagt. Das hat natürlich
dazu geführt, dass nur noch große Anbieter, dass
nur noch große Träger, sprich die Kirche, die Wal-
dorfschulen, die Montessori-Schulen und so weiter,
mithalten konnten, aber die kleinen örtlichen Träger
auf der Strecke blieben.
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(Abg. Renner (SPD): Welche?)

Mir ist zum Beispiel überhaupt keine Neugründung
einer privaten Schule in den seitdem vergangenen
Jahren bekannt. Aber vielleicht ja dem Herrn Ren-
ner.

(Abg. Renner (SPD): Wer ist auf der Strecke ge-
blieben? Konkret!)

Konkret haben wir seitdem keine Schulen mehr ge-
gründet. Deswegen ist diese Idee auf der Strecke
geblieben. Das war die Idee, dass man das Schul-
system bereichern sollte.

(Zuruf von der SPD: Welche konkreten Maßnah-
men sind auf der Strecke geblieben? Keine!)

Nach meiner Erinnerung wurden damals zwei Grün-
de genannt: Zum einen wollte man sparen. Es ist ei-
ne Tatsache, dass in dem Fall, dass eine Gemeinde
Trägerin einer Grundschule ist, die Gemeinde auch
für die Sachkosten aufkommen muss. Handelt es
sich hingegen um eine Privatschule, kostet das den
Staat etwas. Zum anderen hat man, so erinnere ich
mich - wobei ich der Ansicht bin, dass man Wege
hätte finden können, um das zu umgehen -, die Pi-
us-Bruderschaft kaltstellen wollen. Das ist, so wie
ich das sehe, nicht gelungen. Ich möchte darüber
auch kein Urteil abgeben.

Was im Jahre 1962 sinnvoll und gut war, ist heute
leider bitter notwendig. Wir haben heute bei uns
Schulen, zum Beispiel Gemeinschaftsschulen, von
denen wir Brandbriefe bekommen. Der zuständige
Minister bekommt Brandbriefe, von diesen Briefen
erfahren aber auch wir aus der Presse.

(Abg. Renner (SPD): Und im Ausschuss.)

Es ist darin von steigender Aggressivität die Rede,
von Beleidigungen, von Bedrohungen, von Lehrerin-
nen, die nicht mehr in die Schule gehen, weil sie
Angst haben, von Drogenproblemen, von Alkohol-
problemen, von Gewalt und so weiter.

Heute Morgen nun lese ich in der Zeitung, dass der
zuständige Minister das Mittel gefunden habe, diese
Sache anzugehen. Es sollen externe Coacher kom-
men, also Berater, zwölf an der Zahl. Sie sollen die
Schulen beraten. Dazu kann ich nur sagen, dass
das eine totale Bankrotterklärung ist. Denn haben
wir - erstens - nicht selbst Leute, die wissen, was
Sache ist? Und brauchen - zweitens - die Schulen
überhaupt Berater? Nein, sie brauchen Hilfe! Die
wichtigste Hilfe wäre zum Beispiel, dieses System
der ideologisch begründeten Inklusion, aber auch
andere Dinge, radikal umzustellen. Aber zu diesem
Schritt ist die Regierung weder in der Lage noch will
sie diesen Schritt gehen.

Wir sollten, so denke ich, die Probleme, die unsere
Kinder in der Schule haben, ernst nehmen und den
Kindern einen Fluchtweg offenhalten, damit sie aus

diesem System ausscheren können. Diesen Flucht-
weg stellen die Privatschulen beziehungsweise die
Schulen in freier Trägerschaft dar.

(Zuruf von der SPD: Super Lösung!)

Sie machen unser Schulsystem auch bunter und
vielfältiger, und von vielen von Ihnen habe ich ja
schon häufig gehört, dass Sie für Buntheit und für
Vielfalt sind. Das wäre nun ein Punkt, bei dem man
das tatsächlich umsetzen könnte.

Wenn wir also im Saarland schon nicht bereit und in
der Lage sind, die Missstände an unseren Gemein-
schaftsschulen durch eine radikale Umkehr in der
Schulpolitik - weg von wirklichkeitsfremder Sozialro-
mantik hin zum gesunden Menschenverstand - zu
beseitigen, sollten wir wenigstens unseren Kindern
einen Fluchtweg offen lassen. Geben wir ihnen die
Möglichkeit, Schulen in freier Trägerschaft zu besu-
chen, bei denen die Eltern noch selbst bestimmen
können, was unterrichtet wird und wozu erzogen
wird. Ein großes Risiko gehen wir dabei ohnehin
nicht ein, denn die Gültigkeit des Gesetzes endet,
wie Sie wissen oder vielleicht auch nachgelesen ha-
ben, am 31. Dezember 2020. Also Mut! Machen Sie
das jetzt, solange Sie noch etwas machen können! -
Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort hat der Ab-
geordnete Jürgen Renner von der SPD-Landtags-
fraktion.

Abg. Renner (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es
lohnt sich bei Anträgen der AfD hier im Plenum im-
mer auch, sich mit thematisch korrespondierenden
Presseverlautbarungen der AfD zu beschäftigen. Am
06. August 2017 hat sich Herr Dörr in der Saar-
brücker Zeitung auch zu dieser Frage, die wir heute
behandeln, geäußert. Er sagte dort, Schulen müss-
ten Teil eines Marktes werden. Und mit Ihrer Erlaub-
nis, Frau Präsidentin, zitiere ich: „Ich persönlich“ - al-
so Herr Dörr - „bin der Ansicht, dass der Staat kein
guter Unternehmer ist und deshalb auch Schulen
nicht gut führen kann.“ Es ist eben auch in Ihrer Re-
de hier angeklungen, dass Sie das Private dem
Staat vorziehen.

Ich kann Ihnen dazu sagen, wir sind der Ansicht,
dass Schulen keine Unternehmen sind, dass Schü-
lerinnen und Schüler keine Kunden sind und dass
Bildung keine Ware ist, sondern ein Menschenrecht.

(Beifall von der SPD, der CDU und der LINKEN.)

Schauen wir uns in den Staaten um, in denen der
Staat diesen berechtigten Anspruch des oder der
Einzelnen auf bestmögliche Bildung nicht einlöst,
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müssen wir feststellen: Dort gibt es mehr Ungleich-
heit, weniger Chancengleichheit, weniger Bildungs-
gerechtigkeit und letztlich auch weniger Freiheit hin-
sichtlich einer selbstbestimmten Lebensführung.
Das sage ich auch in dem Bewusstsein, dass sich
unser staatliches Bildungssystem natürlich Heraus-
forderungen gegenübersieht; Sie haben das in der
Ihnen eigenen Weise angesprochen. Über diese He-
rausforderungen haben wir in diesen Tagen und in
den letzten Wochen ja auch aus gutem Grund sehr
engagiert diskutiert.

Schulen in freier Trägerschaft beziehungsweise Pri-
vatschulen sind aber nun einmal weder Allheilmittel
noch Teufelswerk. Sie können eine gute Ergänzung
zum staatlich verantworteten Bildungssystem dar-
stellen, dafür gibt es auch in unserem Land gute
Beispiele.

Die Privatschulfreiheit ist auch im Grundgesetz und
in unserer Landesverfassung verankert. Sie garan-
tiert den Schulen in freier Trägerschaft ein Betäti-
gungsfeld, das frei von staatlicher Einflussnahme ist,
und verpflichtet den Staat zur finanziellen Unterstüt-
zung. Ihren Ausdruck und ihre Präzisierung findet
diese Garantie im Gesetz über die Schulen in freier
Trägerschaft, das im Jahr 2011 in diesem Hause
einstimmig geändert wurde.

Mit Ihrem Gesetzentwurf sollen nun zwei wesentli-
che Bestimmungen aufgehoben werden, die damals
Eingang in das Gesetz gefunden haben, zum einen
eine Bewährungszeit von drei Jahren bis zur endgül-
tigen Anerkennung als Ersatzschule. Diese Rege-
lung ist in § 18 Abs. 1 enthalten. Das ist im Übrigen
keine neue Anforderung, denn sie war bereits in der
Durchführungsverordnung zum Privatschulgesetz
geregelt und wurde ins Gesetz aufgenommen we-
gen der Bedeutung, die das Bundesverfassungsge-
richt der staatlichen Anerkennung von Privatschulen
in seiner Rechtsprechung beigemessen hat. Zum
Zweiten wurde der Anspruch auf staatliche Finanz-
hilfe in § 28 Abs. 3 an diese Bewährungszeit gebun-
den. Das heißt, eine Ersatzschule ist erst nach einer
erfolgreichen Anlaufphase, nach einem dreijährigen
beanstandungsfreien Betrieb in der Lage, die volle
staatliche Finanzhilfe in Anspruch zu nehmen. Beide
Regelungen sind außerordentlich sinnvoll, sie grei-
fen im Übrigen auch Regelungen anderer Bundes-
länder auf.

Schulen in freier Trägerschaft bedürfen der Geneh-
migung der Schulaufsichtsbehörde; die Prüfung ori-
entiert sich daran, ob das Schulkonzept den rechtli-
chen Anforderungen genügt und die personellen und
sächlichen Voraussetzungen für den Schulbetrieb
erfüllt sind. Bis zur Änderung 2011 lag das finanziel-
le Risiko einer Schulgründung weitgehend beim
Land, das die volle Finanzhilfe von Beginn der Inbe-
triebnahme an zu leisten hatte. Mit der Gesetzesän-
derung 2011 wurde neben den Regelungen zur Ge-

währung staatlicher Finanzhilfen für laufende Perso-
nal- und Sachausgaben auch eine Regelung für die
Finanzhilfe in Form von Baukostenzuschüssen des
Landes aufgenommen. Denn im Falle eines Schei-
terns - und das ist der eigentliche Grund - trägt der
Staat, der Steuerzahler die volle Last, die mit den
Zuschüssen verbunden ist.

Es gibt auch noch einen anderen Grund, warum das
außerordentlich sinnvoll ist. Die Betreiber einer
Schule in freier Trägerschaft erhalten über diese Re-
gelung Planungssicherheit, Eltern und Kinder kön-
nen durch sie auf die Zuverlässigkeit eines Betrei-
bers und das Gelingen der Gründung einer freien
Schule vertrauen.

Seit 2011 wurde eine Schule in freier Trägerschaft
gegründet. Es ist nicht bekannt, dass die gesetzli-
chen Bestimmungen das Vorhaben erschwert hät-
ten. Es gibt auch keine Anzeichen dafür, dass ande-
re Gründungen erschwert oder behindert wurden.
Herr Dörr, Sie haben eben gesagt, es seien eine
Reihe von Maßnahmen auf der Strecke geblieben.
Meiner Kenntnis nach ist das nicht der Fall, ist kein
Vorhaben an den gesetzlichen Bestimmungen die-
ses Gesetzes gescheitert. Ich finde, wenn Sie sol-
che Aussagen hier treffen, dann sollten Sie auch
Ross und Reiter nennen und nicht einfach nur hier
ins Blaue hinein reden.

Insofern, meine Damen und Herren, hat die gesetzli-
che Regelung ihren Sinn erfüllt. Wir lehnen den An-
trag der AfD ab.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun die Abgeordnete
Barbara Spaniol von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Spaniol (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Im Jahr 2011 wurde das Privatschulgesetz im Saar-
land geändert. Wir LINKE haben dem damals zuge-
stimmt. Es wurde auch der Name geändert. Statt
„Privatschulgesetz“ heißt es nun zu Recht „Gesetz
über Schulen in freier Trägerschaft“. Die Namensän-
derung war richtig so, vor allem war sie zeitgemäß,
angelehnt auch an die Regelungen in den meisten
anderen Bundesländern.

Es geht bei alledem zum Glück - das muss man be-
tonen - in der Mehrzahl der Fälle nicht um klassi-
sche Privatschulen vom Typ des bekannten Elitein-
ternats am Bodensee, sondern es geht vielmehr um
Schulen mit bestimmten pädagogischen Profilen als
Alternative, wie zum Beispiel Gesamtschulen beson-
derer pädagogischer Prägung in Trägerschaft der
Eltern. Diese Schulen, das klang ja eben auch an,
sind wichtige Zusatzangebote in unserem Bildungs-
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system, und sie wollen öffentliche Verantwortung
übernehmen.

Die Änderungen in § 18 und § 28, deren Streichung
im vorliegenden Entwurf verlangt wird, haben be-
wirkt - Kollege Renner hat es ausgeführt, ich muss
das nicht alles wiederholen -, dass neu zu gründen-
de Schulen in freier Trägerschaft erst dann öffentli-
che Finanzhilfen beanspruchen können, wenn sie
staatlich anerkannt sind. Das war kein radikaler
Wechsel, denn es war tatsächlich damals schon so,
dass das in fast allen Bundesländern entsprechend
geregelt war.

Es geht also um eine Art Bewährungsfrist für neue
Schulen, das wurde auch schon gesagt. Erst nach
einer erfolgreichen Gründungsphase bekommt die
Schule die volle staatliche Finanzhilfe. Es ist ja nicht
so, dass man eine Schule, die in die Gründungspha-
se gehen will, im Regen stehen lässt, es gibt ja auch
einen gewissen Anteil an Finanzhilfe. Aber die volle
Finanzhilfe gibt es erst, wenn sozusagen die Bewäh-
rung erfolgt ist. Wir halten das auch für vernünftig.

Für uns war aber damals mit Blick auf die Missstän-
de rund um die Schulen in Trägerschaft der Pius-
Bruderschaft viel entscheidender, dass die Zuverläs-
sigkeit des Schulträgers auf den Prüfstand kam. Wir
haben immer wieder gefordert, dass hier die Hürden
höher werden. Das hat etwas mit Planungssicherheit
zu tun, das hat aber auch etwas mit Sicherheit für
die betroffenen Schülerinnen und Schüler zu tun,
und das war richtig so!

(Beifall von der LINKEN und bei der SPD.)

Die Schulleitung muss seitdem nicht nur persönlich,
sondern auch fachlich geeignet sein, die Schule ver-
antwortungsvoll zu führen. Es ist auch dringend not-
wendig, dass hier genau hingeschaut wird.

Meine Damen und Herren, die aktuellen Herausfor-
derungen an unseren Schulen sind aber derzeit
ganz andere. Die Brandbriefe saarländischer
Schulen wurden eben angesprochen, aber hier noch
mehr Schulen in freier Trägerschaft zu gründen, ist
das die richtige Antwort auf das, was bei den öffent-
lichen Schulen an Problemen da ist? Das bezweifle
ich. Man muss bei den öffentlichen Schulen anset-
zen, hier muss man Lösungen finden. Die dramati-
schen Hilferufe von den Gemeinschaftsschulen sind
bekannt; hier ist ein Sofortprogramm notwendig, es
muss sofort Abhilfe geschaffen werden.

Es sind ja auch schon Schritte angekündigt, das ha-
ben wir heute Morgen gehört und gelesen. Wir be-
grüßen das, aber das wird auf jeden Fall nicht aus-
reichen. Wir sind uns hier mit der GEW einig, dass
der Weg, nur Pilotschulen einzurichten, nicht ausrei-
chend ist. Hier müsste viel mehr passieren. Wir ha-
ben das auch ganz klar formuliert. Wir haben ge-
sagt, jede Gemeinschaftsschule müsste derzeit min-

destens drei Sozialarbeiterkräfte haben und keine
Klasse dürfte mehr als 24 bis 25 Schülerinnen und
Schüler haben. Darum geht es! Und in den Klassen-
stufen 5 und 6 sollte eine Doppelbetreuung durch
zwei Lehrkräfte sichergestellt werden. Das sind die
Herausforderungen, darum geht es. Hier muss an-
gesetzt werden.

Aber, meine Damen und Herren, etwas fehlt mir hier
in dieser Diskussion, das wird offenbar ausgeblen-
det. Man kann nicht mehr wegdiskutieren, dass die
Schere zwischen Arm und Reich sich in unserer Ge-
sellschaft immer weiter öffnet. Immer mehr Men-
schen fühlen sich abgehängt, stehen ohne Perspek-
tive da. In der Folge nehmen natürlich auch die Pro-
bleme an unseren Schulen zu. Wir haben im Bil-
dungsausschuss gehört, wie sich die Armutsspirale
auch im Saarland immer weiter dreht. Der Anteil der
Kinder, deren Eltern vom Entgelt für die Schul-
buchausleihe befreit sind, steigt bedenklich an. Es
sind mehrere Schulen im Raum Saarbrücken ge-
nannt worden, bei denen weit über 50 Prozent der
Kinder davon betroffen sind. Und warum sind diese
Familien von der Leihgebühr befreit? Das ist doch
auch völlig klar: weil sie eben in sehr schlechten Ein-
kommenssituationen leben müssen. Das ist also
letzten Endes ein Indikator für eine steigende Armut.

Meine Damen und Herren, es wird immer wieder
über die vielen Schülerinnen und Schüler mit soge-
nannter sozial-emotionaler Beeinträchtigung gespro-
chen und die Konsequenzen, die das für die
Schulen hat. Hier möchte ich sagen, es gehören
ganz viele dazu, die in schwierigen Lebensverhält-
nissen aufwachsen müssen. Das hat eben leider
auch viel mit Perspektivlosigkeit zu tun, das hat
ganz viel mit zunehmender Armut zu tun. Hier muss
umgesteuert werden! Dann entwickeln sich die Kin-
der ganz anders, haben eben auch ganz andere,
viel bessere Perspektiven. Dazu gehören eben Res-
sourcen, damit all das auch gelingt. Auch das darf
man nie ausblenden, wenn es darum geht, umzu-
steuern.

Unsere Lehrerinnen und Lehrer an den öffentlichen
Schulen sind zunehmend gefordert, Versäumnisse
der Gesellschaft und der Familien auszugleichen.
Das kann man nicht mehr so stehen lassen, man
kann sie mit diesen Problemen an den Schulen nicht
alleine lassen, sie brauchen mehr Unterstützung, vor
allem mehr Personal. Das sind die Problemlagen,
um die wir uns kümmern müssen und wo wir hin-
schauen müssen.

Das Ziel des AfD-Antrags ist es nun, die Gründung
neuer Schulen in freier Trägerschaft zu erleichtern.
Aber, wie gesagt, hier stellt sich die Frage, die auch
vom Kollegen Renner aufgeworfen wurde: Ist denn
in den vergangenen Jahren eine nennenswerte An-
zahl von Initiativen für neue Schulen dieser Art
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durch die bestehenden Regelungen verhindert wor-
den? Nein, es ist kein Fall bekannt.

Es gibt funktionierende Schulen in freier Träger-
schaft. Wir liegen beim Anteil der allgemeinbilden-
den privaten Schulen im Mittelfeld, auch im Länder-
vergleich. Es gibt aus unserer Sicht daher keinen
Bedarf für eine neue Regelung. Wir wollen uns lie-
ber um die Themen kümmern, die wirklich unter den
Nägeln brennen. Deshalb lehnen wir auch den Ge-
setzentwurf ab. - Ich bedanke mich.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Abgeordnete
Frank Wagner von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Wagner (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Im
vorliegenden Gesetzentwurf der AfD-Landtagsfrakti-
on geht es um eine Änderung des Gesetzes über
Schulen in freier Trägerschaft, vormals Privatschul-
gesetz. Unser Bildungssystem ist sehr vielfältig, und
gute Bildung lebt auch vom Austausch und von der
Konkurrenz untereinander in den einzelnen Schul-
formen. Die Schulen in freier Trägerschaft bezie-
hungsweise Privatschulen sind eine wichtige Berei-
cherung in unserem Bildungssystem. Wir haben im
Saarland zahlreiche Privatschulen, die sich seit vie-
len Jahren auf dem Markt etabliert haben und her-
vorragende Arbeit leisten. Die Privatschulen finden
bundesweit vermehrt Zuspruch. Ab dem Jahr 2007
wurden im Saarland, aber auch im übrigen Bundes-
gebiet, zahlreiche Gründungsinitiativen gestartet,
was mit Sicherheit sinnvoll ist. Man muss sich dies
aber näher anschauen, weil bei den ganzen The-
men, die wir in unserer Schullandschaft haben, eine
hohe Verantwortung auf die neuen Schulen zu-
kommt.

Man hat damals genau geschaut, wie die Bedingun-
gen in den anderen Bundesländern aussehen, dann
gab es eine Anpassung des Gesetzes im Jahr 2011.
Die Privatschulen stehen vor den gleichen Heraus-
forderungen wie unsere staatlichen Schulen in den
einzelnen Schulformen. In den vergangenen zehn
Jahren hat sich die Situation in unseren Schulen
deutlich verändert. Das gesamte Fachpersonal, Leh-
rerinnen und Lehrer, Erzieher, pädagogische Fach-
kräfte, musste auf diese Veränderungen mit guten
Konzepten und modernen Schulprofilen reagieren.
An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an alle
Fachkräfte in unseren Schulen und in unseren Kitas,
vielen Dank für eure Arbeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

In der aktuellen Schullandschaft hat sich viel getan,
die Lehrkräfte müssen zahlreiche Themen aktiv an-

gehen. Die gesamtgesellschaftlichen Herausforde-
rungen werden immer schwieriger. Es gibt immer
mehr Kinder aus sozialen Brennpunkten, für die man
gute Lösungen haben muss. Es gibt immer mehr
Heterogenität in unserer Schülerschaft. Die Inklusi-
on, das Unterrichten von behinderten und nicht be-
hinderten Kindern, ist eine große Herausforderung.
Dieses Thema gehen wir massiv an, wir haben dort
gute Ansätze, die es auch in die Privatschulen zu
übertragen gilt. Das Thema Ganztags- und Nachmit-
tagsbetreuung, die Anschlussfähigkeit des Unter-
richts in den Nachmittag, also eine gute Rhythmisie-
rung durch Konzepte im gebundenen Ganztag, in
der Freiwilligen Ganztagsschule oder auch beim
neuen Modell, das wir jetzt angehen möchten, beim
flexiblen Ganztag, all das sind Modelle, die unsere
Familien brauchen, um eine gute Betreuung für un-
sere Kinder zu gewährleisten. Das ist auch für unse-
re Privatschulen ganz wichtig.

Dazu gehört die Zusammenarbeit mit Institutionen
und Behörden, Sozialarbeit, Jugendhilfe, Schulpsy-
chologie, Gesundheitswesen, aber auch ganz viele
Gespräche mit Vereinen und Beteiligten vor Ort in
den einzelnen Regionen. Deshalb ist es wichtig, sich
ein Netzwerk aufzubauen, um dort gute Kooperati-
onspartner zu haben. Das geht nicht von heute auf
morgen, das muss wachsen. Übergänge werden im-
mer wichtiger, deshalb ist Kooperation und Aus-
tausch mit den anderen Schulen wichtig. Der Über-
gang vom Kindergarten zur Grundschule, von der
Grundschule zur weiterführenden Schule und nach-
her von der weiterführenden Schule zum Ausbil-
dungsbetrieb ist eine große Herausforderung. Auch
hier muss ein Netzwerk aufgebaut werden.

Eine neue Schule muss sich dieser Themen anneh-
men und in ihrem Schulprofil berücksichtigen. Im
Jahr 2011 wurde das vorliegende Gesetz den aktu-
ellen Bedürfnissen angepasst. Diese Anpassung er-
folgte unter dem Aspekt der Qualitätssicherung und
unter der Berücksichtigung der Regelungen in ande-
ren Bundesländern. Dies geschah aber mit Augen-
maß und in einem sehr detaillierten Abstimmungs-
prozess. Es gab zahlreiche Anhörungen, man hat
sich wirklich die einzelnen Schulen angesehen, Ge-
spräche mit den Trägern geführt und in vielen Sit-
zungen hier intensiv beraten. Das Privatschulwesen
wurde nicht beeinträchtigt, die Schulen in freier Trä-
gerschaft stellen weiterhin eine wichtige Bereiche-
rung des Schulwesens dar.

Im Folgenden möchte ich nun die wichtigsten Punk-
te des aktuellen Privatschulgesetzes herausstellen.
Zum Thema Antragsfrist. Mit dem neuen Gesetz
wurde eine neue Frist eingeführt, um sicherzustel-
len, dass die in der Regel sehr umfangreichen An-
tragsunterlagen insbesondere im Hinblick auf die In-
teressen der potenziellen zukünftigen Schüler mit
der nötigen Sorgfalt geprüft werden können. Der An-
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trag auf Genehmigung einer Schule in freier Träger-
schaft ist dem Ministerium für Bildung und Kultur vor
dem 01. Februar eines Jahres bescheidungsfähig
vorzulegen. Somit kann die Erteilung einer Geneh-
migung für den Beginn des kommenden Schuljahres
getroffen werden. Diesen Vorlauf benötigt man auch
für die Personalplanung; man muss sich immer wie-
der anschauen, welche Bedingungen, welche Res-
sourcen für die Schule benötigt werden. Es muss ein
intensiver Abstimmungsprozess durchgeführt wer-
den, dafür wird Zeit benötigt.

Zum Thema Genehmigung. Eine Ersatzschule darf
nur genehmigt werden, wenn sie hinter den ver-
gleichbaren öffentlichen Schulen in den Lehrzielen,
den Einrichtungen und der wissenschaftlichen Aus-
bildung der Lehrkräfte nicht zurücksteht. Der Träger
muss sich als zuverlässig erweisen. Das Thema Zu-
verlässigkeit wurde ebenfalls von der Kollegin Spa-
niol angesprochen. Es ist an dem Punkt richtig, dass
ein Schulträger zuverlässig agieren muss und nicht
nur die Verwaltung und die Organisation, sondern
auch den Umgang mit den Schülern im Griff haben
muss. Das Thema der Pius-Brüderschaft wurde
eben angesprochen. Ja, das war definitiv ein The-
ma, bei dem man sich das Gesetz genau angese-
hen und geprüft hat: Arbeiten diejenigen dort wirklich
noch zeitgemäß, haben sie von ihrer Ausbildung,
von ihrer fachlichen Kompetenz das Wissen, das
heute den Schülerinnen und Schülern gut tut? Das
war definitiv nicht der Fall.

Umso wichtiger ist es, die Schulleitung nicht nur als
zuverlässig einzustufen, sondern auch die fachliche
Eignung zu überprüfen. Wer eine Schule führen
möchte, wer eine Schule leiten möchte, muss auch
die pädagogische Kompetenz mitbringen, um die
Schulkonzepte umzusetzen und auch die ganzen
neuen Herausforderungen in das Kollegium zu tra-
gen und Vorbild zu sein.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Weiterhin muss es grundsätzlich möglich sein, dass
Schülerinnen und Schüler aller gesellschaftlichen
Schichten diese Schule besuchen können. Ganz
wichtig beim Thema Privatschulen ist, denke ich,
dass es eine Heterogenität der Schülerschaft auch
in den Privatschulen gibt. Darauf muss weiterhin
Wert gelegt werden.

Zum Thema Zeit bis zur Anerkennung der Privat-
schule. Mit der Änderung des Gesetzes im Jahr
2011 wurde eine Art Bewährungszeit eingeführt.
Diese gilt selbstverständlich nur für Neugründungen,
bestehende Schulen haben einen Bestandsschutz
erhalten. Bei diesen Änderungen wurde die staatli-
che Finanzhilfe zu den laufenden Personal- und
Sachkosten an die staatliche Anerkennung der Pri-
vatschule gekoppelt. Diese Regelung gab es bereits
vor dem Jahr 2011 in fast allen Bundesländern. Ich

habe mir aktuell noch einmal angesehen, wie es in
anderen Bundesländern aussieht. Dort gibt es über-
all Wartezeiten, in denen ganz genau geschaut wird,
ob die Schule auf sicheren Füßen steht, ob wirklich
zugelassen werden kann, dass dort Schülerinnen
und Schüler unterrichtet werden und nicht die Ge-
fahr besteht, dass sie vielleicht nach einem oder
zwei Jahren die Schule wieder verlassen müssen.
Das wäre mit Sicherheit das Schlechteste, was pas-
sieren könnte.

In den anderen Bundesländern gibt es, wie eben an-
gesprochen, Wartezeiten von zwei bis drei Jahren
oder sogar bis zum Vollausbau der Schule. Damit ei-
ne Schule im Saarland staatlich anerkannt wird,
muss sie die Gewähr bieten, dass sie dauerhaft die
nach dem saarländischen Privatschulgesetz gestell-
ten Anforderungen erfüllt. Sie werden anerkannt,
wenn sie drei Jahre ohne Beanstandung gearbeitet
haben. Diese Zuverlässigkeit und Konstanz sind
sehr wichtig und auch sinnvoll, da wir für die Schüler
wirklich eine gute und stabile Basis wollen und eine
gewisse Zuverlässigkeit, dass man langfristig bis
zum nächsten Bildungsabschluss planen kann.

Die saarländische Landesregierung lässt die Grün-
der von Ersatzschulen aber nicht im Regen stehen,
sondern es gibt Förderungen von Anfang an. Des-
halb erhalten die Träger in dieser Anfangsphase bis
zur Anerkennung eine staatliche Finanzhilfe von 25
Prozent der laufenden Kosten. Nach ihrer Anerken-
nung haben sie Anspruch auf weitere 25 Prozent ih-
rer laufenden Ausgaben, die in der Zeitdauer zwi-
schen Genehmigung und Anerkennung angefallen
sind.

Eine ähnliche Änderung betraf die Investitionszu-
schüsse. Hier wurde ebenfalls eine Bewährungszeit
eingeführt. Auch hier soll gründlich geprüft werden,
ob eine neue Privatschule sich auch langfristig eta-
blieren kann. Bauzuschüsse verfehlen ihren Zweck,
wenn eine Schulgründung scheitert. Es gibt gute Al-
ternativen. In vielen Kommunen gibt es geeignete
Gebäude, wo Räume angemietet werden können.
Man fängt mit einer oder zwei Klassen an und kann
später das Ganze erweitern. Dann im Nachgang
über eigene Investitionen in diesem Bereich nachzu-
denken, ist in der Chronologie der Dinge mit Sicher-
heit der richtige Weg.

Die AfD-Fraktion möchte mit einer Änderung des
Gesetzes für Schulen in freier Trägerschaft gerade
die eben geschilderte Bewährungszeit bis zur Aner-
kennung wieder abschaffen. Des Weiteren sollen die
Finanzhilfen wieder ab dem Tag der Genehmigung
in voller Höhe fließen.

2011 wurde dieses Gesetz wie eben auch von mir
bereits erläutert, sehr behutsam geändert und den
Richtlinien der übrigen Bundesländer angepasst, im
Übrigen - auch eben wurde das schon angespro-
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chen - wurde dieses Gesetz unter Zustimmung aller
Fraktionen einstimmig, von allen Abgeordneten, ent-
sprechend verabschiedet.

An dieser Stelle möchte ich auch erwähnen, dass
die vom Grundgesetz und von der Landesverfas-
sung umschriebene Privatschulfreiheit den Ersatz-
schulen ein der staatlichen Einflussnahme entzoge-
nes Betätigungsfeld garantiert, den Staat aber zu ei-
ner Unterstützung verpflichtet. Gerade mit Blick auf
diese Unterstützung muss auch daran gekoppelt
sein, dass man die neuen Schulen auf Zuverlässig-
keit und Umsetzung der Lehrpläne und auch der Bil-
dungsabschlüsse überprüft. Wie ich bereits anfangs
erwähnte, haben wir im Saarland gut funktionieren-
de Privatschulen in den einzelnen Schulformen. Hier
wird sehr wertvolle Arbeit geleistet.

Diese Schulen haben mittlerweile viele Erfahrungen
gesammelt und haben auch ihre Konzepte und Leit-
bilder den heutigen Herausforderungen angepasst.
Für Neugründungen gibt es auch weiterhin eine rea-
listische Chance, sich zu etablieren und eine staatli-
che Anerkennung zu erhalten. Eben hatte der Kolle-
ge Renner, glaube ich, bereits erwähnt, dass wir im
Jahr 2012, also nach Beginn des neuen Gesetzes,
eine Neugründung hatten. Die Grundschule Montes-
sori in Oberwürzbach wurde nämlich neu gegründet
beziehungsweise im August 2012 genehmigt, und
nach erfolgreicher Bewährung - in diesem Prozess
hatte sich die Schulaufsicht in Abstimmungsgesprä-
chen mit Eltern, Trägen und Ministerium das Ganze
angesehen und dann gesagt, die Schule steht auf
guten Füßen - erfolgte im Januar 2016 die Anerken-
nung. Das zeigt, dass das aktuelle Gesetz definitiv
zeitgemäß ist.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Gerade aufgrund der angesprochenen Veränderun-
gen im heutigen Schulalltag - ich bin am Anfang
meiner Rede darauf eingegangen - sehen wir es als
wichtig an, dass durch diese Kontrollmechanismen
eine neue Ersatzschule in ihrer Gründungsphase
begleitet wird und auf stabilen Füßen steht.

Ich kann es mir wirklich nicht verkneifen, zum Ab-
schluss noch ganz kurz auf das einzugehen, was
Sie anfangs erläutert hatten, Herr Dörr. Am Anfang
hatte ich gedacht, er hat sich jetzt Gott sei Dank ein-
mal mit der Thematik auseinandergesetzt. Man hat
auch gemerkt, dass Sie sich mit dem vorliegenden
Gesetz befasst haben. Aber dann wird wieder auf
die aktuelle Situation eingegangen, dann wird das
Thema neue Privatschule vorgeschoben als eine Lö-
sungsmöglichkeit für die Themenfelder, die wir aktu-
ell bearbeiten.

Das Thema, das heute Morgen in der Zeitung stand,
ist ein ganz wichtiger Ansatz, nämlich dass man sich
von außen Experten in das System holt. Sie können
uns glauben, dass wir uns hier in intensiven Bera-

tungen befinden und auch gute Lösungsmöglichkei-
ten auf dem Weg erarbeiten, um mit diesem Exper-
tenwissen von Leuten, die von einer Schulakademie
kommen und in ganz großen Schulen schon Lösun-
gen erarbeitet haben, ein richtiges Signal auszusen-
den.

Ich denke, dass wir hier auf einem richtig guten Weg
sind, einmal im Kleinen anzufangen, um dann diese
Lösungen in den einzelnen Betätigungsfeldern der
Schulen in die Fläche zu tragen. Da sind wir auf
dem richtigen Weg. Ich kann Ihnen nur raten, sich
auch unsere Konzepte einmal anzuschauen. Wir ha-
ben Lösungen für ganz viele Fragen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir sehen keine Notwendigkeit, dass es hier zu ei-
ner Anpassung kommt. Wir lehnen daher den vorlie-
genden Gesetzentwurf ab. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Fraktionsvorsit-
zende der AfD-Fraktion Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mir das
jetzt in aller Ruhe angehört und es war vieles dabei,
was ich unterstreichen kann. Es ist auch immer
schmeichelhaft, wenn man zitiert wird, wie in diesem
Fall vom Herrn Kollegen Renner.

(Abg. Renner (SPD): Ja!)

Besonders schön ist es überdies, wenn es auch
noch stimmt. Ja, ich bin überzeugt, dass das staatli-
che Schulsystem große Mängel hat. Der Staat ist ein
schlechter Unternehmer. Das ist auch meine Über-
zeugung. Wir haben es ja erlebt im Osten unseres
Vaterlandes, in der damaligen DDR, dass wirklich
gute Ingenieure - mit Sicherheit gute Ingenieure - 40
Jahre lang an einem Auto gearbeitet haben und am
Schluss kam der Trabi heraus. In der Zeit haben un-
sere Ingenieure hier Autos hergestellt für jeden Ge-
brauch in jeder Größe für alle Preisklassen und so
weiter. Das ist der Unterschied zur Planwirtschaft
und das ist der Unterschied zwischen privater Wirt-
schaft und staatlicher Wirtschaft.

(Lachen bei der SPD.)

Was die Maßnahmen betrifft, die verhindert worden
sind, so bin ich missverstanden worden. Ich denke,
dass wegen dieser Vorschriften, die im Augenblick
im Gesetz sind, erst gar keine Privatschulen bean-
tragt werden. Einmal abgesehen von den bürokrati-
schen Hürden, die man sicherlich zum Teil verste-
hen kann - es muss ja eine Zuverlässigkeit da sein -,
müssen nicht auch noch finanzielle Hürden dazu-
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kommen, indem man zum Beispiel einem potenziel-
len kleinen Schulträger dieses Risiko aufbürdet, der
schon gar nicht in der Lage ist, das zu machen.

Die eine Schule, die genannt worden ist, ist bezeich-
nenderweise die Montessori-Schule. Die steht ja
nicht alleine. Das ist ja ein großer Schulverband. Die
sind über ganz Deutschland verbreitet genau wie die
Waldorfschulen. Die können sich das durchaus auch
einmal leisten, irgendwo eine Schule zu gründen
und dann drei oder vier Jahre zu warten, bis sie die
volle Entschädigung für ihre Auslagen bekommen.
Das kann sich ein privater kleiner Schulträger auf
Ortsebene zum Beispiel nicht leisten. Deshalb sind
auch - das haben Sie ja indirekt zugegeben - seit
2012 überhaupt keine Anträge mehr gestellt worden.

(Abg. Renner (SPD): Das ist reine Spekulation!)

Das ist jetzt sechs Jahre her. Sechs Jahre wurde
das nicht gemacht. Wenn dieses Gesetz vielleicht
fortschrittlicher war als die Gesetze, die es in ande-
ren Bundesländern gibt - wir haben ja eine Kulturho-
heit -, dann muss man das Gesetz nicht ändern. Das
hat fünf Jahrzehnte im Saarland sehr gut funktio-
niert. Es gab - und das gibt es jetzt auch noch - gute
Schulen in freier Trägerschaft. Das hätte man nicht
ändern müssen. Unser Antrag geht nur darauf hin-
aus, dass man diesen aus Erfahrung guten Zustand
wiederherstellt.

Und wenn man Vergleiche mit anderen zieht, dann
kann ich Ihnen sagen, ich war länger in Baden-Würt-
temberg gewesen, dort ist das Privatschulwesen
oder das Schulwesen in freier Trägerschaft ein ganz
wesentlicher Bestandteil des gesamten Schulwe-
sens. Sagen Sie bitte nicht, dass in Baden-Württem-
berg nicht gut erzogen und unterrichtet wird.

Es wird hier auch immer von der Frankreichstrategie
gesprochen. Da kann ich Ihnen sagen, in Frankreich
sind die Privatschulen - jetzt sage ich wieder „Privat-
schulen“ -, die man sich leisten kann, ganz stark.
Drei meiner Söhne waren auch an einer solchen Pri-
vatschule, nicht für Reiche; ich gehöre nicht dazu,
Alleinverdienender, vier Söhne. Der Staat wollte sie
begrenzen, aber die Leute sind auf die Straße ge-
gangen, damals wurden in Paris eine Million Men-
schen mobilisiert.

Das Privatschulwesen oder das Schulwesen in freier
Trägerschaft sollte man also fördern. So stand und
steht es im Gesetz. Seit 2011 würgen wir dieses
System ab. Unser Antrag lautet, dies wieder rück-
gängig zu machen. Ich garantiere Ihnen von dieser
Stelle - und Sie können mich dann in einem Jahr
wieder zitieren -, dass uns die Probleme nicht ver-
lassen werden, die wir jetzt in unseren Gemein-
schaftsschulen haben, hauptsächlich in den Ge-
meinschaftsschulen, in denen man die Inklusion vor-
antreibt. All diese Berater bringen überhaupt nichts.
Die Probleme werden uns nicht verlassen. Wir wer-

den noch nach Lösungen schreien. Ich bin gerne be-
reit zu helfen. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Minister für Bildung und Kultur
Ulrich Commerçon.

Minister Commerçon:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gestatten Sie mir zunächst eine Vorbemerkung zu
den Dingen, die in der Debatte angesprochen wur-
den, die zwar mit dem Gegenstand der Tagesord-
nung nichts zu tun haben, auf die ich aber doch ein-
gehen will, damit es nicht heißt, ich würde dazu
nichts sagen.

Ich bin in diesem Raum wohl am unverdächtigsten,
was das Thema kritische Herangehensweise an den
Aufbau der Gemeinschaftsschule angeht. Ich erinne-
re daran, dass ich zu Oppositionszeiten an diesem
Pult stand und gesagt habe, viele Probleme, die wir
bei den Gemeinschaftsschulen womöglich künftig
bekommen würden, müssten im Vorfeld gelöst wer-
den. Allerdings war es so, dass die damalige Jamai-
ka-Koalition auseinandergebrochen ist und die Ver-
fassung geändert wurde. Die Gemeinschaftsschulen
mussten eingerichtet werden, aber viele Dinge wa-
ren nicht vorbereitet. In den letzten Jahren haben
wir, wie ich glaube, ganz erfolgreich daran gearbei-
tet.

Ich will an Folgendes erinnern: Als ich das Amt über-
nommen habe, gab es keine Funktionsstellenstruk-
tur der Gemeinschaftsschulen, es gab noch nicht
mal eine Planung für die Oberstufe der Gemein-
schaftsschulen, wie sie ausgestattet werden sollten,
war völlig nebulös, viele inhaltlichen Dinge waren
nicht geklärt. Wir hatten noch nicht einmal eine
rechtskräftige Gemeinschaftsschulverordnung. Wir
mussten sie erst neu auf den Weg bringen.

Vor diesem Hintergrund will ich durchaus noch ein-
mal betonen, dass es uns gelungen ist, in den ers-
ten Jahren für eine extrem hohe Stabilität unseres
Schulsystems zu sorgen, indem wir in sehr kurzer
Zeit genau diese Voraussetzungen geschaffen ha-
ben. Ich finde, die Große Koalition kann ein
bisschen stolz darauf sein, dies in den letzten sechs
Jahren gut hinbekommen zu haben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will eine zweite Vorbemerkung machen. Ich war
der Erste, der immer darauf hingewiesen hat, dass
wir zunehmend Probleme in den Schulen bekom-
men. Ich sage es einmal ein bisschen scherzhaft,
obwohl das Thema eigentlich recht ernst ist: Auch
die heutige Überschrift der Saarbrücker Zeitung
zeigt, dass Bildung Not tut, denn das Saarland will
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den Schulen nicht mit Problemen helfen, sondern
das Saarland will den Schulen bei Problemen hel-
fen, wenn sie Probleme haben.

Welches Problem haben unsere Schulen? - Unsere
Schulen haben doch nicht das Problem, dass die
Bildungspolitik in den letzten Jahren und Jahrzehn-
ten immer neue Herausforderungen in die Schulen
gebracht hätte. Nein, unsere Schulen haben das
Problem, dass zunehmend der ökonomische Druck,
der in unserer Gesellschaft vorhanden ist, in den
Schulen ankommt. Wir haben es immer mehr mit
Kindern zu tun, die in Armut leben. Die Kinderarmut
ist in unserem Land drastisch gewachsen. Es kom-
men immer mehr Kinder morgens in die Schule, die
nicht gefrühstückt haben, die nachts nicht geschla-
fen haben, bei denen zuhause sich niemand geküm-
mert hat. Was machen Lehrer in einer solchen Si-
tuation? - Sie kümmern sich morgens erst einmal
darum, diese Kinder einigermaßen vernünftig in Ob-
hut und Schutz zu nehmen.

Ich sage aber auch, das ist nicht die Kernaufgabe
von Schule. Die Kernaufgabe von Schule ist es, gu-
ten Unterricht zu machen. Dass Lehrerinnen und
Lehrer dazu überhaupt nicht mehr kommen, ist die
eigentliche Herausforderung, vor der wir in unseren
Schulen zurzeit stehen. Dabei müssen wir die Leh-
rerinnen und Lehrer unterstützen. Das ist die eigent-
lich zentrale Aufgabe. Ich sage es ganz am Anfang:
Mit Privatisierung werden wir das Gegenteil errei-
chen. Lassen Sie uns deshalb dafür sorgen, dass
wir Schulen von den Aufgaben entlasten, bei denen
es sich diese Gesellschaft ein kleines bisschen
leicht macht, indem sie alles in unsere Bildungsein-
richtungen abdrückt. Nein, liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Lehrerinnen und Lehrer haben es ver-
dient, dass nicht alle Probleme, die unsere Gesell-
schaft hat, in den Schulen gelöst werden müssen,
sondern dass sie ihrer Kernaufgabe wieder nach-
kommen können. Das muss in den nächsten Jahren
im Fokus der Politik stehen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Nun zum Tagesordnungspunkt. Ich will dazu nur drei
Dinge sagen. Zunächst zur Gesetzesänderung
selbst, dann zu den Erfahrungen, die wir in den letz-
ten Jahren, insbesondere vor der Gesetzesände-
rung gemacht haben, und letztlich auch eine Richtig-
stellung zu der Behauptung, welche Schulen nach
dieser Gesetzesänderung gegründet werden konn-
ten.

Die Gesetzesänderung selbst ist überhaupt nicht
spektakulär, denn die Regelung in § 18 Abs. 1 des
Privatschulgesetzes zur staatlichen Anerkennung,
die hier angegriffen wird, bestand bereits vor der
Gesetzesänderung, allerdings nicht im Gesetz, son-
dern in der entsprechenden Durchführungsverord-
nung zum Privatschulgesetz. Die Vorgabe, wonach

sich eine private Ersatzschule eine gewisse Zeit be-
währt haben muss, in der Regel drei Jahre, um zu
beweisen, dass sie die Anforderungen dauerhaft er-
füllt, war bereits vor der Gesetzesänderung im Jahr
2011 ebenfalls in dieser ersten Durchführungsver-
ordnung geregelt.

Durch diese Gesetzesänderung wurde vollzogen
und durchgesetzt, dass die Zahlung der staatlichen
Finanzhilfe in vollem Umfang an die Bewährung ge-
knüpft wurde. Vorher war es ein völlig stumpfes
Schwert. Es wurde irgendetwas gefordert, gleichzei-
tig musste dafür gesorgt werden, dass der Staat
selbst dann, wenn es nicht funktioniert, alles zu fi-
nanzieren hat. Das ist die typische Mentalität der
Privatisierer in diesem Land. Mein Vater hat es mir
immer schon gesagt. Im Kapitalismus läuft das so:
Die Gewinne werden privatisiert, die Verluste wer-
den vergesellschaftet.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Wow!)

Genau das ist hier auch wieder passiert. Jeder x-Be-
liebige konnte einfach irgendeine Schule errichten.
Wenn es nicht funktioniert hat, war der Staat in der
Haftung. Ich finde, das kann nicht sein. Deswegen
war die Gesetzesänderung 2011 überfällig und not-
wendig.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir müssen dafür sorgen, dass das finanzielle Risi-
ko, das mit dem Fehlschlag einer Privatschulgrün-
dung verbunden ist, nicht am Schluss beim Land ab-
geladen werden kann. Diejenigen, die sich in die
Verantwortung begeben, müssen auch selbst Risiko
übernehmen. Es heißt ja sonst auch immer, dass
das Risiko beim Unternehmer liegt.

Dazu vielleicht noch eine zweite Bemerkung. Selbst
wenn der Staat ein schlechter Unternehmer wäre,
was ich auch nicht unterstützen könnte, aber selbst
wenn es so wäre, so sind Schulen doch keine Unter-
nehmen. Die Schule ein Unternehmen, diese Auffas-
sung ist grundlegend falsch. Schulen sind Bildungs-
einrichtungen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und verein-
zelt bei der LINKEN.)

Zu den Erfahrungen der letzten Jahre vor der Ände-
rung. Vor der Gesetzesänderung wurden viele An-
träge auf Privatschulgründung eingereicht, ohne
dass sich der potenzielle Schulträger vertreten durch
teilweise unerfahrene Privatschulvereine hinrei-
chend mit der hohen Verantwortung für die Schüle-
rinnen und Schüler, die diese Privatschule besuchen
sollen, auseinandergesetzt hat, ebenso wenig mit
den finanziellen Risiken und den inhaltlichen Belan-
gen, die dort zu erfüllen sind. Das galt insbesondere,
weil die staatliche Finanzhilfe in der Vergangenheit
ab dem ersten Tag der Genehmigung ohne weitere
qualitative Voraussetzungen eingesetzt hat. Meine
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Damen und Herren, das darf definitiv nicht sein. Das
müssen wir ausschließen. Höchster Anspruch muss
erst einmal die Qualität in unseren Schulen sein; sie
muss gewährleistet sein. Dazu braucht man eine ge-
wisse Bewährungszeit und deshalb ist das an dieser
Stelle richtig.

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass vor der Ge-
setzesänderung potenzielle Privatschulträger oft An-
träge bei uns im Saarland gestellt haben, weil in an-
deren Bundesländern bereits vor 2011 restriktivere
Regelungen zur Privatschulfinanzierung existierten.
Im Übrigen lag der Verdacht ziemlich nahe, dass es
sich dabei um einen gewissen Tourismus gehandelt
hat, bei dem Eltern ihre Kinder dem öffentlichen
Schulsystem entziehen wollten. Da dies in anderen
Bundesländern nicht gelungen ist, hat man versucht,
es im Saarland zu tun. Auch das ist schlichtweg
nicht hinnehmbar gewesen.

Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass insbe-
sondere freie Träger in den Anfangsjahren mit teil-
weise erheblichen vereinsinternen Hindernissen und
persönlichen Zerwürfnissen beschäftigt gewesen
sind. Diese Spannungen haben gerade im Saarland
in vielen Fällen dazu geführt, dass der komplette
Vorstand oder Teile davon zurückgetreten sind oder
ausgetauscht wurden. Nicht selten hatte dies wie-
derum zur Folge, dass es zu häufigen Wechseln der
Lehrkräfte und des sonstigen Personals geführt hat
beziehungsweise dass es zeitweise zu qualitativen
Verschlechterungen kam, was sich wiederum nega-
tiv auf die Schülerinnen und Schüler sowie die ge-
samte Schulgemeinschaft auswirkte. Ob da die Pri-
vaten wirklich die „besseren Unternehmer“ gewesen
sind, wage ich deutlich zu bezweifeln. An dieser
Stelle muss der Staat aufpassen. Wir haben zu aller-
erst die Schülerinnen und Schüler und deren Wohl
im Blick zu haben und nicht irgendwelche Interessen
irgendwelcher Privatschulvereine. Das muss im Mit-
telpunkt unserer Gesetzgebung auch bei der Privat-
schulgesetzgebung stehen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Im Übrigen hat das in einigen Fällen dazu geführt,
dass einige Schulträger durch das Fehlverhalten
Einzelner, teilweise bedingt durch die Verpflichtun-
gen, die ein Verein eingegangen ist, in finanzielle
Nöte geraten sind. Das führte in den vergangenen
Jahren vielfach zu Abmahnungen im Sinne des § 10
Abs. 2 Privatschulgesetz. Das heißt, es bestanden
seitens der Schulaufsicht ernsthafte Zweifel daran,
dass der Schulträger einer privaten Ersatzschule die
privatschulrechtlich an ihn gestellten zwingend erfor-
derlichen Anforderungen dauerhaft erfüllen konnte.
Das ist schlichtweg nicht hinnehmbar.

An dieser Stelle sage ich noch einmal: Schulen sind
eben keine Unternehmen, bei denen es nur darum
geht, sondern sie sind in erster Linie Bildungsein-

richtungen. Der Schutz der Schülerinnen und Schü-
ler muss an allererster Stelle stehen. Auch deswe-
gen war die Gesetzesänderung im Jahr 2011 drin-
gend notwendig.

Durch die Einführung der sogenannten Wartezeit vor
Einsetzen der vollen staatlichen Finanzhilfe sind po-
tenzielle Schulträger jetzt gehalten, die Ernsthaftig-
keit ihres Anliegens und die daraus resultierende ho-
he Verantwortung für die Schülerinnen und Schüler,
die diese Schule besuchen, vor der Stellung eines
Antrages auf Genehmigung des Betriebes einer Pri-
vatschule unter Abwägung aller Faktoren genau zu
prüfen. Ich finde, das ist das Mindestmaß, das wir
an private Schulträger anzulegen haben. Wer das
nicht erfüllen kann, der sollte auch keine Privat-
schule einrichten können. Davon bin ich fest über-
zeugt. Das ist richtig so, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und von
der LINKEN.)

Abschließend noch eine Richtigstellung. Es ist die
Behauptung aufgestellt worden, nur noch die großen
kirchlichen Träger oder die großen Träger könnten
heutzutage Privatschulen einrichten. Nein, das Ge-
genbeispiel ist eben schon genannt worden. Es ist
ein sehr kleiner Trägerverein, der diese Schule in
Oberwürzbach gegründet hat. Ich sage unumwun-
den, das ist dort nach wie vor nicht ganz einfach, ob-
wohl die mittlerweile in der völligen Refinanzierung
sind. Das ist bei kleinen privaten Vereinen eine Her-
ausforderung. Wir als Ministerium sind uns dieser
Herausforderung und unserer Verantwortung be-
wusst. Wir unterstützen die überall dort, wo es geht.
Wir haben ein hohes Interesse daran, dass die pri-
vaten Schulen, die wir haben, gut laufen. Wir tun al-
les dafür und müssen dann aber auch die Steue-
rungsmöglichkeiten als Schulaufsicht haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns bitte
alle Anstrengungen unternehmen, Bildungsgerech-
tigkeit im Saarland weiter nach vorne zu bringen.
Das sage ich sehr selbstbewusst. Wir haben mittler-
weile in vielen Studien nachgewiesen bekommen,
dass wir beim Thema Bildungsgerechtigkeit gerade
im Vergleich zu anderen Ländern riesige Schritte
nach vorne gemacht haben. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass eine weitere Privatisierung eher das
Gegenteil befördert.

Es wurde die Frankreichstrategie angesprochen.
Dass ich gemeinhin als nicht besonders frankophob
gelte, weiß jeder. Ich finde damit allerdings nicht al-
les richtig, was in Frankreich gemacht wird. Ich fin-
de, wir sind mittlerweile in einer Zeit, in der man kri-
tisch beleuchten kann, was in Frankreich schiefläuft.
Bei aller diplomatischen Zurückhaltung sage ich: Die
letzten französischen Regierungen selbst haben ge-
merkt, dass die Art und Weise, wie sie ihr Schulsys-
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tem organisieren, qualitätsmäßig Luft nach oben hat
- sagen wir mal so. Das mag in allen Systemen so
sein. Ein Punkt ist in Frankreich allerdings beson-
ders kritisch. Im Übrigen merken das die französi-
schen Eliten mittlerweile auch: Fast alle französi-
schen politischen Eliten der letzten Jahrzehnte - von
den Konservativen bis zu den Kommunisten - sind
aus den privaten Schulsystemen Frankreichs ge-
kommen. Das ist eine von der Bevölkerung ziemlich
entkoppelte Klasse.

Gleichzeitig haben wir in Frankreich eine riesige
Flucht in die privaten Schulen, mit dem Ergebnis,
dass diese privaten Schulen, die im Übrigen sehr
teuer sind, wirklich nur von den Eltern und den Kin-
dern ausgewählt werden können, denen es von zu-
hause aus ohnehin gut geht. Das hat die letzten
französischen Regierungen dazu gebracht festzu-
stellen, dass Zwei-Klassen- oder sogar Drei-Klas-
sen-Systeme in der Bildung für den Zusammenhalt
einer Gesellschaft schädlich sind. Deswegen ist die
französische Regierung seit einigen Jahren genau
darum bemüht, diese zwei Klassen innerhalb des
staatlichen Schulsystems und die dritte Klasse des
Privatschulsystems kritisch zu hinterfragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sage
es noch einmal: Wir können froh sein, dass wir ein
sehr starkes öffentliches Schulsystem haben. Die
privaten Schulen - die Schulen in freier Trägerschaft
- haben manchmal die Chance, unserem staatlichen
Schulsystem inhaltlich ein wenig dort Beine zu ma-
chen, wo sich Ministerinnen und Minister einmal
nicht so trauen. Die Montessori-Pädagogik hat mitt-
lerweile auch an vielen Stellen Eingang in unsere öf-
fentlichen Schulen gefunden. Insofern sind solche
Initiativen begrüßenswert.

Ich sage es noch einmal: Schulen sind keine Unter-
nehmen. Es ist gut so, dass im Kern unseres Bil-
dungssystems der öffentliche Auftrag für Schulen
steht und private Ersatzschulen wirklich Ersatz-
schulen sind, die unser Bildungssystem ergänzen.
Ich glaube, dass wir damit auf dem richtigen Weg
sind. Ich freue mich deswegen, wenn dieser Gesetz-
entwurf abgelehnt wird. - Herzlichen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Weitere Wortmeldungen sind nicht
eingegangen. Ich schließe die Aussprache. - Es wird
vorgeschlagen, den Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Bildung, Kultur und Medien zu überwei-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf der AfD-Landtagsfraktion Drucksache 16/240.
Wer für die Annahme des Gesetzentwurfes Druck-
sache 16/240 in Erster Lesung unter gleichzeitiger
Überweisung an den Ausschuss für Bildung, Kultur

und Medien ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben.
- Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache
16/240 in Erster Lesung mit Stimmenmehrheit abge-
lehnt ist. Zugestimmt hat die AfD-Fraktion. Alle an-
deren Fraktionen des Hauses haben dagegen ge-
stimmt.

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Ämterhäufung verhindern - Quali-
tät in Leitungs- und Aufsichtsgremien stärken
(Drucksache 16/241)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Frak-
tionsvorsitzenden Oskar Lafontaine das Wort.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Vorgänge um den Landessportverband
beschäftigen die saarländische Öffentlichkeit nun
schon seit einigen Wochen. Sie beschäftigen auch
die Saarpolitik. Mittlerweile steht fest: Die Finanz-
wirtschaft und die Personalwirtschaft des Landes-
sportverbandes sind nicht in Ordnung. Es sind
schwere Mängel festgestellt worden. Die Ermittlun-
gen und Untersuchungen gehen weiter. Aus dieser
Feststellung heraus ergibt sich, dass sich auch das
Landesparlament damit beschäftigen muss, da öf-
fentliche Mittel im Spiel sind und da einige Kollegin-
nen und Kollegen von den Vorwürfen, die im Raum
stehen, betroffen sind.

Ich will für meine Fraktion sagen, welche Schritte wir
aus Sicht des Parlamentes für geboten gehalten ha-
ben und welche wir jetzt für notwendig erachten.
Erstens. Wir haben es für geboten gehalten, als die
Vorwürfe kamen, zunächst einmal den Ausschuss
damit zu beschäftigen. Wir haben es für geboten ge-
halten, bei der Ausschusssitzung die Öffentlichkeit
zuzulassen, damit eine ausreichende Transparenz
sichergestellt ist. Wir haben es für richtig gehalten,
dass der Präsident des Sportverbandes, der auch
Landtagspräsident ist, vor dem Ausschuss Rede
und Antwort steht, um seine Sicht der Dinge darzu-
stellen.

Wir haben danach gefordert, dass der Hauptge-
schäftsführer, der von allen in der Öffentlichkeit als
zunächst allein Beschuldigter dargestellt worden ist,
Gelegenheit hat, sich vor dem Ausschuss zu recht-
fertigen und zu verteidigen. Das hat bisher leider
nicht stattgefunden, was wir sehr bedauern. Wir ha-
ben es von Anfang an für falsch gehalten, einen Ein-
zigen als Hauptschuldigen in dieser Angelegenheit
zu erklären. Das war von Anfang an unglaubwürdig.
Das wird auch in der gesamten saarländischen Be-
völkerung so gesehen. Wenn man alle Daten kennt,
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dann ist es unglaubwürdig zu sagen, einer war
schuld und alle anderen haben keinerlei Verantwor-
tung für die Entwicklung, die sich dort abgezeichnet
hat.

Wir wurden dann oftmals aus der Bevölkerung her-
aus gefragt, warum wir keinen Untersuchungsaus-
schuss beantragen. Wir haben das ernsthaft erwo-
gen, auch das will ich hier sagen. Aber in dem Mo-
ment, in dem die Staatsanwaltschaft Ermittlungen
aufgenommen hat, sahen wir nicht mehr die Not-
wendigkeit, einen Untersuchungsausschuss zu for-
dern. Wir haben dann, nachdem eine Reihe von Er-
gebnissen zutage gefördert worden waren, den
Rücktritt des Präsidiums des Landessportverbandes
gefordert und dass sich der Landtag mit dieser An-
gelegenheit beschäftigen und eine Begrenzung der
Aufsichtsratsmandate und ähnlicher Mandate inter-
fraktionell vereinbaren solle.

Am nächsten Tag hat sich die Ministerpräsidentin
diesen Forderungen angeschlossen, ob aus eige-
nem Antrieb oder weil unsere Forderungen einleuch-
teten, sei dahingestellt. Auf jeden Fall ist es richtig,
dass der Landessportverband jetzt einen Neuanfang
braucht. Das wird niemand mehr bestreiten, denn
die Vorwürfe sind einfach zu zahlreich und teilweise
auch zu gravierend. Sie hat sich ebenfalls für eine
Begrenzung der Aufsichtsratsmandate ausgespro-
chen, ich komme nachher darauf zurück. Auf jeden
Fall begrüße ich es für meine Fraktion, dass die Mi-
nisterpräsidentin diesen beiden Forderungen unse-
rer Fraktion entsprochen hat.

Bei dieser Vorgehensweise wurden wir öfters ge-
fragt, warum wir nicht den Rücktritt des Landtags-
präsidenten fordern. Auch dazu möchte ich zunächst
eine Grundsatzbemerkung machen: Die Opposition
ist nicht die Opposition des Landtagspräsidenten,
sie ist Opposition zur Regierung. Eine Opposition
zum Landtagspräsidenten gibt es nicht. Ich will das
einmal klarstellen. Der Landtagspräsident ist der
Präsident des ganzen Hauses, er wird traditionsge-
mäß von der stärksten Fraktion des Hauses vorge-
schlagen. Insofern ist das ganze Haus gefordert,
darüber zu urteilen, ob die Forderung des Rücktrit-
tes gerechtfertigt ist oder nicht.

Ich will zu diesem Sachverhalt das wiederholen, was
ich gestern in Unkenntnis der neueren Entwicklung
vor der Landespressekonferenz gesagt habe, es
wurde leider nicht berichtet: Man muss sich bei sol-
chen Fragen an anderen Parlamenten, an anderen
Vorgehensweisen orientieren. Ich habe die Vorge-
hensweise in der Französischen Republik erwähnt,
die in zwei Stufen gestaffelt ist. Die erste Stufe ist,
dass ein Ermittlungsverfahren aufgenommen wird,
dann hat sich die Entwicklung verdichtet, dann tre-
ten die meisten Politiker schon zurück, um eben die
Ermittlungen - in welcher Form auch immer - nicht
zu beeinflussen. Es gibt einige, die warten, bis ein

Urteil gesprochen ist. Ich habe gesagt, wir haben
bisher keine Veranlassung gesehen, den Rücktritt
zu fordern, habe aber hinzugefügt, sollten Ermittlun-
gen aufgenommen werden, dann sind wir der Auf-
fassung, dass der Landtagspräsident sein Amt nicht
mehr weiterführen kann.

Aufgrund der neueren Entwicklung rufe ich diese
meine Bemerkung von gestern in Erinnerung, sie gilt
für uns. Wir glauben, dass es jetzt geboten ist, hier
einen klaren Strich zu ziehen, und deshalb sage ich
noch einmal: In dem Moment, wo die Ermittlungen
aufgenommen werden - man muss ja auch den
Sachverhalt zur Kenntnis nehmen, weswegen die
Ermittlungen aufgenommen wurden -, sollte der Kol-
lege Meiser diese Funktion für das saarländische
Parlament nicht mehr wahrnehmen.

Kolleginnen und Kollegen, das sind die Feststellun-
gen zum bisherigen Verfahrensablauf. Da erhebliche
Mängel in der Finanzwirtschaft, in der Personalwirt-
schaft festgestellt worden sind, werden wir vielleicht
in einer der nächsten Sitzungen den Landtag mit
Vorschlägen zur Verbesserung im Landessportver-
band beschäftigen. Für uns ist es nicht akzeptabel,
dass beispielsweise das Rechnungswesen, die Fi-
nanzwirtschaft so geführt worden ist wie geschehen.
Dass wir erst aus dem Jahr 2014 Bilanzen haben, ist
für uns nicht akzeptabel. Wir sind jetzt im Jahre
2018, es stehen unterschiedliche Zahlen im Raum,
wie groß das Defizit eigentlich ist. Es muss, in wel-
cher Form auch immer, auf dem Gesetzeswege
oder in Form der Satzung, die dann verabschiedet
werden soll, sichergestellt werden, dass zeitgemäß
Finanzberichte erfolgen. Es stellt sich auch die Fra-
ge, ob es ausreichend ist, gerade aufgrund der jün-
geren Entwicklung, diese Berichte nur dem Innenmi-
nister zuzustellen, oder ob es nicht auch sinnvoll wä-
re, diese Berichte öffentlich parlamentarisch zu erör-
tern. Ich halte das auf jeden Fall für richtig und will
es daher in aller Deutlichkeit heute aufgrund der
Entwicklung der letzten Zeit gesagt haben.

(Beifall von der LINKEN.)

Nun, liebe Kolleginnen und Kollegen, komme ich zu
der Frage der Begrenzung von Mandaten von Parla-
mentariern. Ich will dort zunächst einmal drei Ge-
sichtspunkte anführen, die zu berücksichtigen sind,
wenn man dazu Stellung nimmt. Das ist einmal der
Gesichtspunkt der Befangenheit, zum Zweiten der
Gesichtspunkt der Überlastung und zum Dritten der
Gesichtspunkt des Vertrauens in die Politik.

Der Gesichtspunkt der Befangenheit, der heute auch
in einem Interview vorgetragen worden ist, beschäf-
tigt die Parlamente immer, allerdings ist er in den
Gemeindeparlamenten anders geregelt als in den
Landesparlamenten und im Bundesparlament. Ich
habe das nie verstanden. Das ist ein Thema seit vie-
len Jahren. Wenn man Befangene von der Be-
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schlussfassung ausschließt - dafür gibt es gute
Gründe -, dann sollte das nicht nur im Gemeindepar-
lament der Fall sein, sondern nach meiner Überzeu-
gung auch in Landesparlamenten und im Bunde-
sparlament. Da ist zu oft festzustellen, dass Befan-
gene bei Beschlussfassungen mitwirken. Ich halte
das nicht für richtig, aber darüber können wir dann
beraten, ob Sie das mehrheitlich auch so sehen. Ich
halte es auf jeden Fall nicht für richtig.

Das hat ja eine lange Tradition hier im saarländi-
schen Landtag. Früher war es so, dass Beschäftigte
etwa der Saarbergwerke oder der Hütten hier im
Parlament saßen, die natürlich, wenn die Angele-
genheiten dieser Unternehmen zur Diskussion stan-
den, niemals gegen die Interessen ihrer Unterneh-
men gestimmt hätten. Das ist damals auch bei der
Sanierung von den kleineren Unternehmen kritisiert
worden, die immer wieder gesagt haben, dass an
sie keiner denkt bei irgendwelchen Rettungsmaß-
nahmen. Das waren also direkte Beschäftigungen.
Trotzdem wurde mitentschieden. In Gemeinderäten
hätten sie nicht mitentscheiden können.

Dasselbe gilt auch für Aufsichtsräte und Verwal-
tungsräte. Ich will zwei Dinge - man könnte stunden-
lang reden - aus der letzten Zeit hier bei uns aufgrei-
fen. Da war einmal die Entscheidung über die Be-
grenzung der Dispozinsen. In Gemeinderäten hätten
dann beispielsweise die Verwaltungsräte nicht mit-
wirken können, das sieht die Gemeindeordnung vor,
weil sie auf der anderen Seite ja auch die Interessen
ihres Instituts vertreten müssen. Ich nehme an, beim
Grubenwasser, wo es um einen Antrag der RAG
geht, hätte der Kollege Meiser, der ein Mandat bei
der RAG hat, nicht mitstimmen können, weil er sich
zwischen den Interessen des Landes auf der einen
Seite und den Interessen des Unternehmens auf an-
deren Seite hätte entscheiden müssen. Ich sage das
sine ira et studio, in aller Sachlichkeit, das ist ein ob-
jektiver Interessenkonflikt, dem kann jeder ausge-
setzt sein. Insofern ist das kein Vorwurf an irgendei-
ne Seite, sondern einfach nur eine Feststellung.

Wir müssen aus dem Ganzen lernen, dass Befan-
genheit in den Parlamenten außerhalb der Gemein-
deparlamente nicht ausreichend geregelt ist. Ich re-
ge an, dass wir darüber diskutieren, die Befangen-
heit hier zu klären, denn es ist einfach nicht nach-
vollziehbar, warum wir etwa in Gemeindeparlamen-
ten sagen, du darfst nicht mitstimmen, wenn du
einen direkten Vorteil hast, du darfst nicht mitstim-
men, wenn Verwandtschaft Vorteile hat und du
darfst nicht mitstimmen, wenn ein Unternehmen
oder eine juristische Person, die du vertrittst, Vor-
oder Nachteile aus dieser Entscheidung hat.

Der zweite Punkt ist die Überlastung. Es ist nun ein-
mal so, dass bei der Überlastung sich jeder die Fra-
ge stellen muss, ob er eine Vielzahl von Ämtern aus-
führen kann. Der saarländische Landtag soll sich

auch damit beschäftigen, er sollte aber dort eine ge-
wisse Fairness gelten lassen und gewisse Maßstäbe
haben. Was ich ganz bewusst heute sage: Wenn
das RAG-Mandat des Landtagspräsidenten infrage
gestellt ist, dann ist das von der Sache her nach
meiner Auffassung nicht gerechtfertigt. Es ist des-
halb nicht gerechtfertigt, weil man dem Landtagsprä-
sident die Qualifikation an dieser Stelle nicht abspre-
chen kann. Er war Referent für Montanwirtschaft in
der Staatskanzlei, wie zumindest einige von Ihnen
noch wissen. Er hat in dieser Funktion Sachkennt-
nisse erworben und sie auch unter Beweis gestellt.
Insofern würde aus meiner Sicht von dieser Seite
her kein Einwand gegen ein solches Mandat vorzu-
bringen sein.

Das gilt auch für alle anderen. Sofern die notwendi-
ge Sachkenntnis gegeben ist, sehe ich keinen
Grund zu sagen, die Kolleginnen und Kollegen soll-
ten das Mandat nicht wahrnehmen. Wenn der Kolle-
ge Roth ein Mitbestimmungsmandat hat, sehe ich
ebenso keinen Grund zu sagen, weil er Landtagsab-
geordneter ist, soll er dieses Mandat nicht anneh-
men. Dennoch muss jeder, der hier sitzt - ich will
jetzt nicht die Reihen durchgehen, ich bin in der
glücklichen Situation, kein Mandat auszuüben, aber
als Oberbürgermeister habe ich viele Mandate inne-
gehabt, ich habe alle Stationen durchlaufen -, sich
die Frage stellen, ob er diese Vielzahl an Mandaten
wahrnehmen kann.

Das ist zunächst einmal eine Frage an einen selbst.
Da der Mensch sündhaft ist und auch von Schwä-
chen heimgesucht wird

(Vereinzelt Lachen)

- mit Ausnahme einiger, die jetzt besonders gelacht
haben -, ist es vielleicht gut, wenn wir uns Regeln
geben, weil solche Regeln für den einen oder ande-
ren dann doch Veranlassung sein könnten zu über-
prüfen, ob er das vierte, fünfte, sechste oder siebte
Mandat auch noch annehmen muss. Wir haben, um
Ihnen ein Gesprächsangebot zu machen, die Zahl 3
aus unserem ursprünglichen Antrag herausgenom-
men und einfach nur gesagt, lasst uns eine Verein-
barung über die Begrenzung von Mandaten treffen.

Ich habe versucht, im Hinblick auf die Problematik
einiges dazu zu sagen. Zwei Kriterien haben mich
dazu bewogen. Einmal die Befangenheit, da sollten
wir eine Regel haben, sonst berührt das den dritten
Punkt: das Vertrauen in die Politik. Das Zweite ist
die Überlastung, das muss jeder mit sich selbst aus-
machen. Eine gewisse Qualifikation sollte schon ge-
geben sein, wenn man solche Mandate aufnimmt.
Es hat sich bei den Aufsichtsratsmandaten auch ei-
ne erhebliche Verschiebung ergeben. Früher sind
Aufsichtsratsmandate deutlich schlechter dotiert
worden als Vorstandsmandate oder andere Manda-
te. Mittlerweile ist es so, insbesondere in großen
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Konzernen, dass die Aufsichtsräte für sich bean-
spruchen, eine ähnliche Verantwortung zu haben
wie geschäftsführende Vorstände, zumindest was
die Besoldung angeht, wenn auch nur in der Grö-
ßenordnung. Dann ist die Frage aufzuwerfen, ob
man Verantwortung in einer solchen Vielfalt und
Form wahrnehmen kann. Bitte, das sollten wir sach-
lich beraten.

Das Nächste ist das Vertrauen in die Politik. Es wird
schlicht und einfach beschädigt, wenn an dieser
Stelle nicht ordentlich gearbeitet wird. Wenn sich
einzelne von uns - ich will da gar nicht in irgendeine
Richtung blicken oder sagen, irgendjemand ist frei
von solchen Versuchungen oder Gefährdungen - in
zu großer Anzahl solche Mandate aufbürden und
sich freuen, dass sie häufig eingeladen sind und sie
ihr persönliches Einkommen aufbessern können,
dann ist das alles menschlich und nicht vorwerfbar,
aber man sollte sich doch die Frage stellen, ob es
nicht eine Grenze gibt, die man beachten muss. Ich
plädiere auf jeden Fall dafür, diese Grenze in Form
eines Verhaltenskodexes festzuschreiben. Das ist
das Angebot an Sie. Das wollte ich deutlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN.)

Nun habe ich im Vorfeld der Pressekonferenz zwei
Argumente gehört. Über sie ist berichtet worden.
Der Kollege Funk hat gemeint, wenn man die Zahl
der Abgeordneten begrenze, dann sei das freie
Mandat begrenzt. Darum geht es nicht. Das freie
Mandat will niemand einschränken oder begrenzen.
Hier geht es einfach darum, ob man bestimmte Re-
geln bei der Ausübung des freien Mandates, die Be-
fangenheit und die eigene Belastung, beachtet. Es
ist Kollegen vorgeworfen worden - jetzt gehe ich auf
die Bundesebene -, dass sie so sehr mit Vortragstä-
tigkeit beschäftigt seien, dass sie ihr Mandat nicht
mehr ordentlich wahrnehmen könnten. Da ist ja
auch was dran, wenn man die Verhältnisse kennt.
Es geht meiner Auffassung nach aber nicht um die
Gefährdung oder Begrenzung des freien Mandates.

Dann habe ich auch gelesen, Ämterhäufungen seien
an und für sich kein Problem. Die waren immer ein
Problem! Als ich Juso war, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der SPD, haben wir schon die Ämter-
häufung einzelner Funktionäre - das waren die älte-
ren - angegriffen und haben durchgesetzt, dass die
Ämter reduziert worden sind, weil es - - Bitte?

(Abg. Renner (SPD): Später hat der Ministerprä-
sident das abgelehnt.)

Ich kann jetzt nicht auf diese scherzhaften Bemer-
kungen eingehen, da ich sie nicht alle akustisch ver-
standen habe.

(Heiterkeit.)

Es ist schlicht und einfach so, dass es zu einer Äm-
terreduktion und zu einer Gesetzgebung hier im
Land kam. Es hat sich danach einiges verändert.

Meine Damen und Herren von der Großen Koalition,
ich will wirklich das Wort an Sie richten. Vielleicht
haben Sie meinen Ausführungen entnommen, dass
ich hier nicht einfach locker polemisiert habe, ob-
wohl die Versuchung groß wäre. Ich will deutlich sa-
gen, dass es Ämterhäufung und -patronage schon
immer gab und dass Regierungsparteien immer ver-
suchen werden, ihre Anhängerschaft, in welcher
Form auch immer, zu begünstigen. Ich sage nur:
Man kann einiges übertreiben. Überlegen Sie ein-
mal, ob in letzter Zeit nicht da oder dort einiges
übertrieben wurde.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort
hat die Abgeordnete Dagmar Heib von der
CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Heib (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer an den Fern-
sehern! Der Kollege Fraktionsvorsitzende Lafontaine
hat gerade den Antrag der LINKEN - der Titel des
Antrages heißt „Ämterhäufung verhindern - Qualität
in Leitungs- und Aufsichtsgremien stärken“ - vorge-
stellt. Inhalt dieses Antrags ist eine Änderung der
Geschäftsordnung. Das liegt formal vor. Alles, was
der Kollege Lafontaine zu dem Thema Verhaltens-
kodex gesagt hat, ist nicht Inhalt dieses Antrags.
Das möchte ich voranstellen. Dann hat man in der
Fraktion vielleicht einen sachlichen Fehler gemacht,
indem man das falsche Medium gewählt hat, um Sa-
chen zu thematisieren.

(Zurufe von der LINKEN.)

Die von Ihnen angesprochenen Fragen, öffentlichen
Äußerungen und Umstände, die wir rund um den
Landessportverband und das Präsidium haben, ist
Gegenstand von entsprechenden Erörterungen im
Innenausschuss gewesen. Daran haben alle mitge-
wirkt. Alle Fraktionen sind für die Öffentlichkeit ge-
wesen. Sie waren und sind froh, dass der Präsident
des Landessportverbandes dort Rede und Antwort
gestanden hat. Dass der Geschäftsführer - wie von
Ihnen angesprochen - nicht zu einer Ausschusssit-
zung erschienen ist, ist darin begründet, dass er er-
krankt ist.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Und er nicht ent-
bunden wurde.)

Das muss an der Stelle noch einmal gesagt werden,
warum das nicht stattgefunden hat.
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Die Aufarbeitung läuft. In den letzten Tagen haben
die Medien berichtet, dass der Rechnungshof den
Landessportverband prüfen wird. Er hatte die Prü-
fung bereits 2017 im Auge, sie hat aus unterschiedli-
chen Gründen nicht stattgefunden. Sie wird aber
noch erfolgen, es wird dann entsprechend geprüft
werden. Wir werden dann natürlich die Ergebnisse
zur Kenntnis nehmen und uns mit ihnen beschäfti-
gen.

Herr Kollege Lafontaine, die Ministerpräsidentin hat
nicht das gefordert, was Sie in Ihrem Antrag monie-
ren, dass eine Begrenzung von bestimmten Positio-
nen in Aufsichtsräten, Beiräten et cetera erfolgen
soll. Sie hat zwei konkrete Positionen genannt, aber
hat nicht gefordert, dass eine allgemeine Begren-
zung erfolgen soll, so wie Sie es in Ihrer parlamenta-
rischen Arbeit jetzt umsetzen wollen. Das ist meines
Erachtens ein Unterschied.

Kurz vorweg zu dem Punkt Befangenheit, den Sie
angesprochen haben. Das ist nachvollziehbar. Wir
kennen sie aus dem kommunalen Parlament, aber
eine Befangenheit kann auch schon mit einem Man-
dat vorliegen. Von daher ist diese Begrenzung, wie
Sie sie vorschlagen, ein ungeeignetes Mittel, um
dem Anliegen, das Sie vortragen, zu entsprechen.

(Zuruf des Abgeordneten Lafontaine (Die LIN-
KE).)

Wir werden diesen Antrag - es wird Sie nicht ver-
wundern, ich werde das auch noch weiter ausführen
- ablehnen. Die von Ihnen vorgesehenen Änderun-
gen der Verhaltensregeln für die Mitglieder des
Landtags des Saarlandes, die als Anlage 1 zur Ge-
schäftsordnung vorliegen und für jedermann einseh-
bar sind, sind verfassungswidrig. Ihre beabsichtigten
Änderungen stellen rechtswidrige Einschränkungen
des freien Mandats dar. Sie haben zwar gesagt,
dass niemand das anzweifeln will, aber das machen
Sie im Konkreten! Ich werde das auch weiter aus-
führen. Ihr Vorschlag ist nicht durchdacht, er ist kon-
traproduktiv, insbesondere für eine parlamentarische
Arbeit. Dafür stehen wir.

Bevor ich zu den verfassungsrechtlichen Aspekten
komme, möchte ich noch Folgendes bemerken: Mit
Ihrem Antrag unterstellen Sie uns allen - allen Abge-
ordneten des saarländischen Parlaments, Ihren
Fraktionskollegen, letztendlich auch sich selbst -,
dass wir nicht in der Lage sind, unser Mandat ord-
nungsgemäß auszuüben. Das unterstellen Sie uns,
wenn Sie sagen, wir benötigen eine Begrenzung.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Das, meine Damen und Herren, unterstellen Sie
auch den Abgeordneten der übrigen 15 Bundeslän-
der, auch den Bundestagsabgeordneten,

(Aufgeregte Zurufe von der LINKEN)

weil es eine solche Begrenzung, wie sie von Ihnen
vorgeschlagen wird, deutschlandweit nicht gibt. Das
ist eine Tatsache, an der Sie nicht vorbeikommen,
egal wie laut Sie dazwischenrufen.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Auch ein Europäisches Parlament kennt solche Be-
grenzungen nicht. Es gibt durchaus europäische
Staaten, die andere Regelungen haben, aber das
Europäische Parlament kennt das ebenfalls nicht.

(Abg. Spaniol (DIE LINKE): Das Europäische
Parlament ist insgesamt das schlechteste Bei-
spiel.)

Heute Morgen stand ein Interview in der Saar-
brücker Zeitung - Sie konnten es alle lesen, es hat
sich in Ihrer Einbringungsrede leider nicht wiederge-
funden -, interviewt wurde Wolfgang Jäckle, Leiter
der Arbeitsgruppe Politik bei Transparency Interna-
tional in Deutschland. Er wurde gefragt: „Was halten
Sie davon, die Zahl der Mandate in Aufsichts- und
Verwaltungsräten zu begrenzen, wie es die Linke im
Landtag erreichen will?“ Antwort: „Transparency In-
ternational hält eine Beschränkung der Zahl der Auf-
sichtsrats- und Verwaltungsratsmandate bei Land-
tagsabgeordneten nicht für zielführend. Es geht
nicht um eine quantitative Betrachtungsweise, son-
dern entscheidend ist, dass es zu keinen Interessen-
konflikten kommt. Da kann ein einziger Aufsichts-
ratsposten schon zu viel sein.“ - So weit das Zitat
aus dem Interview heute Morgen in der Zeitung, na-
türlich mit Ihrer Genehmigung, Frau Präsidentin; ich
habe ganz vergessen zu fragen.

Jetzt möchte ich grundlegende Ausführungen ma-
chen zum freien Mandat. Das freie Mandat - aufge-
griffen in Art. 38 GG - findet sich bei uns in Art. 66
Abs. 2 der saarländischen Verfassung. Ich zitiere:
„Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Vol-
kes, nur ihrem Gewissen unterworfen und an Aufträ-
ge und Weisungen nicht gebunden.“ Das ist die
Grundlage. In unserem Land gilt wie in allen ande-
ren repräsentativen Demokratien der Grundsatz des
freien Mandats. Die Abgeordneten gelten als Vertre-
ter des ganzen Volkes. Sie sind daher nicht an Auf-
träge und Weisungen ihrer Wähler und ihrer Partei-
en gebunden, nur ihrem Gewissen unterworfen. Bei
dem freien Mandat im Sinne des Art. 66 der saarlän-
dischen Verfassung handelt es sich um eine Rege-
lung zum Schutz des einzelnen Abgeordneten, um
so seine Selbstständigkeit und Unabhängigkeit als
Volksvertreter zu gewährleisten. Er verbietet des-
halb jedes imperative, rahmengebundene oder Par-
teimandat. Denn der oder die Abgeordnete ist Ver-
treter oder Vertreterin des ganzen Volkes und nicht
nur der Partei.

Das freie Mandat ist natürlich nicht losgelöst von
den übrigen Regelungen des Grundgesetzes zu be-
trachten. Ich erwähne nur Artikel 21, in dem festge-
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schrieben ist: „Die Parteien wirken bei der politi-
schen Willensbildung des Volkes mit.“ Wir haben
letztendlich ein Spannungsverhältnis. Aber hier hat
das freie Mandat auch Schutzcharakter, denn sollte
es zu einem Konflikt mit Wähler, Fraktion oder Partei
kommen, kann dies nicht dazu führen, dass der Ab-
geordnete sein Mandat verliert. Das freie Mandat,
meine Damen und Herren, gewährleistet folglich,
dass die Abgeordneten in der Art und Weise der
Mandatsausübung grundsätzlich frei sind und in ih-
rer Entscheidung ausschließlich den Wählern ge-
genüber verantwortlich sind. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat diese Entscheidung mehrmals be-
jaht und festgestellt: Dem oder der Abgeordneten
steht ein Ermessen allein im Wie der Repräsentation
zu, nicht hingegen bezüglich des Ob.

Wie verhält sich das jetzt zu den Nebentätigkeiten,
die auch angesprochen sind? Zum einen wiederhole
ich, dass der oder die Abgeordnete gemeinsam mit
der Gesamtheit der Mitglieder des jeweiligen Parla-
mentes das Volk repräsentiert. Ich hatte es schon
gesagt, aber ich habe es wiederholt, weil es an der
Stelle wichtig ist. In der Gesellschaft verankert sollen
Abgeordnete den Willen der Wähler aufnehmen und
ihm in der staatlichen Sphäre zur Geltung verhelfen.
So formuliere ich das in Anlehnung auch an das
Bundesverfassungsgericht. Zur Verankerung oder
Verwurzelung der Abgeordneten in der Gesellschaft
zählt auch die Freiheit zur Ausübung einer berufli-
chen Tätigkeit oder die Ausübung anderer Tätigkei-
ten, ehrenamtlich oder nicht ehrenamtlich, während
des Mandats. Diese Verwurzelungen sind für eine
bürgernahe Politik wünschenswert. Ich gehe so weit
zu sagen: Sie sind unabdingbar.

Die parlamentarische Arbeit profitiert von diesen
Verzahnungen. Das Parlament soll die Gesellschaft
widerspiegeln. Im Parlament finden sich Angestellte
und Unternehmer aus unterschiedlichen Bereichen,
Verbandsvertreter, Vereinsvertreter, Gewerkschaft-
ler, Rechtsanwälte, Beamte und und und. Wir wer-
den es nicht schaffen, alle Berufsgruppen in den
Parlamenten darzustellen, deshalb sind Verzahnun-
gen wichtig. Diese Verzahnungen machen das Par-
lament vielfältig, sie machen es lebendig, sie weiten
die Perspektiven für die parlamentarische Arbeit und
sie weiten die Horizonte einer oder eines jeden ein-
zelnen Abgeordneten. Und, meine Damen und Her-
ren, das geht bis hin zu der Tatsache, dass die Un-
abhängigkeit dadurch gerade gestärkt wird.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Verfolgt man die Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, so gibt eine berufliche Tätigkeit oder
sonstige Verpflichtung des Abgeordneten neben sei-
nem Mandat ihm - oder ihr - gerade die faktische
Freiheit, das Mandat allein nach seinem Gewissen
auszuüben. Überlegungen zu Chancen einer Wie-
derwahl, etwaige Erwartungen der Partei oder son-

stiger einflussreicher Interessengruppen können au-
ßen vor bleiben.

Auch wichtig in der Frage des freien Mandats, das
nun einmal Kernbestandteil der parlamentarischen
Arbeit ist, ist die Betrachtung des Art. 48 GG. Ge-
mäß Art. 48 GG darf niemand gehindert werden, das
Amt eines Abgeordneten zu übernehmen und aus-
zuüben. Ganz deutlich wird hier das Nebeneinander
von Abgeordnetentätigkeit und Beruf vorausgesetzt.
Die Regelung des § 48 GG zielt darauf ab, dem Ab-
geordneten im Rahmen des Möglichen die Chance
zu geben, Mandat und Beruf miteinander zu verbin-
den. Im Interesse der Funktionsfähigkeit des Parla-
ments verlangt die Freiheit des Mandats allerdings
einen verantwortlichen Umgang des Abgeordneten
mit dieser Freiheit.

Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichtes
hat in dem Urteil vom 04.07.2007 - ich greife dieses
Urteil heraus - die Anträge von neun Bundestagsab-
geordneten zurückgewiesen. Diese Abgeordneten
hatten sich damals im Wege einer Organklage ge-
gen den § 44a Abs. 1 Abgeordnetengesetz, der da-
mals neu geschaffen wurde und wonach die Aus-
übung des Mandats im Mittelpunkt der Tätigkeit ei-
nes Mitglieds des Deutschen Bundestages steht, ge-
wandt sowie gegen die Verpflichtung zur Offenle-
gung von Nebeneinkünften. Das Bundesverfas-
sungsgericht führt sinngemäß aus, dass derjenige,
der freie Abgeordnete will, ein Mindestmaß an Ver-
trauen aufbringen muss, dass die vom Volk Gewähl-
ten mit Umsicht und verantwortlich mit ihrer Freiheit
umgehen.

Weiterhin sagt das Bundesverfassungsgericht in die-
sem Zusammenhang: Mit der Freiheit des Mandats
ist es unvereinbar, dass der Abgeordnete eine be-
stimmte Arbeitszeit schuldet. Es ist auch unverein-
bar, hier eine Nachweispflicht des Abgeordneten
dem Präsidenten des Parlaments oder der Verwal-
tung gegenüber einzuführen mit der Frage, dass
daran Sanktionen geknüpft werden können. Ich den-
ke, das ist insbesondere für Abgeordnete nachvoll-
ziehbar.

Bezüglich dieser Mittelpunktregelung hatte der Se-
nat ausdrücklich festgestellt, dass diese Vorschrift
die Erwartung aufgreife, die für den Abgeordneten
als Teil des Repräsentationsorgans Bundestag von-
seiten der zu repräsentierenden Bürger besteht,
nämlich das Mandat in Freiheit, aber auch in der sei-
ner Stellung entsprechenden Verantwortung für das
Gemeinwesen auszuüben. Das freie Mandat, ob im
Bund oder im Land, ist die Basis unserer Arbeit als
Abgeordnete. Unser Gewissen gibt uns den Rah-
men für den verantwortungsvollen Umgang mit der
Freiheit des Mandates.

Meine Damen und Herren, das ist in dem Zusam-
menhang auch mein Verständnis meines Wählerauf-
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trages und meines Mandates. Ich kann und will auch
nicht über andere reden. Schaue ich aber in die
Runde, sehe ich, ohne nun jeden einzelnen von Ih-
nen gefragt zu haben, Zustimmung. Ich gehe davon
aus, dass alle 51 Mitglieder des saarländischen
Landtages dieses Verständnis von ihrem Mandat
haben.

Ich könnte mir eine Regelung, wie sie im Bundestag
diskutiert und ins Abgeordnetengesetz übernommen
wurde, ohne Weiteres auch für uns im Saarland vor-
stellen: dass die Ausübung des Mandats im Mittel-
punkt der Tätigkeit steht und dass grundsätzlich
gleichzeitig Tätigkeiten beruflicher und anderer Art
neben dem Mandat zulässig sind. Ich denke, diesbe-
züglich könnte man sich ans Bundesgesetz anleh-
nen.

Ich habe bereits ausgeführt, dass das Bundesver-
fassungsgericht festgestellt hat, dass derjenige, der
freie Abgeordnete will, auch ein Mindestmaß an Ver-
trauen aufbringen muss dahingehend, dass die vom
Volk Gewählten mit Umsicht handeln und verant-
wortlich mit ihrer Freiheit umgehen. Die Bürgerinnen
und Bürger haben Erwartungen an uns, und das zu
Recht, meine Damen und Herren. Um diesen Erwar-
tungen gerecht zu werden, ist das richtige Mittel,
Transparenz zu schaffen. Transparenz ist notwen-
dig.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Transparenz für jeden, gerade auch an den Stellen,
wo Interessenkonflikte vielleicht entstehen könnten
oder gar schon vorhanden sind, das ist meines Er-
achtens ebenfalls unabdingbar. Denn, meine Damen
und Herren, Transparenz ist die Basis für Vertrauen.

Wir wollen diese Transparenz. Diesen Anspruch vor
Augen hat das saarländische Parlament zuletzt im
Jahr 2016 eine Änderung herbeigeführt und die Ver-
haltensregeln für die Mitglieder des Landtages des
Saarlandes geändert. Unsere Regelungen zur Ver-
öffentlichung sind identisch mit denen des Bundes
und den Regelungen in Bayern, die Länder Bran-
denburg, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein und Thüringen sehen ver-
gleichbare Veröffentlichungspflichten auf der Basis
eines Stufenmodells, wie wir sie haben, vor.

(Zuruf des Abgeordneten Flackus (DIE LINKE).)

Es ist ein berechtigtes Interesse der Öffentlichkeit,
dass Abgeordnete ihre neben dem Mandat ausge-
übten Tätigkeiten und die daraus erzielten Einkünfte
offenlegen. Es muss für die Bürgerinnen und Bürger
klar erkennbar sein, ob die Abgeordneten in Interes-
senkonflikten stehen könnten, und wenn ja, in wel-
chen Interessenkonflikten. Das für die saarländi-
schen Abgeordneten geltende Stufenmodell, wie
schon erwähnt auch in der Anlage zur Geschäftsord-
nung dargestellt, ist meines Erachtens der passende

Ausgleich zwischen dem freien Mandat, das verfas-
sungsrechtlich garantiert ist, und der notwendigen
Information der Bürger, indem es definiert, ob und
wenn ja, in welchem Umfang wirtschaftliche Interes-
sen offenzulegen sind.

(Zuruf: Keiner Schuld bewusst.)

Gleichzeitig werden wir alle als Vertreter des Volkes
in die politische Verantwortung genommen, unsere
Mandate ordnungsgemäß wahrzunehmen, das freie
Mandat in den Dienst der Menschen und des Lan-
des zu stellen. Hinsichtlich dieser Erwartung sind wir
alle in unserem Verständnis hier auch beieinander.
Dieses System der Transparenz bringt einerseits
das freie Mandat und andererseits das Ziel der Be-
wahrung der Repräsentationsfähigkeit des Parla-
ments in ein angemessenes Verhältnis zueinander.
Meine Damen und Herren, zu Beginn dieser Legisla-
turperiode hat der saarländische Landtag diese Ge-
schäftsordnung und diese Verhaltensregeln wieder
einstimmig beschlossen.

Ich habe auch Vertrauen in unser Präsidium, das wir
ebenfalls zu Beginn der Legislaturperiode, vor acht
oder neun Monaten, hier bestätigt haben. Ich habe
das Vertrauen, dass sich die Kolleginnen und Kolle-
gen dort auch ohne Beschluss des Plenums mit den
aktuellen Fragen von Parlaments- und Abgeordne-
tentätigkeiten, mit den Fragen zu Transparenz- oder
Geschäftsordnungsbelangen und Ähnlichem befas-
sen werden und dass von ihnen gegebenenfalls Än-
derungen vorgeschlagen werden. Dies gehört mei-
nes Erachtens auch zu den grundlegenden Aufga-
ben eines Präsidiums. Diesen Aufgaben ist das Prä-
sidium auch immer gerecht geworden.

Lassen Sie mich noch zwei, drei abschließende Be-
merkungen machen. Ich habe Ihnen dargelegt, was
das freie Mandat bedeutet, welche rechtlichen und
verfassungsrechtlichen Grundsätze es dazu gibt. Ich
habe aber auch ausdrücklich um das Vertrauen der
Wählerinnen und Wähler für die Arbeit des saarlän-
dischen Landtags, für die Arbeit eines jeden Einzel-
nen von uns, geworben. Ich habe nichts gesagt zu
Terminen, zu den Wochenenden, die man hat oder
eben auch nicht hat, zum Alltag einer Abgeordneten.
Ich habe mir diese Tätigkeit bewusst ausgesucht,
und ich habe mich ja auch schon zum wiederholten
Male darum beworben und um die Zustimmung und
das Vertrauen der Wählerinnen und Wähler gebe-
ten. Ich mache diese Arbeit gerne. Ich kenne mei-
nen Kolleginnen und Kollegen, die einen näher, die
anderen nicht ganz so gut; bei allen merke ich aber,
dass es ihnen ein Anliegen ist, dieser Arbeit gerecht
zu werden. Das Mandat im saarländischen Landtag
ist für sie der Mittelpunkt der Arbeit.

Wie viele von uns habe ich nebenbei noch die Partei
und die Kommunalpolitik. Wir alle kennen das: Bei
der Kommunalpolitik kann man genau erleben, wie
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Politik gestaltet, dort sieht man die Auswirkungen
sofort. Das erdet, und deshalb mache ich das auch
gerne. Ich habe, auch das ist vielen von Ihnen be-
kannt, „meinen Demenzverein“. Aufgrund der Tätig-
keit als Vorsitzende dieses Vereins bin ich Mitglied
im Landesvorstand des VdK geworden. Aus diesem
Bereich heraus gibt es auch noch weitere Anfragen
an mich.

(Zuruf von der LINKEN: Darum geht es doch gar
nicht!)

Ich bin auch in der Kirche unterwegs. Ich bin im Fa-
milienbund der Katholiken tätig, ich habe an der
Synode teilgenommen. Man macht ja dann auch
weiter, wenn es um die Umsetzung geht. Auch hier-
bei geht es ja um die Gestaltung des Lebens mitein-
ander. Auch hier ist die Gestaltung der Gesellschaft
Maßstab, und daran arbeiten wir auch als Abgeord-
nete. Ich denke, das alles sind wichtige Tätigkeiten,
und ich möchte diese Arbeit auch nicht missen. Ich
möchte nicht in die Situation geraten, mich entschei-
den zu müssen, dieses oder jenes nicht mehr zu
machen. Abgesehen davon, dass man damit auch
Menschen enttäuschen würde, die auf die geleistete
Arbeit setzen, gilt es ja grundsätzlich, das Anliegen
zu verfolgen. Manchmal quillt im Ergebnis auch
mein Terminkalender über, allerdings bringt das
eben auch sehr viele Synergien, gerade auch mit
Blick auf die politische Arbeit, die ich hier im Landtag
zu leisten habe.

Es gibt auch immer wieder neue Anfragen, das erle-
ben alle hier. Es ist ja sinnvoll und es macht auch
Mut, Abgeordnete an Bord zu haben. Bei solchen
Anfragen muss man sich als Abgeordnete auch im-
mer wieder die Frage stellen, ob man das noch leis-
ten kann. Kann ich das als Abgeordnete neben und
mit meinem Mandat leisten? Kann ich das auch mei-
ner Familie noch abverlangen? Diese Fragen stellen
sich. Bleibe ich in meinem Mandat, in meiner Arbeit,
weiterhin glaubhaft für die Menschen? Immer wieder
erhält man Anfragen, immer wieder muss man das
reflektieren. Das gehört zu unserer Aufgabe, dieser
Aufgabe müssen wir uns stellen. Ich glaube, diesbe-
züglich sind wir uns einig.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Ich bin sicher, Sie alle kennen das. Wir nehmen die-
se Verantwortung auch gewissenhaft wahr. Wir re-
flektieren, gehen eben nicht einfach weiter, suchen
vielmehr die Antworten. Die Antworten finden sich
nicht immer einfach, auch das weiß jeder von uns.
Aber gerade das, meine Damen und Herren, macht
doch vielleicht auch die Herausforderung aus. An
dieser Stelle bleibt unsere Arbeit spannend und le-
bendig, unsere Arbeit hier im Landtag, unsere Arbeit
mit und für die Menschen im Saarland. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun der Abgeordnete Lutz Hecker von
der AfD-Fraktion.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Die LINKE-Landtags-
fraktion möchte eine Begrenzung der Abgeordneten-
Tätigkeiten in Vorständen, Aufsichtsräten und Ähnli-
chem erreichen und strebt dazu eine interfraktionelle
Initiative zur Aufnahme einer entsprechenden Be-
stimmung in die Verhaltensregeln für die Mitglieder
des Landtags an.

Damit wird im Plenum zum ersten Mal ganz vorsich-
tig ein winziger Teilaspekt des komplexen Vorgangs
rund um mögliche Ursachen des Desasters beim
LSVS näher betrachtet. Dass man das von allen
Seiten vorsichtig tut - den Kollegen Lafontaine neh-
me ich hier nach seiner fulminanten Rede eben ein-
mal aus -, ist einerseits der Materie und einer gewis-
sen notwendigen Reihenfolge der Dinge geschuldet,
weist aber andererseits auch auf eine gewisse Be-
troffenheit hin. Die AfD-Fraktion wird sich dem An-
sinnen der DIE LINKE-Fraktion, über die Geschäfts-
ordnung des Landtags den Versuch des Einziehens
einer Obergrenze zu unternehmen, nicht widerset-
zen. Klar ist jedoch auch, dass eine solche Initiative
nur Teil eines Prozesses sein kann und darf, der
durch die Medienenthüllungen über das Finanzloch
beim LSVS eingeleitet wurde. Insofern muss Ziel
sein, dass der begonnene, durchaus schmerzhafte
Prozess auch eine heilende Wirkung entfalten kann.
Damit das geschehen kann, müssen alle Beteiligten
ihren Teil dazu beitragen.

Die juristische Aufarbeitung ist zunächst einmal Sa-
che der Staatsanwaltschaft. Der Rechnungshof wird
prüfen. Die Medien haben ihren Part in der objekti-
ven Berichterstattung zu leisten. Dem Landtag wird
dabei die Verantwortung für die Aufarbeitung von
politischen Verantwortlichkeiten zukommen. Eine
solche interfraktionelle Initiative wie die der LINKEN
kann zu dieser Aufarbeitung beitragen, indem zum
Beispiel im Ergebnis die Verhaltensregeln für die
Mitglieder des Landtages ergänzt werden. Das kann
und darf zum jetzigen Zeitpunkt jedoch keineswegs
ausschließen, dass der Landtag sich auch weiterge-
hender Werkzeuge wie eben zum Beispiel eines Un-
tersuchungsausschusses zur Aufarbeitung der politi-
schen Verantwortlichkeiten bedient. Wobei uns na-
türlich bewusst ist, dass auch das unter den gegebe-
nen Umständen eine interfraktionelle Zusammenar-
beit erfordern wird.

Ich denke, es ist jedem klar, dass eine Tätigkeit in
zum Teil mehr als einem Dutzend Vorständen oder
Aufsichtsräten oder Ähnlichem zwangsläufig zu ei-
ner, sagen wir mal, Priorisierung führen muss. Kein
Mensch, auch kein Parlamentarier, auch wenn er
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noch so fleißig ist, kann seinen Aufgaben ab einem
gewissen Pensum mehr mit gleichbleibender Quali-
tät nachkommen. Und natürlich macht dieser Antrag
dann auch Sinn, die Anzahl dieser Aufgaben für die
Parlamentarier gegebenenfalls über die Geschäfts-
ordnung zu begrenzen. Die AfD-Fraktion wird dem
Antrag der Linksfraktion zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun Petra Berg von der SPD-Land-
tagsfraktion.

Abg. Berg (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Es ist, so glaube ich, heute für dieses
Parlament schon eine recht schwierige Debatte be-
züglich des Antrags der LINKEN. Die Saarländerin-
nen und Saarländer haben durchaus heute eine
sehr kritische Auseinandersetzung in der Debatte
verdient, ja, ich glaube, sie verlangen sie sogar. In-
sofern, denke ich, ist heute auch der richtige Tag, ei-
ne solche Debatte zu führen.

Sie haben den Antrag der LINKEN gelesen, was ist
damit beabsichtigt? Es soll eine Diskussion darüber
geführt werden, was der Abgeordnete im Rahmen
seines Mandats machen kann, wo zeitliche, wo fi-
nanzielle Grenzen überschritten sind. Vorab kann
ich sagen, ich bin durchaus stolz, ein Teil dieses
saarländischen Parlaments zu sein und auch dank-
bar für die Wahlentscheidung der Saarländerinnen
und Saarländer, die meiner Partei ihre Stimme ga-
ben. Mit dem Einzug in dieses Parlament habe ich
ein freies Mandat erhalten, frei von den Entschei-
dungen der Partei, frei von den Entscheidungen der
Bewohnerinnen und Bewohner meines Wahlkreises,
frei von Fraktionszwang und auch frei von berufli-
chen Bindungen. Diese Freiheit verdanke ich der re-
präsentativen Demokratie, denn ich bin als Abgeord-
nete hier Vertreterin des ganzen Volkes. Und dieser
repräsentative Status ist gerade die Absage an alle
Versuche, den Abgeordneten als bloßen Funktionär
irgendwelcher Kollektive oder basisdemokratischer
Organisationen zu vereinnahmen.

Jetzt stellt sich die Frage: Ist denn der Abgeordnete
völlig frei? Nein, meine Damen und Herren! Ich bin,
und das sind wir alle hier, dem Wohle der Menschen
in unserem Lande verpflichtet. Das ist eine große
Verantwortung, das ist eine große Herausforderung,
die uns mit unserem Mandat übergeben wurde. Es
ist aber - darauf hat die Kollegin Dagmar Heib schon
hingewiesen - keine Last, keine Bürde, denn jeder,
der sich dieser Wahl stellt, ist sich bewusst, was es
bedeutet, Teil dieses Parlaments zu sein.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
Helmut Schmidt hat einmal gesagt: Die heutige poli-
tische Generation hat es leichter als die Generation,
die nach dem Zweiten Weltkrieg dieses Land aufge-
baut hat. - Es stellt sich die Frage, ist das der Grund
dafür, dass das Ansehen der Politik immer weiter
sinkt? Anfang der Siebzigerjahre bekundeten noch
27 Prozent der Bevölkerung einen besonderen Re-
spekt vor dem Beruf der Politiker. Heute, meine sehr
verehrten Damen und Herren, sind es gerade noch
6 Prozent. Skandale, Intransparenz, Lobbyismus
schaden der Glaubwürdigkeit und Integrität von Poli-
tikern.

Ja, heute steht auch der Skandal rund um den Lan-
dessportverband des Saarlandes im Mittelpunkt. Ja,
er wird öffentlich diskutiert. Deshalb müssen auch
wir uns kritisch damit auseinandersetzen. Es ist aber
nicht so, dass wir hier diese Auseinandersetzung
vorsichtig führen. Nein! Wir haben dieses Thema be-
reits im Innenausschuss ausführlich, offen, transpa-
rent und für die Öffentlichkeit zugänglich über meh-
rere Stunden diskutiert. Im nächsten Innenaus-
schuss am 22. Februar wird es wieder auf der Ta-
gesordnung stehen. Wir alle wissen, es wird nicht
die letzte Sitzung sein, die sich mit diesem Thema
und seiner Aufarbeitung beschäftigt. Es ist unsere
Verantwortung, es aufzuarbeiten, und der werden
wir auch nachkommen.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, bei
dieser politischen Arbeit und auch bei der Bewer-
tung von Politikern wird derzeit, so ist mein Ein-
druck, vieles miteinander vermischt. Man muss auch
unterscheiden zwischen der Politik, wie sie auf Lan-
desebene stattfindet, der Kommunalpolitik, wo ganz
viele Ehrenamtlerinnen und Ehrenamtler beschäftigt
sind, und den Mitgliedern der Landesregierung, für
die wieder anderes gilt. Es gibt auch Unterschiede in
den Tätigkeiten, was Zuwendungen betrifft und was
den Freizeiteinsatz betrifft - die meisten in der Kom-
munalpolitik opfern ihre Freizeit dafür -, und Unter-
schiede, was den Einfluss und die Macht angeht, die
Politikerinnen und Politiker gewinnen und ausüben
müssen.

Das Saarländische Ministergesetz und eine Selbst-
verpflichtung der Landesregierung regeln, dass Ver-
gütungen aus Tätigkeiten, die auf Vorschlag oder
Verlangen der Landesregierung übernommen wer-
den, abzuliefern sind, soweit sie den Höchstbetrag
von 5.400 Euro übersteigen. Und, meine Damen
und Herren, diese Vergütungen sind ausweislich der
Haushaltsrechnung für das Jahr 2016 auch dem
Landeshaushalt zugeflossen, insgesamt ein Betrag
von 136.000 Euro.

Für Abgeordnete, das wurde schon gesagt, sind
eventuelle Vergütungen in zehn Stufen nach dem
saarländischen Abgeordnetengesetz veröffentli-
chungspflichtig. Die Öffentlichkeit kann daher fest-
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stellen, wer in welchem Rahmen Nebentätigkeiten
ausübt. Und trotz dieser Regelungen ist das Anse-
hen und die Integrität von Politikerinnen und Poli-
tikern beschädigt. Deshalb noch einmal: Ist das die
Konsequenz des freien Mandats? Nein, meine Da-
men und Herren. Das freie Mandat soll gerade eben
die Unabhängigkeit der Abgeordneten sicherstellen,
sie sollen frei sein von Abhängigkeiten, damit das
Wohl der Menschen im Zentrum der politischen Ar-
beit stehen kann. Der Abgeordnete soll nämlich in
freier Eigenverantwortlichkeit darüber entscheiden,
wie er sein Mandat ausübt. Dazu zählt auch die ei-
gene Einschätzung, in welcher Verbindung mit an-
deren Tätigkeiten der einzelne Abgeordnete sein
Mandat ausfüllen kann.

Frau Heib hat schon auf das Interview in der Saar-
brücker Zeitung heute Morgen verwiesen. Es ist
wichtig, dass jeder Abgeordnete eine eigene Ein-
schätzung trifft. Die Freiheit des Mandates hat ja ge-
nau diese Wechselwirkung. Sie untersagt nämlich
dem Abgeordneten die Ausübung solcher Tätigkei-
ten, die mit dem Mandat nicht vereinbar sind. Herr
Lafontaine, das ist selbstverständlich. Was wir aber
hier vermeiden müssen, ist Folgendes. Es darf keine
Stigmatisierung aller Tätigkeiten geben, insbesonde-
re nicht von Tätigkeiten, die mit einem hohen gesell-
schaftlichen Engagement verbunden sind. Da ist
beispielsweise das Engagement des Kollegen Roth.
Mit Ihrem Einverständnis, Herr Roth, möchte ich es
gerne hier nennen: Er ist nämlich Vorsitzender des
Beirats der Stiftung Rechtsschutzsaal und er ist
auch Vorsitzender des Fördervereins der Bieders-
bergschule in Neunkirchen, einer Schule für geistig
behinderte Kinder. Das ist ein gesellschaftliches En-
gagement, das durchaus mit der Tätigkeit eines Ab-
geordneten im Einklang steht. Nein, ich gehe sogar
so weit zu sagen, es ist ein Engagement, das von
uns als Abgeordneten auch erwartet wird.

Deshalb sollten wir hier keine Stigmatisierung aller
Tätigkeiten durchführen. Denn Freiheit des Manda-
tes bedeutet ja gerade nicht die Freiheit von Pflich-
ten. Die Freiheit des Mandates bedeutet doch nur,
zu entscheiden, wie man diese Pflichten erfüllt; nicht
ob man sie erfüllt, sondern wie man sie erfüllt.

Dann stellt sich die Frage, ob die bestehenden Re-
gelwerke ausreichen oder ob es hier Verschärfun-
gen geben sollte, wie die LINKE es fordert. Es wur-
de schon auf die Verhaltensregeln für Abgeordnete
verwiesen, die die eigentliche Ausformung der Man-
datsfreiheit sind und sicherstellen, dass Tätigkeiten
unterbleiben, die Abhängigkeiten schaffen und eben
dieser Freiheit zuwiderlaufen. Ja, man kann solche
Verhaltensregeln abändern, verschärfen, um auch
hier zu reglementieren.

Grundsätzlich ist es so, dass Tätigkeiten beruflicher
und sonstiger Art für Abgeordnete zulässig sind. Das
betrifft im Übrigen nicht nur das Berufsfeld der Abge-

ordneten, sondern auch das Berufsfeld der Beam-
ten, der Richter, der Ärzte, der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, der Journalistinnen und Journa-
listen, überall wird über Nebentätigkeiten diskutiert,
über Zeitumfang und Abhängigkeiten. Sicher stellt
sich die Frage, wie und in welcher Häufigkeit Tätig-
keiten mit der Ausübung eines öffentlichen Amtes
vereinbar sind. Die Abgeordneten als Teil des Parla-
mentes stellen in ihrer beruflichen, sozialen und ge-
sellschaftlichen Herkunft ein Spiegelbild der Gesell-
schaft dar. Das ist gut so, denn die Bevölkerung soll
in ihrer Gesamtheit auch im Parlament repräsentiert
werden. Die Weiterführung von Tätigkeiten auch
nach der Wahl in ein Parlament ist durchaus geeig-
net, bestehende Kompetenzen zu nutzen, auszu-
bauen und auch die Verbindung in die Bevölkerung
zu erhalten.

Der Abgeordnete ist sozusagen Teil eines offenen
Systems der Gemeinwohlverwirklichung. Er ist auch
immer strukturell selbst betroffen, weil er Teil des
Gemeinwohls ist und auch sein will. Er ist Bindeglied
zwischen dem Staat und der freien Gesellschaft, aus
der er stammt und muss sich für die Dauer seines
Mandates erklären, aber auch danach, wenn er die-
ses Mandat erneuern will. Deshalb darf er sicherlich
nicht das Mandat vernachlässigen oder es gar zu
seinem privaten Nutzen missbrauchen. Deshalb gibt
es bereits diese Regularien im Abgeordnetengesetz,
die auf Interessenkonflikte genau an der Schnittstel-
le zwischen Mensch und Mandatsträger abzielen.
Richtig und wichtig sind die Regelungen, die die An-
nahme von Geld oder geldwerten Vorteilen verbie-
ten, die im Zusammenhang mit der Ausübung des
Mandats entstehen. Das ist ganz selbstverständlich.
Damit aber die Menschen hier im Land selbst beur-
teilen können, wer und in welcher Weise ihre Inter-
essen vertritt, ist Offenlegung und Transparenz von
Tätigkeiten in oder neben dem erlernten Beruf not-
wendig. Genau das haben alle Fraktionen in der Ple-
narsitzung am 15. Juni 2016 auch festgelegt. Aus
den Veröffentlichungen zu Tätigkeiten und Einkünf-
ten können sich die Bürgerinnen und Bürger infor-
mieren, welche Tätigkeiten ausgeübt und welche
Einkünfte bezogen werden.

Die Frage ist, was der Antrag der LINKEN „Ämter-
häufung verhindern - Qualität in Leitungs- und Auf-
sichtsgremien stärken“ verbessert. Diese Frage ha-
be ich mir bei der Lektüre dieses Antrages gestellt,
aber auch die Frage: Will man hier Qualität verbes-
sern, will man Expertengremien dort schaffen, wo es
um das offene System des Gemeinwohls geht?
Nein, sage ich da. Über die Frage, was das Richtige
für das Gemeinwohl ist, kann man und muss man
auch unterschiedlicher Auffassung sein, deshalb
müssen auch Amtsträger unterschiedlicher Gruppie-
rungen den Gremien angehören. Es kann doch nicht
sein, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass
plötzlich nur noch selbsternannte akademische
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Kompetenzen entscheiden, was Gemeinwohl ist!
Nein, auch hier ist gesellschaftliches Engagement
gefragt, aber immer unter der Maxime, dass es nie
zum eigenen Nutzen geschehen darf.

Dann habe ich mich gefragt, was die Beschränkung
auf zwei Ziffern des § 1 soll. Es wird nur auf Num-
mer 2 und 3 Bezug genommen, nicht aber auf die
Nummer 1. In Nummer 1 sind die Beratungs-, die
publizistischen und die Vortragstätigkeiten geregelt.
Ein Schelm, der Böses dabei denkt. Will man hier
vielleicht die Grauzone von Vortragstätigkeiten - die
eben angesprochen wurden - und von Beratertätig-
keiten gerade deshalb so belassen, weil sie in den
eigenen Reihen gerne ausgeübt werden? Auch hier
stellt sich immer mal die Frage der Befangenheit.
Deshalb ist dieser Antrag wenig konkret, nicht be-
gründet, und nach meinem Dafürhalten auch wenig
verständlich, wenn man ihn aus der Perspektive der
Öffentlichkeit betrachtet.

Die Abgeordneten sind angewiesen - das müssen
sie auch -, alle Nebentätigkeiten und auch ihre Ver-
gütungen in Stufen anzugeben. Dadurch kann sich
die Öffentlichkeit ein Bild machen, sie kann nachfra-
gen, sie kann Wertungen abgeben, und sie kann An-
sprüche und Erwartungen an uns stellen. Das ist in
unserem System der repräsentativen Demokratie
ausdrücklich so gewollt und auch möglich. Außer-
rechtlichen Druck, insbesondere politischen Druck,
müssen wir als Abgeordnete aushalten, das gehört
zu unserem politischen Alltag. Wer Hitze nicht aus-
hält, kann nicht Koch sein wollen. Wer ein öffentli-
ches Amt bekleidet, der ist in seinem Handeln und
Wirken öffentlich. Das ist auch gut so. Deshalb sind
die Verhaltensregeln, die transparent und offen sind,
gut so, denn wir sind alle alleine dem Gemeinwohl
verpflichtet.

Wir sind der Auffassung, dass die Bürgerinnen und
Bürger dieses Landes wissen müssen, wo Politiker
tätig sind, ob und gegebenenfalls wie viel Geld sie
auch dafür bekommen. Deshalb werden wir die Tä-
tigkeiten der Abgeordneten und die Reglementie-
rung auch im Präsidium des Landtages besprechen
und dort nachsteuern, wo es erforderlich ist. Auch
Compliance-Regeln werden wir dort besprechen:
Wo Transparenz fehlt, muss sie hergestellt werden.
Wo Offenheit fehlt, muss sie hergestellt werden. Es
darf hier im Haus keine Nebentätigkeiten geben, die
der Öffentlichkeit nicht bekannt sind, aber auch kei-
ne Nebentätigkeiten, die eine ordentliche Ausübung
des Mandates behindern, und keine Nebentätigkei-
ten, die Abhängigkeiten begründen. Das fordert das
Gemeinwohl und dem alleine sind wir verpflichtet,
auch in Anbetracht unserer gesellschaftlichen Ver-
pflichtung. Dieser Verantwortung gehen wir nach.
Deshalb werden wir prüfen, ob bestehende Regeln
ausreichen oder korrigiert werden müssen. Wir wer-
den aber nicht einem Antrag der LINKEN zustim-

men, der so nicht ganz ehrlich ist; das muss man sa-
gen. Das werden wir nicht machen. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion, Drucksache 16/241.
Wer für die Annahme der Drucksache 16/241 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Dann stelle
ich fest, dass der Antrag Drucksache 16/241 mit
Stimmenmehrheit abgelehnt wurde. Zugestimmt ha-
ben die Oppositionsfraktionen, dagegen gestimmt
haben die Koalitionsfraktionen.

Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in die Mit-
tagspause ein und treffen uns hier um 13.15 Uhr
wieder.

(Die Sitzung wird von 12.01 Uhr bis 13.16 Uhr
unterbrochen.)

Vizepräsident Heinrich:
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir fahren
in unserer heutigen Tagesordnung fort und kommen
zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: 55 Jahre
Élysée-Vertrag - Grundlage für eine neue Dy-
namik in den deutsch-französischen Bezie-
hungen in unserer Grenzregion (Drucksache
16/247)

Zur Begründung des Antrags erteile ich Frau Abge-
ordneter Helma Kuhn-Theis das Wort. - Bitte schön.

Abg. Kuhn-Theis (CDU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kolleginnen und Kol-
legen! Ich freue mich sehr, dass sich der saarländi-
sche Landtag heute mit einem Thema beschäftigt,
das nicht nur für Europa zukunftsweisend ist, son-
dern auch für unser Saarland und für unsere euro-
päische Großregion. Am 22. Januar 2018 haben der
Deutsche Bundestag und die französische
Assemblée nationale aus Anlass des 55. Jahresta-
ges des deutsch-französischen Élysée-Vertrages ei-
ne Resolution verabschiedet. Darin wird ein neuer,
zeitgemäßer Élysée-Vertrag gefordert. Das heißt,
dieses europäische, friedensstiftende und völkerver-
bindende Element soll sich auf die Neuzeit vorberei-
ten und sich den Herausforderungen auch in einer
globalisierten Welt stellen.
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Ich freue mich sehr, dass auch wir im Saarland heu-
te durch diesen Antrag der Großen Koalition unse-
ren Beitrag leisten. Wir sehen, dass in dieser Reso-
lution unter anderem auf die Grenzregionen einge-
gangen wird, eine langjährige Forderung auch aus
dem saarländischen Landtag, es soll eine Stärkung
der Grenzregionen mit mehr Befugnissen auch in
den Eurodistrikten erfolgen. Wir haben ja gesehen,
wie schmerzlich es ist, wenn es unüberwindbare
Hürden in der Zusammenarbeit gibt, sei es in der
Bildungspolitik, sei es in der Hochschulpolitik, sei es
in der Zusammenarbeit mit den Sicherheitskräften.
Es hakt oftmals an allen Ecken und Enden.

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als bemerkens-
wert, dass wir heute in diesem Antrag eine Aufli-
stung all der Initiativen und Projekte vorfinden, die in
den letzten Jahren trotz dieser widrigen Umstände
auch zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger in „un-
serem kleinen Europa“ umgesetzt werden konnten.

(Beifall von der CDU.)

Ich möchte mich an dieser Stelle auch ganz herzlich
bei der Landesregierung bedanken, die in den letz-
ten Jahren nicht müde wurde, sich diesem Thema
zu widmen, und es auch zu ihrer Herzensangele-
genheit erklärt hat. Das zeigt auch die Dynamik der
Europapolitik bei uns im saarländischen Landtag
und auch in der saarländischen Landesregierung.

Unser gemeinsames Ziel, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, muss es sein, dass wir auch weiter unserem
Anspruch, das europäischste und natürlich auch das
französischste Bundesland zu sein, das wir uns ja
sowieso als Titel schon zu eigen gemacht haben,
gerecht werden.

(Beifall von der CDU.)

Ich habe eben von Hürden gesprochen. Wir kennen
sie alle, wenn es zum Bespiel um die Anerkennung
von Bildungsabschlüssen geht. Wir kennen die Pro-
bleme der Kitas, wenn es darum geht, Erzieherinnen
auszutauschen. Auch was die Lehrersituation anbe-
trifft: Wie oft hätten wir gerne auch die Muttersprach-
ler in den Schulen! Aber diese Hürden, die mit der
rechtlichen Situation zu tun haben, können wir nicht
einfach so wegwischen.

Gerade vor diesem Hintergrund und um den Men-
schen zu zeigen, dass die Grenzsituation für sie
einen Mehrwert darstellt, ist es richtig und wichtig,
dass wir jetzt auch die Forderung erheben, mehr
rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten zu haben, ins-
besondere wenn es darum geht, Projekte mit unse-
ren französischen Nachbarn auch in die Tat umset-
zen zu können. Das müssen dann echte Projekte
sein. Hier gibt es im französischen Recht das „droit
à l’expérimentation“ - so heißt dieser Fachausdruck.
Diese Möglichkeit auf der französischen Seite er-
laubt es, unterhalb nationalstaatlicher Regelungen

dann auch gewisse Spielräume und Freiräume zu
eröffnen, wenn es darum geht, dass gesetzliche
Hürden überwunden werden müssen.

Hier freue ich mich wirklich sehr, wenn es uns ge-
lingt, diese Dinge auch tatsächlich alle umzusetzen.
Das muss sich auch in diesem neuen Élysée-Ver-
trag widerspiegeln, darauf müssen wir großen Wert
legen. Deswegen ist das eine unserer zentralen For-
derungen, damit wir die notwendigen Projekte, die
einen Mehrwert für die Menschen in unserer Region
darstellen, dann auch auf den Weg bringen können.

Ich bin mir auch sicher, wenn es gelingt, diese ge-
setzlichen Vorgaben zu variieren, werden wir mit
Blick auf die Baustellen, die wir mit unseren franzö-
sischen Nachbarn haben, auch den Menschen Lö-
sungen anbieten können, die besser sind als das,
was wir vorher hatten, als die notwendigen Instru-
mentarien nicht vorhanden waren. Ich denke hier an
Carling, ich denke an Cattenom und ich denke auch
an die Zusammenarbeit der Sicherheitskräfte in der
Großregion, auch mit Blick auf Frankreich. Natürlich
ist gerade in diesem Bereich der Zusammenarbeit in
der Sicherheit sehr viel auf den Weg gebracht wor-
den. Aber immer wieder - da bin ich ja auch ganz
nahe dran mit meiner Kommission - sagen mir die
Vertreter der Sicherheitskräfte in der Großregion, es
hakt noch an allen Ecken und Enden. Auch die
grenzüberschreitende Sicherheit hat aufgrund der
neuen Situation in ganz Europa eine ganz eigene
Dynamik entwickelt. Deswegen müssen wir auch
hier genau hinschauen, was zukünftig mit diesen
Ausnahmeregelungen möglich ist. Es muss eine ver-
besserte Zusammenarbeit geben. Es muss einen
verbesserten Informationsaustausch geben, der
ganz schnell ist. Die Daten müssen viel schneller
geliefert werden. Auch hier hakt es.

Und - auch das wird immer wieder von den zuständi-
gen Verantwortlichen berichtet - es muss eine bes-
sere Kooperation der Staatsanwaltschaften über die
Grenzen hinweg geben. Da haben wir noch eine
Riesenbaustelle. Wie gesagt, ich bin da sehr zuver-
sichtlich. Wenn wir in diesem neuen Vertrag das
festschreiben, was ich eben beschrieben habe, glau-
be ich, sind wir einen Riesenschritt weiter und kön-
nen eine gute, vernünftige Europapolitik im Sinne
der Bürgerinnen und Bürger hier in unserer Grenzsi-
tuation machen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Zum Abschluss möchte ich noch einen Punkt aufru-
fen, der mir auch sehr wichtig ist. In dieser Resoluti-
on ist auch von einem Parlamentsabkommen zwi-
schen Berlin und Paris die Rede. Auch vor diesem
Hintergrund haben wir die Verantwortung. Wir for-
dern, dass wir auch den Ausschuss der Regionen
stärken. Isolde Ries und ich sind ja die Vertreter des
Saarlandes im Ausschuss der Regionen in Brüssel.
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Isolde, da hatten wir uns in der letzten Woche ge-
troffen. Die Termine sind sehr anstrengend. Wir
müssen da wirklich unheimlich viel arbeiten.

Aber wir sind als Saarland eigentlich immer alleine.
Wir bringen unsere Anträge ein, wir suchen uns Ver-
bündete. Hier müssen wir jetzt vor dem Hintergrund
dieser Neuauflage des Élysée-Vertrages auch die
Chance nutzen, auf der europäischen Ebene mit un-
seren Nachbarn, mit unseren Freunden aus Frank-
reich, bestimmte Projekte in Brüssel auf den Weg zu
bringen. Unser Ziel muss es sein, dass wir - Deut-
sche und Franzosen - mit einer starken Stimme Pro-
jekte und Ideen in Brüssel einbringen. Dann haben
wir für die Zukunft eine gute Grundlage gelegt.

Isolde Ries war letzte Woche in der deutschen Dele-
gation dabei. Uns wurde mitgeteilt, dass beabsichtigt
ist, dass die deutsche und französische Delegation
künftig im Vorfeld der Plenarsitzungen im Ausschuss
der Regionen in Brüssel gemeinsam tagen. Wir wer-
den die Themen, die wir einbringen, gemeinsam be-
raten und uns in der Vorbereitung der Plenarsitzung
absprechen. Das ist ein Riesenfortschritt. Hier sind
wir im Geiste des Élysée-Vertrages im Ausschuss
der Regionen in Brüssel auf dem richtigen Weg.

Eine weitere Anmerkung, weil sie zum Saarland
passt: Ich habe die Initiative ergriffen, im europäi-
schen Jahr des Kulturerbes das saarländische Pro-
jekt in Brüssel vorzustellen. Einige Mitglieder des
Europaausschusses waren dabei, als das Projekt
„Resonanzen“ vorgestellt wurde. Es war keiner in
der Runde, der nicht beeindruckt war. Es ist ein
Leuchtturmprojekt, das gute Aussichten hat, ganz
vorne mitzuspielen. Thematisch geht es um die fran-
zösische Nachkriegsarchitektur im Saarland und in
der Großregion. Das Projekt passt zu dem, was wir
im Élysée-Vertrag vereinbaren wollen. Außerdem
gab es eine ganz enge Kooperation mit der zustän-
digen Generaldirektion in Grand Est. Der saarländi-
sche Kulturminister Ulrich Commerçon ist für sein
Engagement für dieses Projekt durchaus lobend er-
wähnt worden.

(Zurufe: Hört, hört! - Sprechen von Minister
Commerçon.)

Wenn es etwas zu belobigen gibt, sollte man das
auch tun. Damit habe ich überhaupt keine Probleme.
Wir arbeiten zusammen, jeder leistet seinen Beitrag.
Wichtig ist, dass wir als Saarland in unserer europäi-
schen Region, in Brüssel gut dastehen und punkten
können. Dann haben wir alle etwas davon.

Zum letzten Punkt, der mir und ebenso der Großen
Koalition besonders am Herzen liegt und der deswe-
gen auch Teil der Forderungen in unserem Antrag
ist. Es geht um eine Verbesserung der Zusammen-
arbeit und eine Aufwertung des Interregionalen Par-
lamentarierrates. Viele von Ihnen arbeiten seit vielen
Jahren im Interregionalen Parlamentarierrat ganz

konkret an bestimmten Projekten mit. Sie tun es mit
großem Engagement und sehr viel Herzblut. Wir
sollten deshalb ganz selbstbewusst auf die Agenda
setzen, diese Kooperation weiter zu vertiefen.

Ich habe mit Blick auf das nächste Jahr zwei konkre-
te Vorschläge zu machen. Ich schlage erstens vor,
dass wir am 22. Januar 2019 im saarländischen
Landtag eine gemeinsame Sitzung mit Vertretern
des Interregionalen Parlamentarierrates abhalten,
dies auch vor dem Hintergrund, dass das Saarland
ab Januar 2019 den Vorsitz des Gipfels und die Prä-
sidentschaft beim IPR innehaben wird. Was für ein
Signal wäre das, im saarländischen Landtag eine
deutsch-französische Landtagssitzung abzuhalten!
Dies wäre meine Anregung für das nächste Jahr.
Der 22. Januar 2019 hat außerdem besonderen
Charme, weil an diesem Tag der neue, überarbei-
tete Élysée-Vertrag vorgelegt werden soll. Es gibt al-
so allen Grund, über diesen Vorschlag nachzuden-
ken.

Darüber hinaus rege ich an, dass der Europaaus-
schuss des saarländischen Landtages regelmäßig
Sitzungen mit seinem französischen Pendant abhält,
das ist die Kommission für internationale und grenz-
überschreitende Angelegenheiten im Conseil
Régional du Grand Est. In der nächsten Sitzung des
Europaausschusses werde ich den Vorschlag unter-
breiten, regelmäßig gemeinsame Sitzungen abzu-
halten. - So viel zu den Forderungen unseres Antra-
ges.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hoffe
und wünsche, dass dieser neue Élysée-Vertrag den
Geist und die Handschrift des Saarlandes trägt,
denn wir kennen die Praxis. Wir wissen, wo Hürden
sind, die es zu überwinden gilt. Vor allen Dingen
wünsche ich mir, dass in diesem Vertrag ganz kon-
krete Vorschläge gemacht werden, die auch umge-
setzt werden.

Ich möchte mit einem Zitat schließen. Viele von Ih-
nen werden es kennen. Es stammt aus den Erinne-
rungen eines Europäers, von Jean Monnet. Er sagte
mit Blick auf Europa und seine Konstruktion sowie
auf die Praxisnähe und die Projekte, die die Men-
schen spüren und erleben: „L’Europe ne se fera pas
d’un coup, ni dans une construction d’ensemble: elle
se fera par des réalisations concrètes, créant
d’abord une solidarités de fait.“ - Merci pour votre at-
tention, herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
Ich bitte um Zustimmung von allen im Landtag ver-
tretenen Fraktionen. - Herzlichen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen und verein-
zelt bei der LINKEN.)
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Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete. Ich eröffne die
Aussprache. - Das Wort hat für die SPD-Landtags-
fraktion Frau Abgeordnete Isolde Ries.

(Abg. Thul (SPD): Isolde, du bist dran! - „Vite, vi-
te“, wie der Franzose sagt!)

Abg. Ries (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen, ich habe gar nicht damit
gerechnet, dass ich so schnell hier vorne stehe,
aber wenn die LINKE sich noch nicht gemeldet hat,
dann ist es so.

(Abg. Lafontaine (DIE LINKE): Wir können Ihre
Ausführungen kaum erwarten!)

Der 22. Januar vor genau 55 Jahren und 16 Tagen
hat nicht nur die politischen Beziehungen Deutsch-
lands und Frankreichs verändert - aus Feinden soll-
ten Freunde werden, aus Gegnern Nachbarn -, nein,
die Unterschrift unseres Bundeskanzlers Konrad
Adenauer und des französischen Staatspräsidenten
Charles de Gaulle unter der gemeinsamen Erklä-
rung und dem Vertrag über die deutsch-französische
Zusammenarbeit, man nennt ihn kurz Élysée-Ver-
trag, legte den Grundstein für die Freundschaft zwi-
schen den beiden Ländern und für einen dauerhaf-
ten Frieden in Europa.

Kaum einer kann das wohl besser würdigen als wir
im Herzen Europas. Für de Gaulle und Adenauer
waren der Weg und das Ziel klar. Wenn Menschen
zusammenfinden, wird es in Europa keinen Krieg
mehr geben. Wenn man sich kennt und zusammen
arbeitet, wenn man zusammen lebt, dann führt das
zu Vertrauen und Verständnis zwischen den Nach-
barn. Das ist das Erfolgsrezept des so langen Frie-
dens.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
gleich zu Beginn eines zum Ausdruck bringen. Als
überzeugte Europäerin und selbstbewusste Saarlän-
derin sage ich heute gerne, diesen Frieden und die-
se Freundschaft bis heute gewahrt zu haben, ist für
mich - ich glaube, ich kann für uns alle sprechen -
ein großes Glück, das es zu bewahren gilt. Aber die
Welt verändert sich und mit ihr die Herausforderun-
gen für unsere beiden Länder. Deshalb ist es ein
mutiges und richtiges Signal, dass sowohl der Bun-
destag als auch die französische Assemblée natio-
nale zusammen zu einer Erneuerung und Fort-
schreibung des Vertrages der Freundschaft aufge-
fordert haben. Mutig, weil wir in Deutschland und in
Frankreich, ja auch hier im Saarland immer mehr
Politiker wieder nationalistische Töne anstimmen
und wir damit aufzeigen, dass die Zukunft unserer
beiden Länder nur eine gemeinsame europäische
sein kann. Richtig, weil wir neue Initiativen und Im-
pulse für unsere Wirtschaftsbeziehungen und Bür-

gerbegegnungen aller Gesellschaftsschichten drin-
gend brauchen. Nur wenn die Bande zwischen
Deutschland und Frankreich stark sind, kann auch
die Europäische Union stark sein.

Lassen Sie mich an dieser Stelle aber deutlich Fol-
gendes sagen. Was die Bürgerinnen und Bürger be-
sonders hier im Saarland in der Grenzregion sicher
nicht erwarten und auch nicht brauchen, ist eine wei-
tere wolkige Sonntagsrede zur Bedeutung von Euro-
pa. Die Menschen wollen von uns Politikern konkre-
te Ideen und Vorschläge, die sie in ihrem Leben wei-
terbringen und die die Hürden, die in der Grenzregi-
on immer noch bestehen, abbauen und ihr alltägli-
ches Leben vereinfachen. Ein paar Beispiele hat
Frau Kuhn-Theis genannt.

Gerade hier wird Europa im Kleinen gelebt. Die Pro-
bleme, die im großen Europa bestehen, schlagen
hier im Saarland im Alltag genauso auf. Wir brau-
chen also mehr Konkretes, damit wir die Menschen
weiterhin von Europa überzeugen können. Dass wir
im Saarland schon einiges geleistet haben, liegt auf
der Hand. Auf diese Arbeit bin ich als saarländische
Politikerin wirklich sehr stolz.

Es gibt alleine im Saarland mehr als 20 deutsch-
französische Einrichtungen. Ich möchte nur ein paar
nennen. Eurodistrict SaarMoselle wird in unserem
Antrag genannt. Insgesamt acht deutsche und fran-
zösische Gemeindeverbände haben sich 2010 im
europäischen Verbund für territoriale Zusammenar-
beit Eurodistrict SaarMoselle zusammengeschlos-
sen. Er vertritt die Interessen von circa
600.000 Menschen in der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit von Vereinen und betreut zahlrei-
che Projekte im Bereich Tourismus, Wirtschaftsent-
wicklung und Verkehr. Gerade Vereine und die vie-
len Städtepartnerschaften halten diese Freundschaft
zusammen.

Maison Ouverte des Services pour l’Allemagne. Un-
ternehmen, Arbeitnehmer und Arbeitssuchende ha-
ben durch diese Institution seit 2015 zum ersten Mal
eine zentrale Kontaktstelle, die sich speziell um die
Belange französischer Grenzgänger kümmert. Die
neue Servicestelle berät Hilfesuchende in Fragen
der Kranken- und Rentenversicherung und hilft auch
bei der Arbeitsplatzsuche.

Die Task Force Grenzgänger. Die Arbeit ist ohne
diese Stelle gar nicht mehr denkbar. Über eine ganz
eigene Erfolgsgeschichte kann ich durch die Zusam-
menarbeit des Interregionalen Parlamentarierrats
mit der Task Force Grenzgänger berichten. Wir alle
wissen, vor zwei Jahren gab es Probleme mit dem
Taxi. Es konnte kein Taxi nach Frankreich fahren
und ein französisches Taxi nicht nach Deutschland.
Wir haben gemeinsam mit der Task Force Grenz-
gänger alle Taxiunternehmen aus dem Saarland und
aus Frankreich hierher in den saarländischen Land-
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tag eingeladen. Die Task Force hat einen Vorschlag
unterbreitet, wie ein Formular aussehen kann, das
man in Zukunft ausfüllt. Alleine durch dieses Ken-
nenlernen der unterschiedlichen Menschen, die die
gleiche Arbeit beiderseits der Grenze machen, ha-
ben wir erreicht, dass es bis heute keinerlei Proble-
me mehr gibt. Die Zusammenarbeit funktioniert. Wir
können heute durchaus mit einem Taxi zum Woll
fahren und uns dort wieder abholen lassen. Umge-
kehrt geht es genauso. Das sind nur kleine Hürden,
deren Überwindung notwendig ist. Das ist aber ein
Beispiel, das zeigt, wie wichtig grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit ist. Hier könnte man ganz viele
Beispiele bringen. Das ist ein Beispiel von gelunge-
ner Zusammenarbeit.

Weiterhin gibt es die Fachstelle für grenzüberschrei-
tende Ausbildung. Das funktioniert schon in einigen
Berufen. Es gibt den Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, die Interregionale Arbeitsmarktbeobach-
tungsstelle oder den Kulturraum der Großregion und
viele Einrichtungen mehr. Neben diesen starken
Strukturen haben wir im Land auch einige Baustel-
len, bei denen wir anpacken müssen.

Ich möchte hier die Frankreichstrategie nennen. Das
Saarland ist mit der Frankreichstrategie einen muti-
gen Schritt gegangen. Deren Ziel ist es, das Saar-
land innerhalb einer Generation zu einer leistungsfä-
higen, bilingualen Region deutsch-französischer
Prägung zu entwickeln. Ich bekenne mich ausdrück-
lich zu diesem Ziel. Kolleginnen und Kollegen, wir
dürfen aber nicht zulassen, dass wir diese Zielset-
zung als bloße Überschrift, Willensbekundung und
Floskel in der Mottenkiste verstauben lassen. Nein!
Wenn wir es hier im Land ernst meinen, dann müs-
sen wir mehr tun und die Frankreichstrategie mit Le-
ben erfüllen. Das bedeutet etwa, dass endlich mehr
Geld für bilinguale frühkindliche Bildung und für die
Schulen bereitgestellt wird. Da muss einfach noch
mehr geschehen. Nur wenn wir bei den Jüngsten in
unserem Land beginnen, kann die Frankreichstrate-
gie wirklich gelingen. Das Saarland würde dadurch
zum einzigen mehrsprachigen Bundesland in der
Bundesrepublik Deutschland werden. Wir hätten da-
mit die Basis geschaffen für die Entstehung einer
europäischen Referenzregion mit einem starken
Standort im Herzen Europas, die dem Motto folgt:
Mehr Sprachen - mehr Chancen.

Besonders wichtig ist mir auch der nächste Punkt,
Frau Kuhn-Theis hat ihn auch angesprochen. In
dem uns vorliegenden Antrag fordern wir eine Stär-
kung des EU-Ausschusses der Regionen in der
Europäischen Union als Interessenvertretung der
Kommunen und der Länder mit dem Ziel, dass alle
Ebenen innerhalb der Europäischen Union besser
und gleichberechtigter gemeinsame Ziele formulie-
ren können, denn Europa findet nicht nur in Brüssel

statt, sondern täglich vor Ort - von Saarbrücken bis
Hornbach und von Berus bis Utweiler.

Als unterste administrative Ebene stehen die Städte
und Gemeinden den Bürgerinnen und Bürgern am
nächsten. Sie sind die erste Anlaufstelle für alle Fra-
gen. Deshalb brauchen wir eine Stärkung des Aus-
schusses der Regionen, der die Interessen der
Kommunen und der Länder wahrnimmt. Ich möchte
dies an einem ganz aktuellen Beispiel aus der Ple-
narsitzung in Brüssel in der letzten Woche deutlich
machen. Ein Thema war die Subsidiaritätskontrolle.
Das heißt, welche Ebene soll was zu welchem Zeit-
punkt und in welcher Detailtiefe regeln.

Wir als Mitglieder des Ausschusses der Regionen
haben große Bedenken gegen den jüngsten Vor-
schlag der EU-Kommission, die Vorschriften für die
Regionalfonds - die sind für den Zeitraum von 2014
bis 2020 beschlossen - so zu ändern, dass Mittel zur
Unterstützung von Strukturreformen der Mitglieds-
länder davon abgezweigt werden. Das soll ab 2018
geschehen. Wir sagen, das widerspricht dem Subsi-
diaritätsprinzip, weil das Ziel der Regionalfonds
nämlich nicht darin liegt, Strukturreformen in den
einzelnen Ländern zu unterstützen, sondern viel-
mehr darin, wirtschaftliche und soziale Unterschiede
zwischen den einzelnen Regionen der EU zu verrin-
gern. Das ist der wichtige Ausgangspunkt der Regio-
nalfonds.

Dieses Grundprinzip der Europäischen Union darf
nicht durch den Versuch der Renationalisierung der
Kohäsionspolitik bedroht werden. Warum benötigen
wir diesem Beispiel folgend mehr Rechte für den
Ausschuss der Regionen? Wir haben im Ausschuss
der Regionen in der letzten Woche beschlossen,
wenn die Kommission trotz unseres Widerstandes
dieses Vorhaben der Länder umsetzt und die Mittel
der Regionalfonds ab 2018 gekürzt werden sollen,
dann werden wir Klage vor dem Europäischen Ge-
richtshof erheben. Das gab es in der Geschichte des
Ausschusses der Regionen bis heute noch nicht.

Das Recht haben wir, aber ich sage, dass das ein
langwieriges Verfahren werden wird. Wir brauchen
deshalb Durchgriffsmöglichkeiten, die nicht so lange
dauern, zum Beispiel ein Vetorecht, damit wir solche
Maßnahmen stoppen können. Gerade in einer Zeit,
in der Bürgerinnen und Bürger zu Recht ein Europa
fordern, das sich mehr und wirkungsvoller um ihre
täglichen Sorgen kümmert, dürfen wir nicht zulas-
sen, dass diese Grundprinzipien wie das Subsidiari-
tätsprinzip ausgehebelt werden.

Wir fordern außerdem in unserem Antrag eine Inten-
sivierung der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit zwischen Frankreich und Deutschland in der
Großregion. Wir tun das schon seit 1986 mit dem In-
terregionalen Parlamentarierrat. Schon jetzt arbeiten
die Ausschüsse des Rates zur Beseitigung von
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grenzüberschreitenden Hürden und Alltagsproble-
men für unsere Bürgerinnen und Bürger zusammen.
Wir haben schon einiges bewegen können.

Im Koalitionsvertrag von SPD und CDU hier im Lan-
de haben wir 2012 und 2017 den Wunsch zum Aus-
druck gebracht, die Rechte des Interregionalen Par-
lamentarierrates zu stärken, 2012 sogar noch ein
bisschen deutlicher. Ziel unseres heutigen Antrages
wäre es, die Rechte dergestalt stärken zu wollen,
dass es eine Direktwahl der Abgeordneten für den
Interregionalen Parlamentarierrats oder die Mitglie-
der des Interregionalen Parlamentarierrates in der
Großregion geben könnte, damit die Identifikation
größer wäre. Das haben wir damals im Vorfeld des
Koalitionsvertrages diskutiert. Wir haben es dann
nicht mehr so explizit hineingeschrieben, aber das
war damit gemeint, als wir gesagt haben, dass wir
eine Stärkung des Interregionalen Parlamentarierra-
tes wollen.

Ein weiteres Ziel auch des vorliegenden Antrages ist
es, das demokratisch gewählte Europaparlament zu
stärken. Wenn wir über eine gute und ernst zu neh-
mende Repräsentation unserer Heimat innerhalb der
europäischen Strukturen zu Recht diskutieren, dann
führt kein Weg an der demokratischen Herzkammer
der EU, dem Europäischen Parlament, vorbei. Wie
kaum ein anderer schafft es unser Europaabgeord-
neter Jo Leinen immer wieder, direkte Interessen
aus unserer Region mit in die Entscheidungsstruktu-
ren in Brüssel einfließen zu lassen.

Aber wir erkennen auch, dass nicht immer das Par-
lament der zentrale Ort aller Entscheidungen ist. Die
EU befindet sich aktuell immer mehr in Zeiten einer
Vergipfelung, in denen immer mehr Entscheidungen
hinter verschlossenen Türen getroffen werden. Ge-
rade aber, um antieuropäischen Stimmungsmachern
entgegenzuwirken, muss das Parlament sichtbarer
und hörbarer werden.

Seit dem Vertrag von Lissabon 2009 sind die Rechte
des Europäischen Parlamentes zwar gestärkt wor-
den, aber das Europaparlament kann bis heute kei-
ne eigenen Gesetzentwürfe vorlegen. Das Initia-
tivrecht bleibt bei der EU-Kommission, das heißt der
politischen Verwaltungsspitze in Brüssel. Eigentlich
ist das ein Unding.

Ich möchte die Wichtigkeit dieses Rechts auch an
einem ganz aktuellen Beispiel deutlich machen,
nämlich an der Stahlindustrie. Als Berichterstatterin
im EU-Ausschuss der Regionen für die Stahlindus-
trie habe ich gemeinsam mit Vertretern des EU-Par-
laments für mehr Gratiszertifikate im Rahmen der
Umsetzung der Emissionshandelsrichtlinie gestrit-
ten. Das Parlament hat sich dann gegen den Kom-
missionsvorschlag durchgesetzt. Ebenso hat das
Parlament gemeinsam mit dem Ausschuss der Re-
gionen eine Befreiung von Zusatzkosten für Kuppel-

gase beschlossen. Das war ein wirklicher Kraftakt.
Das ist eigentlich eine typisch deutsche Sache, dass
wir Energie herstellen, indem wir Kuppelgase ansau-
gen und weiterverarbeiten. Das war gerade für die
saarländische Stahlindustrie von großer Bedeutung
und das Europaparlament hat es beschlossen. Der
Gesetzentwurf nun sieht aber leider ganz anders
aus, weil die Regierungen der Länder in den Trilog-
verhandlungen den Beschluss des Parlaments igno-
rierten und verschlechterten. Das ist nicht demokra-
tisch, meine Damen und Herren. Das EU-Parlament
ist dafür gewählt, nicht die Kommissare und auch
nicht die Länderchefs.

Wer glaubt, man könne ein Mehr an Europa durch
ein Weniger an Demokratie und Parlamentarismus
schaffen, ist auf dem Holzweg. Demjenigen stellen
wir uns in den Weg. Mit diesem Antrag stellen wir
daher die Forderung auf, die Rechte des Europäi-
schen Parlaments gegenüber den übrigen EU-Orga-
nen zu stärken. Kolleginnen und Kollegen, es
stimmt, wir brauchen eine Erneuerung des Élysée-
Vertrages. Aber was wir vor allem brauchen, ist eine
starke Bürgerschaft, die hinter dem europäischen
Projekt steht. Am Ende nämlich wachsen in der Tat
Europa und die zwischenstaatlichen Beziehungen
nicht aus den Verträgen, sondern aus den Herzen
seiner Bürgerinnen und Bürger, oder gar nicht. Da-
mit dies weiterhin geschieht, wollen wir mit konkreter
und spürbarer Politik dafür Sorge tragen. - Vielen
Dank für Ihr Zuhören.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Kollegin Ries. - Ich rufe für
die AfD-Fraktion Herrn Abgeordneten Rudolf Müller
auf.

Abg. Müller (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In Ihrem
Antrag - CDU und SPD - aus Anlass des 55. Jahres-
tags des Élysée-Vertrages stellen Sie die positiven,
friedensstiftenden und völkerverbindenden Aspekte
dieses Vertrages heraus. Mit diesen positiven
Aspekten können ganz Deutschland, Frankreich und
besonders auch das Saarland im Großen und Gan-
zen nur sehr zufrieden sein. Allerdings ergeben sich
sowohl im großen Rahmen der internationalen Be-
ziehungen als auch im kleinen Rahmen, in den
Grenzregionen, in den letzten Jahren gewisse Pro-
bleme, die nur zum Teil in partnerschaftlichem Geist
angegangen werden.

Beispielhaft zu nennen wäre hier die sogenannte
Entsenderichtlinie und ihre französische Interpretati-
on und Anwendung, die unter anderem saarländi-
sche Firmen betrifft, sie behindert und abschreckt.
Einerseits arbeiten zum Beispiel circa 18.000 franzö-
sischen Staatsbürger im Saarland und verdienen
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hier ihr Geld. Es machen auch viele junge Franzo-
sen hier eine Ausbildung. Andererseits werden saar-
ländische und auch sonstige deutsche Firmen vom
französischen Markt faktisch weitgehend ausge-
schlossen, und zwar durch die genannte Entsende-
richtlinie und durch die damit verbundenen Gebüh-
ren und kaum zu erfüllenden bürokratischen Anfor-
derungen. So müssen für entsandte Arbeitnehmer
nicht nur deutsche Arbeitsgesetze, Mindestlöhne
und alle möglichen Tarifbestimmungen beachtet
werden, sondern eben auch Hunderte französische
Bestimmungen, unter anderem was die ganzen Tari-
fe betrifft.

Das nötige Wissen dafür gibt es noch nicht einmal in
Großunternehmen. Mittlere und kleine Unternehmen
müssen oder müssten, wenn sie sich das noch an-
tun, sich dieses Wissen teuer einkaufen. Inzwischen
gibt es, wie es heißt, einen umfangreichen Leitfaden
zum Thema Entsendung zwischen Deutschland und
Frankreich. Zwar hat inzwischen die französische
Nationalversammlung die Regierung zu vereinfach-
ten Ausnahmeregelungen in Grenzregionen ermäch-
tigt, aber die französische Regierung macht bisher
ganz einfach keinen Gebrauch davon. Bei einer Be-
fragung von deutschen Unternehmen aus den
Grenzgebieten kam dann auch heraus, dass 71 Pro-
zent dieser Betriebe ihre Aktivitäten in Frankreich
einschränken oder ganz aufgeben. Anstatt nun einer
solchen Entwicklung und heimlichen teilweisen
Rückabwicklung des gemeinsamen Marktes entge-
genzuwirken, habe ich aus einer Antwort auf meine
entsprechende Anfrage an die Landesregierung er-
fahren - ich zitiere wörtlich -: „In diesem Zusammen-
hang ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Bun-
desregierung die Bestrebungen der französischen
Regierung unterstützt, die ursprüngliche Entsende-
richtlinie 96/71 EG (…) zu verschärfen.“ Wie es in-
zwischen am 23. Oktober 2017 auch geschehen ist.
Offenbar eine weitere, ganz spezielle Interessenver-
tretung unserer Regierung in Berlin.

Natürlich, meine Damen und Herren, kommen Sie in
Ihrem Antrag auch auf die Sprachausbildung, auf
kulturelle Veranstaltungen und die Frankreichstrate-
gie zu sprechen. Aber auch da ist eher einseitige
Bemühung auf deutscher Seite und einseitige Inter-
essenpolitik auf französischer Seite zu konstatieren.
So gibt das Land 205.000 Euro für das Bühnen-
kunstfestival Perspectives aus und noch einmal
205.000 Euro gibt die Landeshauptstadt aus. Das
Département Moselle hat seine Beteiligung auf
80.000 Euro reduziert. Dagegen gibt es inzwischen,
wie ich gerade erfahren habe, schon erste Wider-
stände im Saarbrücker Stadtrat, dass man sich in
dieser Weise beteiligt, während andere sich einen
schlanken Fuß machen.

Das eine sind also die weniger schönen Fakten, das
andere sind die schönen Sonntags- und Festtagsre-

den und die Pläne und Absichten für eine ferne Zu-
kunft, in der zum Beispiel die Saarländer zweispra-
chig sein sollen. Schön wäre es! Meine persönliche
Einschätzung: Bei Fortsetzung der aktuellen Migrati-
onspolitik bis 2043 - das ist das Zieldatum - wird es
wohl weitere Verkehrssprachen hier geben, aber
Französisch wird dann wohl nicht dabei sein.

Aber auch Ihre Formulierung von der zeitgemäßen
Fortschreibung des Élysée-Vertrages macht uns
misstrauisch. De Gaulle sprach damals von einem
Europa der Vaterländer. Heutigen Eurokraten und
Berufseuropäern schwebt eher ein amorphes Völ-
kergemisch vor, angereichert - wenn man diesen
Ausdruck hier verwenden will - von integrationsunfä-
higen und teils -unwilligen Asiaten und Afrikanern
mit ganz anderen Wertvorstellungen.

Dazu, meine Damen und Herren, bekommen Sie un-
sere Zustimmung nicht. Sie bekommen sie auch
nicht für spezielle französische Wünsche nach ei-
nem Eurofinanzminister zwecks weiterer Vergemein-
schaftung der Schulden, auch nicht zu einer euro-
päischen Bankenunion zwecks weiterer Anzapfung
der deutschen Sparer und auch nicht zu einer euro-
päischen oder deutsch-französischen Arbeitslosen-
versicherung - aus naheliegenden Gründen, die man
Ihnen hoffentlich nicht weiter erläutern muss.

In Ihrem Antrag ist auch die Rede von den soge-
nannten Eurodistrikten, die mehr gemeinsame
grenzüberschreitende Aufgaben übernehmen sollen.
Das klingt zwar gut, aber aufgrund der neueren Er-
fahrungen ist zu befürchten, dass die Kosten mal
wieder größtenteils bei uns hängen bleiben, ganz
abgesehen von den von Frau Ries angesprochenen
Fragen demokratischer Legitimation und Repräsen-
tation.

Die AfD bekennt sich zum Europa der Vaterländer,
zu Frieden und zur Freundschaft zu Frankreich, wie
es im Élysée-Vertrag festgelegt ist. Eine sogenannte
zeitgemäße Fortschreibung, wie wir sie in den letz-
ten Jahren erlebt haben, ist im Grunde antieuropä-
isch und wird von uns abgelehnt. - Ich danke Ihnen.

(Beifall von der AfD-Fraktion.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Müller. - Ich rufe für
die DIE LINKE-Landtagsfraktion Herrn Kollegen Os-
kar Lafontaine auf.

Abg. Lafontaine (DIE LINKE):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das Saarland hatte immer seine Rolle darin
gesehen, zwischen Deutschland und Frankreich zu
vermitteln und die deutsch-französische Zusammen-
arbeit zu fördern. Das haben wir über Jahrzehnte
getan. Insofern ist es gut, dass wir uns heute mit
diesem Thema beschäftigen. Den Ausführungen der
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Rednerinnen der Koalitionsfraktionen kann ich zu-
stimmen. Ich will nur einzelne Aspekte herausgrei-
fen.

Ein entscheidender Aspekt, der in Deutschland nicht
ausdiskutiert ist - auch bei uns nicht, wie ich den
Beiträgen entnommen habe -, ist der Aspekt der
Subsidiarität. Ich vertrete diesen Aspekt ganz be-
sonders, weil die Nichtberücksichtigung der Subsi-
diarität dazu führt, dass Europa bei vielen mehr und
mehr in Misskredit gerät. Sie kennen die Diskussio-
nen, dass bestimmte Dinge auf europäischer Ebene
entschieden werden, die man sehr gut auf der unte-
ren Ebene entscheiden könnte. Obwohl immer wie-
der auch bei Diskussionen bejaht wird, man wolle
dies, sehe ich dieses Prinzip bis in die Wissenschaft
hinein überhaupt nicht berücksichtigt.

Ich hatte vor zwei Jahren in einer Diskussion im
Feuilleton der FAZ mit Habermas und Nida-Rümelin
und anderen, in der es genau um diese Frage ging,
immer wieder darauf hingewiesen, dass eine ganze
Reihe von Vorschlägen, die gemacht worden sind
und die auf europäischer Ebene geregelt werden
könnten, unmittelbar auf Mitgliedsstaatsebene - ich
benutze jetzt bewusst nicht das Wort „National-
staatsebene“, weil viele meinen, der Nationalstaat
lebe aus der Tradition des Nationalsozialismus, oder
ähnlichen Unfug, der oft zu hören ist - geregelt wer-
den könnten.

Das Prinzip der Subsidiarität, zu dem ich mich hier
klar bekenne, ist ein demokratisches Prinzip. Wenn
man das nicht erkennt, dann übersieht man, dass
viele sagen, die europäischen Institutionen sind viel
zu wenig demokratisch organisiert. Sie, Frau Kolle-
gin Ries, haben auch davon gesprochen. Man über-
sieht dies entscheidend und versteht dann nicht,
warum viele Bürgerinnen und Bürger Sorge haben,
dass ein weiteres Übertragen von Zuständigkeiten
auf die europäische Ebene ein Abbau an demokrati-
scher Mitwirkung in den jeweiligen Mitgliedsstaaten
bedeutet. Diese Diskussion müssen wir führen. Und
wenn ich das Thema hier anspreche, will ich deutlich
sagen, dass dies nicht nur in einer Partei diskutiert
wird, sondern quer durch alle Parteien. Ich will hier
noch einmal deutlich machen: Für mich wird Europa
nur aufzubauen sein, wenn man dieses Prinzip der
Subsidiarität beachtet. Das heißt, wenn man ganz
genau sagt, was auf Gemeinde- oder auf Kreisebe-
ne oder regionaler Ebene entschieden werden kann,
soll dort entschieden werden.

Es gab in der französischen Linken - ich weiß nicht,
wie viel Zeit ich habe - die Diskussion über das
Europa der Regionen. Das hatte vieles für sich.
Denken Sie an die Katalanen, Basken und Schotten.
Wir haben die Frage, ob hier vielleicht eine stärkere
regionale Autonomie gefordert wäre, nicht zu Ende
diskutiert. Auf jeden Fall müssten wir über den Ge-
danken der Subsidiarität verstärkt nachdenken. Ich

sage hier nur noch einmal: Der Gedanke wird in den
europäischen Regelungsmechanismen unzurei-
chend berücksichtigt. Es ist nach unserer Überzeu-
gung Aufgabe des Saarlandes, in der Diskussion
diesen Gedanken immer wieder vorzubringen und
darauf zu achten, dass dagegen nicht vorgegangen
wird. Das ist der erste Punkt. Subsidiarität ist ein
ganz wichtiges Prinzip.

(Beifall von der LINKEN.)

In diesem Zusammenhang taucht immer wieder das
Wort der Renationalisierung auf. Teilweise taucht
dieses Wort auch so auf, dass gesagt wird: Ein Zu-
rück zum Nationalstaat darf es nicht geben. Metho-
disch gedacht ist dieser Satz einfach nur unsinnig.
Er ist genauso unsinnig wie: Ein Zurück zur Gemein-
de oder zur Region darf es nicht geben. Es gilt ein-
fach nur das Prinzip, was man auf einer bestimmten
Ebene regeln kann, sollte dort geregelt werden, was
nicht mehr auf dieser Ebene geregelt werden kann,
auf der nächsthöheren Ebene. Das ist sauber ge-
dacht, das muss so gedacht werden. Dann weiß
man auch genau, dass zum Beispiel die Frage des
Umweltschutzes nicht auf Gemeindeebene entschie-
den werden kann und so weiter. Das ist also der ers-
te Punkt, den ich ansprechen wollte.

Der zweite Punkt ist die Frage des Sozialen. Hier
hat der Kollege Müller der AfD-Fraktion ein Thema
angesprochen, das ich von einer ganz anderen Sei-
te angehen möchte. Herr Kollege Müller, Sie haben
die Entsenderichtlinie angeführt, die teilweise eine
Behinderung für deutsche Unternehmen darstellt.
Das ist richtig. Dennoch vertrete ich hier die franzö-
sische Position, weil sie meine Position ist. Wenn wir
grenzüberschreitende Zusammenarbeit wollen, dann
können wir nicht darüber hinwegsehen, dass - und
das war, bevor der Mindestlohn in Deutschland ein-
geführt wurde, noch viel dramatischer - bei uns
Stundenlöhne von 5 Euro gezahlt worden sind, etwa
beim Spargelstechen, und der französische Bauer
eben gesetzlich verpflichtet war, 9 Euro zu bezah-
len. Dies ist zwar abgebaut worden, aber nach wie
vor haben wir hier einen niedrigeren Mindestlohn als
in Frankreich. Ich halte das nicht für ein Zeichen
deutsch-französischer Zusammenarbeit. Ich bin da-
für, dass wir in Deutschland zumindest denselben
Mindestlohn haben wie in Frankreich, denn wir sind
die stärkere Volkswirtschaft. Das wäre für mich
deutsch-französische Zusammenarbeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Macron, der für mich nicht unbedingt ein in der Wol-
le gefärbter Sozialist ist, hat an dieser Stelle etwas
Richtiges gesagt. Er möchte, dass die Entsende-
richtlinien so angewandt werden, dass nicht durch
Lohndumping französische Wettbewerber innerhalb
Frankreichs vom Markt verdrängt werden. Ich kann
dies nur unterstützen. Das gilt dann aber europa-
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weit. Deshalb wollte ich sagen: Wir müssen Europa
so bauen - das ist der Unterschied, und ich glaube,
die Mehrheit dieses Hauses kann diesen Gedanken
unterstützen -, dass ein Europa der Arbeitnehmer
letztendlich heißt, dass man nicht durch Lohn- oder
Standortkonkurrenz die Arbeitnehmer gegeneinan-
der ausspielt, sondern soweit irgend möglich ähnli-
che Arbeitsbedingungen schafft und damit insge-
samt das Niveau für die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer hebt. Daran sollten wir mitheben.

(Beifall von der LINKEN.)

Der dritte Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die
Frage der Kultur, die Frage der Sprache und die so-
genannte Frankreichstrategie. Ich kann nur unter-
stützen, was Frau Kollegin Ries gesagt hat - - Jetzt
sitzt sie da, ich kucke immer in die andere Richtung.
Sie verwirren einen, Frau Kollegin Ries, durch Ihren
ständigen Standortwechsel!

(Zurufe und Heiterkeit.)

Ich meine damit natürlich nur den Sitzplatzwechsel. -
Sie haben völlig recht: Wir können diese Frank-
reichstrategie nicht zu einer Floskel verkommen las-
sen. Wir wissen alle, dass es verdammt anspruchs-
voll ist zu sagen, in einer Generation reden alle
Saarländer Französisch. Ich will das nicht näher
kommentieren, aber es ist verdammt anspruchsvoll.

Aber ich weise darauf hin: Diese Frankreichstrategie
gab es ja schon immer. Die gab es direkt nach dem
Krieg, allerdings ganz anders begründet, nämlich
durch die französische Besatzungsmacht. Sie hat
kulturell begonnen. Ich habe als Kind in der zweiten
Grundschulklasse noch Französisch gelernt. Damals
haben die Franzosen ein großes kulturelles Pro-
gramm angeboten. Da sang zum Beispiel Edith Piaf
in der Wartburg. Da gab es im Saarländischen
Rundfunk eine Sendung, die ich sehr geschätzt ha-
be. „Chansons de Paris“ hieß sie, glaube ich, und
wurde von Pierre Séguy moderiert. Ich sehe gerade,
dass wohl viele damals diese Sendung gehört ha-
ben. Sie haben Jean Monnet zitiert. Dem wurde ein
Zitat zugeschrieben, das wohl nicht von ihm stammt,
das ändert aber nichts an der Richtigkeit des Ge-
dankens. Er hat immer wieder gesagt, und das ist ei-
ne ganz tiefe Einsicht: Wir können Europa nicht nur
auf ökonomische Interessen bauen. - Das war für
mich die Fehlentwicklung der letzten Jahre in Euro-
pa. Ich könnte dazu jetzt vieles sagen aber ich
kucke immer auf die Uhrzeit. Er hat gesagt, so das
Zitat, das man ihm zuschreibt: Würde ich noch mal
anfangen, ich würde mit der Kultur beginnen.

Meine Erfahrung - und deshalb habe ich Edith Piaf
in der Wartburg erwähnt, deshalb habe ich die Sen-
dung „Chansons de Paris“ erwähnt - war immer die,
dass man kulturell vermittelt die größte Möglichkeit
hat, sich mit dem anderssprechenden Nachbarn zu-
sammenzutun und ihn zu verstehen. Deshalb ist die

Sprache ganz wichtig. Wir werden deshalb jede An-
strengung unterstützen, die französische Sprache
weiter zu fördern. Das betrifft auch die kulturelle Sei-
te. Ich glaube, dass der Saarländische Rundfunk da
durchaus noch etwas mehr machen könnte, als bis-
her geschehen ist. Ich habe es immer begrüßt, wenn
beispielsweise Nachrichtensendungen in französi-
scher Sprache gesprochen wurden. Da oder dort
könnte man noch etwas machen, wobei ich natürlich
von hier aus keine Vorgaben machen möchte. Mei-
ne Überlegung war etwa, nicht nur die Perspectives
du théâtre - damals im Rahmen der Stadt Saar-
brücken -, sondern auch das Filmfestival langsam
um französische Vorstellungen zu erweitern. Denn
das Filmfestival ist ein eingefahrenes Festival, das
deutschlandweit beachtet wird. Warum sollte man
nicht aufgrund des hohen Standards der französi-
schen Filmkultur eine Art angedockte Veranstaltung
machen, um eine grenzüberschreitende kulturelle
Möglichkeit zu eröffnen? Das ist eine Anregung.
Vielleicht haben Sie bessere Anregungen. Auf jeden
Fall wollte ich Ihnen sagen, dass ich mit kultureller
Zusammenarbeit die Erfahrung verbinde, dass die
Dinge mehr und mehr zusammenwachsen. Das
muss man fördern.

Da gibt es Kleinigkeiten, wo man etwas machen
könnte. Das Nachfolgende erzähle ich jetzt mal, da-
mit Sie was zu lachen haben. Ich bin in Saarlouis
geboren, das hieß früher mal Saarlautern, wie Sie
wissen. Wenn ich an Saarlouis vorbeifahre und lese
an der Autobahn das Schild „City“, dann stört mich
das. - Sie lachen gar nicht! Ich würde „Centre“
schreiben. Eine meiner letzten Amtshandlungen
war, darauf hinzuwirken, dass die Schilder, die bei
uns auf kulturelle Einrichtungen hinweisen, franzö-
sisch untertitelt werden. Man kann also auch ganz
im Kleinen das eine oder andere machen.

Ich bin aber dankbar, dass wir hier eine weite Ge-
meinsamkeit haben. Ich bin meinen Vorrednerinnen
dankbar, dass sie die Bedeutung der Kultur in den
Mittelpunkt gestellt haben. Herr Kollege Müller, neh-
men Sie es mir bitte nicht übel: Auch wenn die Fran-
zosen im Département Moselle nur 80.000 Euro zur
Verfügung stellen, sollten wir dieses wunderbare Fe-
stival Perspectives du théâtre weiterführen.

(Beifall von der LINKEN und bei den Koalitions-
fraktionen.)

Es gibt ein großes Problem, mit dem wir früher als
Gemeindepolitiker schon zu kämpfen hatten, dass
eben der französische Staat sehr viel zentralisti-
scher verfasst ist als die föderale Bundesrepublik
Deutschland. Wenn wir bestimmte Dinge erreichen
wollten, bin ich zum Präfekten nach Metz gepilgert -
noch nicht einmal zum Regionalratspräsidenten -,
um das mit dem Präfekten zu besprechen. Manch-
mal musste man sogar zum Staatspräsidenten pil-
gern. Deswegen hätten wir vielleicht heute, wenn
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Sie uns eingeladen hätten, nicht nur den Mindest-
lohn in diese Entschließung eingebracht, wir hätten
auch noch die Schienenschnellverkehrsverbindung
Saarbrücken-Paris, die ich kürzlich wieder einmal
benutzen durfte, eingebracht. Die ist wunderbar,
man ist in kaum 2 Stunden in Paris, in 2:15 Stunden
ist man am Louvre oder wo auch immer. Das ist eine
wunderbare Einrichtung. Ich glaube, wir sollten uns
einig sein - auch wenn es nicht da steht -, dass wir
alle Anstrengungen unternehmen müssen, um diese
Verbindung aufrechtzuerhalten, und dafür kämpfen
müssen, dass sie auf keinen Fall weiter abgebaut
wird. Diese Verbindung ist eine Grundlage für viele
Saarländerinnen und Saarländer, die kulturellen
Leistungen des anderen Landes besser kennenzu-
lernen, umgekehrt gilt das natürlich auch.

Ich habe mich einmal furchtbar unbeliebt gemacht,
als ich als Kanzlerkandidat der Sozialdemokratie ge-
sagt habe, dass Paris näher am Saarland liegt als
Berlin. Aber es ist einfach so! Und ich habe gesagt,
dass wir die grenzüberschreitende Zusammenarbeit
hier natürlich besser kennen als etwa die an Frank-
furt an der Oder. Das war nicht abwertend gemeint,
wurde aber so empfunden. Wir sollten die alte For-
mel an der Saar „Wir waren einmal Zankapfel zwi-
schen Deutschland und Frankreich, jetzt sollten wir
eine Brücke sein“ - ich sage: die kulturelle Brücke -
beibehalten.

(Beifall von der LINKEN und bei den Koalitions-
fraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Lafontaine. - Ich rufe
für die Landesregierung Herrn Minister Stephan
Toscani auf.

Minister Toscani:
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möch-
te mich zunächst einmal namens der Landesregie-
rung ganz herzlich bei diesem Parlament dafür be-
danken, dass Sie diese wichtige Debatte aus Anlass
des Deutsch-Französischen Tages, des Élysée-Ta-
ges hier führen und einen wichtigen Beschlussan-
trag eingebracht haben.

Ich möchte gerne einige Punkte ergänzen und dabei
einige Anmerkungen machen zu dem, was bisher
gesagt wurde. Der Anlass für diesen Antrag besteht
ja darin, dass am 22. Januar im Deutschen Bundes-
tag und in der Assemblée nationale eine gemeinsa-
me Resolution verabschiedet wurde. Da geht es dar-
um, dass der Élysée-Vertrag erneuert wird. Beide
Parlamente fordern ihre Regierungen auf, den
Élysée-Vertrag zu erneuern.

Das ist eine spannende Sache für das deutsch-fran-
zösische Verhältnis im Allgemeinen, es ist aber auch

eine spannende Sache für uns als Saarländer, als
Grenzregion. In diesem Antrag wird nämlich ganz
klar festgehalten: Für die deutsch-französischen Be-
ziehungen sind die Beziehungen zwischen den Re-
gierungen wichtig. Auch die Beziehungen zwischen
den nationalen Parlamenten sind wichtig. Die
deutsch-französischen Institutionen spielen eine
Rolle, das Deutsch-Französische Jugendwerk, die
Städtepartnerschaften. Aber in diesem Antrag wird
auch festgehalten, dass die deutsch-französischen
Grenzregionen eine ganz wichtige Rolle spielen. Die
deutsch-französischen Grenzregionen, damit auch
das Saarland, werden dort explizit erwähnt. Ihnen
und uns wird damit der Rücken gestärkt, und das ist
eine wichtige Sache für uns Saarländer.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Es geht darum - und dafür ist die Neufassung des
Élysée-Vertrages auch eine Chance -, die Rolle der
Grenzregionen weiter zu stärken, beispielsweise in-
dem man diesen Grenzregionen Flexibilisierungs-
rechte gibt, indem man ihnen Öffnungsklauseln gibt,
indem man ihnen das Leben leichter macht. Wir er-
leben es immer wieder, dass nationale Regelungen,
egal ob sie in Paris oder in Berlin getroffen werden,
uns diesseits und jenseits der Grenze Schwierigkei-
ten machen. Es sind in der Debatte ja auch Beispie-
le für diese Schwierigkeiten genannt worden. Ein
Beispiel war und ist die Maut, die in Berlin aus ver-
tretbaren Gründen beschlossen wurde, die uns aber
in der Grenzregion Schwierigkeiten macht. Deshalb
hätten wir aus saarländischer Sicht gerne eine Mög-
lichkeit der Öffnung, dass man sagt: In einem be-
stimmten Bereich hinter der Grenze kann man da-
von Ausnahmen machen.

Genau darum geht es auch bei dem Thema Umset-
zung der Entsenderichtlinie in Frankreich. Herr Kol-
lege Müller, da müssen Sie schon die ganze Wahr-
heit sagen. Natürlich ist es richtig - da steht
Deutschland auch dahinter -, dass die Entsende-
richtlinie in der Europäischen Union gekommen ist,
damit man europaweit gegen Lohndumping vorgeht.
Das Problem war für uns, dass die französische Re-
gierung einige Regelungen reingeschrieben hat, die
aus Sicht des Grenzverkehrs, aus Sicht der Unter-
nehmen, die diesseits und jenseits der Grenze ar-
beiten, etwas überschießend waren.

Aber dabei ist es nicht geblieben, aufgrund unseres
Engagements, aufgrund des Engagements der
Saarländer, der Rheinland-Pfälzer und der Baden-
Württemberger. Wir haben uns zusammengetan und
haben es geschafft, dass es die Möglichkeit einer
Ausnahmeregelung für Grenzregionen gibt. Die fran-
zösische Arbeitsministerin hat auf unseren Druck,
auf unsere Bitte hin Ende des Jahres dann auch ver-
kündet, dass die ursprünglich geplante Gebühr von
40 Euro für Grenzregionen entfällt. Das ist ein erster
Erfolg, den wir erzielt haben. Jetzt geht es darum,
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dass die Ausnahme sozusagen mit Leben erfüllt
wird. Wir Saarländer, Rheinland-Pfälzer und Baden-
Württemberger bleiben als Grenzregionen an die-
sem Thema dran, damit das richtige Ziel der Entsen-
derichtlinie, die Bekämpfung von Lohndumping, sich
nicht im Alltagsgeschäft, im alltäglichen Wirt-
schaften, negativ auswirkt. Ich bin diesbezüglich gu-
ter Dinge. Wir sind auf einem guten Weg, und das
ist ein gemeinsamer Erfolg, der möglich wurde, weil
wir als Grenzregionen zusammengestanden haben
und uns für unsere Regionen, für die gemeinsame
deutsch-französische Grenzregion, eingesetzt ha-
ben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Stichwort: Halbe Wahrheiten, die nicht so stehen
bleiben können. Der Abgeordnete Müller hat bedau-
ert, dass sich das Département Moselle aus der Fi-
nanzierung des gemeinsamen Festival Perspectives
ein Stück weit zurückgezogen hat, dass das
Département seinen Beitrag reduziert hat. Das ist
zutreffend. Das ist aber nur die halbe Wahrheit: Für
den Teil, um den das Département reduziert hat, ist
die Region Grand Est eingesprungen. Unterm Strich
kann man daher sagen, dass die französische Seite
ihren Beitrag eben nicht reduziert hat. Die Kollegen
aus Frankreich beteiligen sich nach wie vor mit nam-
haften Beiträgen am so wichtigen gemeinsamen Fe-
stival Perspectives. Das ist eine gute Nachricht, und
das ist die ganze Wahrheit, die es in dieser Debatte
zu berücksichtigen gilt.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir erleben mit dem neuen Präsidenten in Frank-
reich und mit der neuen nationalen Regierung in
Frankreich ja durchaus einen neuen Schwung in den
deutsch-französischen Beziehungen. Man kann,
ganz im Sinne der Frankreichstrategie, von einer
Renaissance des deutsch-französischen Verhältnis-
ses sprechen. Ich glaube, wir hatten seit Jahrzehn-
ten in Frankreich keine Regierung, die Deutschland
so offen und positiv gegenüberstand und so klar die
Rolle des deutsch-französischen Verhältnisses ge-
sehen hat. Der französische Präsident, der französi-
sche Premierminister, der französische Wirtschafts-
minister, der Parlamentspräsident, sie alle sprechen
fließend Deutsch. Dabei beherrschen sie aber nicht
nur unsere Sprache, sondern viel umfassender die
„Sprache“ in einem kulturellen Sinne: Sie verstehen
Deutschland.

Sie sehen die zentrale Rolle des deutsch-französi-
schen Verhältnisses auch für die Europäische Uni-
on. Das ist keineswegs in dem Sinne zu verstehen,
dass wir andere in der Europäischen Union aus-
schließen wollten. Sie erkennen aber, dass es nur
dann in der Europäischen Union wirklich vorange-
hen kann, wenn Deutschland und Frankreich inten-
siv zusammenarbeiten, wenn Deutschland und

Frankreich zunächst in der Europäischen Union die
Lösungen und Kompromisse finden und die Antwor-
ten entwickeln. Das gilt, da hat Herr Kollege Lafon-
taine vollkommen recht, für die großen Fragen unse-
rer Zeit. Das gilt nicht für Dinge, die auf Gemeinde-
und Landesebene und auf regionaler Ebene geklärt
werden können. Es gilt aber für die großen Fragen
unserer Zeit, zum Beispiel für den Klimawandel, die
Digitalisierung, die Migrationsfragen und die Fortent-
wicklung der Wirtschafts- und Währungsunion. Auf
französischer Seite sehen wir diesbezüglich eine
Bereitschaft, so vertrauensvoll, so intensiv, so kon-
struktiv mit Deutschland zusammenzuarbeiten, wie
es sie seit Jahrzehnten, so möchte ich einmal be-
haupten, nicht mehr gab.

Deshalb ist es gut, dass die Dinge nun auch in Ber-
lin vorangehen, damit wir endlich auch Antworten
aus deutscher Sicht geben können. Denn die Zeit
drängt. Migration, Klima, Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, Finanzrahmen, Digitalisierung, das sind
die großen Fragen unserer Zeit. Wollen wir, dass
Europa darauf Antworten gibt, wollen wir, dass Euro-
pa eine Chance hat, die Antworten im weltweiten
Maßstab zu gestalten, so wird dies nur möglich sein,
wenn Deutschland und Frankreich zusammenarbei-
ten. Diese Gestaltungsoption wird nur bestehen,
wenn wir auf der Basis einer deutsch-französischen
Verständigung auch in Europa Antworten finden.

Letzten Endes geht es darum, welchen Lebensstil
wir in Zukunft haben wollen, für unsere Kinder ha-
ben wollen. Wird es nach wie vor unser „European
Way of Life“, unser europäischer Lebensstil, sein?
Das ist eine ganz bestimmte Vorstellung davon, wie
man wirtschaftliches Wachstum mit sozialer Absi-
cherung und ökologischen Standards verbindet.
Meine Damen und Herren, das gute deutsch-franzö-
sische Verhältnis ist so wichtig, damit Europa auch
hierauf Antworten finden kann, damit sich Europa
auch hinsichtlich unseres Lebensstils im weltweiten
Maßstab behaupten kann. Ich möchte, dass in Zu-
kunft die Entscheidungen auch in Brüssel, Paris und
Berlin getroffen werden. Ich möchte nicht, dass sie
in Washington, Moskau und Peking getroffen wer-
den. Auch darum geht es bei der deutsch-franzö-
sisch Zusammenarbeit!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Neufassung des Élysée-Vertrages ist auch als
Chance für unser Bundesland, für das Saarland, zu
sehen, als eine konkrete Chance. Ich glaube, wir
sind uns einig, das ist ja auch in der Debatte so an-
geklungen, dass die Frankreichstrategie als Leitlinie
der Landespolitik nun noch eine stärkere Thermik
bekommt, noch mehr Chancen mit sich bringt, weil
das deutsch-französische Verhältnis eine Renais-
sance erlebt. Diese Strategie ist eine Leitlinie, sie
bedeutet aber auch konkrete Politik im Alltag. Wir
sollten in unseren gemeinsamen Ambitionen nun
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auch nicht nachlassen. Deshalb arbeiten wir daran,
die Frankreichstrategie in zwei Richtungen weiterzu-
entwickeln.

Zum einen soll sie im Bereich der Wirtschaft ausge-
baut werden. Ich freue mich sehr, dass wichtige
Wirtschaftsorganisationen unseres Landes das
ebenso sehen und sich verstärkt einbringen wollen.
Am 22. Januar hatten wir in der Staatskanzlei eine
Table ronde, zu der vor allem Wirtschaftsvertreter
eingeladen waren. Sie haben Probleme, die sie se-
hen, ganz offen benannt, haben aber auch gesagt:
Jawohl, wir wollen mitarbeiten, das ist der richtige
Weg. Wir wollen gemeinsam mit der Landespolitik,
gemeinsam mit Parlament und Landesregierung,
diese Frankreichstrategie in Richtung Wirtschaft fort-
entwickeln.

Zum anderen soll die Frankreichstrategie beim The-
ma Partizipation der Bürger weiterentwickelt werden.
Wir haben, als wir die Frankreichstrategie formuliert
haben, ein Jahr vorgeschaltet, in dem es eine breite
Diskussion mit Verbänden, Institutionen, Universitä-
ten, Kammern unseres Landes, aber auch mit den
Bürgerinnen und Bürgern gab. Auch die Bürgerinnen
und Bürger konnten sich beteiligen. Wir haben für
unsere Frankreichstrategie zum Glück einen sehr
hohen Rückhalt in der Bevölkerung. In der einen
Umfrage sind es mal 65 Prozent, in der anderen
sind es 70 Prozent, man kann aber sagen, dass eine
große Mehrheit der Saarländerinnen und Saarländer
die Frankreichstrategie richtig findet und dahin-
tersteht. Nun kommt es darauf an, den Wunsch vie-
ler Bürgerinnen und Bürger, noch mehr und besser
informiert zu werden, in die Tat umzusetzen. Wir
müssen also dieses Thema zu einem Bürgerprojekt
machen, mit dem wir auch künftig die Chance eröff-
nen, sich zu informieren, sich aber auch einzubrin-
gen. Neben der Vertiefung in wirtschaftlicher Hin-
sicht bedeutet dieser Ansatz, die Menschen mitzu-
nehmen und ihnen die Chance zu geben, sich zu
beteiligen, eine weitere Neuausrichtung und Fortent-
wicklung der Frankreichstrategie, an der wir zurzeit
arbeiten.

Damit kommen wir zum Thema Sprachenlernen.
Hier haben wir das große Ziel, in einer Generation
das erste zweisprachige Bundesland der Bundesre-
publik Deutschland zu werden. Wir sind in den zu-
rückliegenden Jahren, was die Kindergärten angeht,
was das Sprachenlernen in der Grundschule angeht,
ein Stück vorangekommen. Man muss aber auch
ganz ehrlich sagen, dass das bescheidene Fort-
schritte waren. Das waren keine großen Sprünge,
das waren bescheidene Fortschritte. Jeder weiß,
dass wir Haushaltskonsolidierungsland sind. Jeder
weiß, dass wir bis zum Jahr 2020 noch einen be-
achtlichen Weg zurücklegen müssen. Ab dem Jahr
2020 eröffnen sich aber auch finanziell neue Spiel-
räume. Dann wird es darauf ankommen, ob wir es

schaffen, einen Teil dieser neuen Spielräume zu
nutzen, um - hier schaue ich in Richtung des Bil-
dungsministers - beim Thema Sprachenlernen auch
die notwendigen zusätzlichen finanziellen Ressour-
cen zur Verfügung zu stellen. Ich glaube, das ist der
Anspruch, den wir alle gemeinsam, Regierung und
Parlament, an uns haben sollten, wenn wir ab dem
Jahr 2020 die nächsten konkreten Schritte beim
Thema Sprachenlernen und bei der Frankreichstra-
tegie gehen wollen. Prinzipiell haben wir dann die
Spielräume, es wird darauf ankommen, den politi-
schen Willen und die politische Kraft zu haben, die
Frankreichstrategie auch in Richtung Sprachenler-
nen zu konkretisieren. Das ist, wie ich meine, insge-
samt betrachtet der richtige Weg, ein zukunftswei-
sender Weg, um unser Land im Konzert der Bun-
desländer als das deutsche Bundesland mit der
höchsten Frankreich- und Europakompetenz positiv
zu positionieren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir müssen aber keineswegs bis zum Jahr 2020
warten, denn die Frankreichstrategie bedeutet ja
mehr als nur Sprachen zu lernen. Sie bedeutet im
besten Sinne, dass wir im Saarland Brücke zwi-
schen Deutschland und Frankreich sein wollen, in
politischer, kultureller, wirtschaftlicher und gesell-
schaftlicher Hinsicht. Dazu gibt es spannende Pro-
jekte und Themen. Emmanuel Macron hat in seiner
berühmten Rede an der Sorbonne gesagt, dass wir
mehr echte europäische Universitäten brauchen.
Wo, wenn nicht bei uns, gibt es die beste Chance
dafür? Wir haben die Universität der Großregion,
einen Verbund von sechs Hochschulen in vier Län-
dern mit 120.000 Studenten, bei der auch unsere
Universität als wichtiger Partner beteiligt ist. Der Sitz
der Universität der Großregion ist in Saarbrücken, in
der Villa Europa. Diese Universität der Großregion
kann ein Nukleus sein, wenn es dann echte europäi-
sche Hochschulen geben soll. Wir können sagen:
Ja, hier bei uns ist es möglich, wenn man es europä-
isch umsetzen will. Das ist eine echte, eine konkrete
Chance für unser Bundesland!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben seit Kurzem das deutsch-französische
Testfeld für autonomes Fahren, und es gibt weitere
konkrete Ideen und Projekte. Im Europäischen Jahr
des Kulturerbes warten wir mit einem Projekt auf,
das europaweit Furore machen kann. Dieses Pro-
jekt, das Kollege Commerçon in seinem Ministerium
entwickelt hat, zeigt unsere Rolle als Brücke zwi-
schen Deutschland und Frankreich in der Architek-
tur, sozusagen in der Kulturpolitik, in der kulturellen
Rolle, die wir einnehmen können. Das ist ein weite-
res konkretes Projekt im deutsch-französischen
Kontext, mit dem wir als Saarland punkten können.
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Ich nenne einen weiteren, ganz anderen Bereich.
Die Zukunft liegt auch im Feld der künstlichen Intelli-
genz. Wenn unsere beiden Regierungen jetzt dar-
über nachdenken, ein deutsch-französisches Kom-
petenzzentrum im Bereich der künstlichen Intelli-
genz zu schaffen, dann sind wir Saarländer doch die
Ersten, die sagen: Wo kann das angesiedelt wer-
den, wenn nicht bei uns an der deutsch-französi-
schen Grenze, dort, wo es schon ein deutsches For-
schungsinstitut für künstliche Intelligenz gibt? Wo,
wenn nicht bei uns, kann man eine solche deutsch-
französische Forschungseinrichtung am besten auf-
bauen? Das sind Chancen, die ich meine, konkrete
Chancen, die wir haben, die wir gemeinsam nutzen
wollen zum Wohle unseres Landes.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Merci beaucoup, monsieur le ministre.

(Heiterkeit.)

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag
Drucksache 16/247. Wer für die Annahme dieses
Antrags ist, den bitte ich, eine Hand zu erheben. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Ich stelle fest, dass der Antrag mehrheitlich ange-
nommen worden ist. Zugestimmt haben die Koaliti-
onsfraktionen und die DIE LINKE-Landtagsfraktion,
dagegen gestimmt hat die AfD-Landtagsfraktion.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu
Punkt 6 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Sachgrundlose Befristungen und
Dauerbefristungen innerhalb der Landesver-
waltung beenden (Drucksache 16/242)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Herrn Ab-
geordneten Jochen Flackus das Wort.

Abg. Flackus (DIE LINKE):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Mit dem Thema befristete Beschäftigungen und vor
allem auch sachgrundlos befristete Beschäftigungen
sind wir ja quasi heute auf der Höhe der Zeit, denn
der Koalitionsvertrag - die SPD hatte das ja zu ei-
nem wichtigen Punkt in den Koalitionsverhandlun-
gen in Berlin gemacht - sieht wohl eine Regelung
vor, die den aktuellen Status verbessert. Es soll
wohl eine Stufenregelung sein, wenn ich das in der
Kürze der Zeit richtig gelesen habe. Wir begrüßen
es ausdrücklich, wenn es an dieser Stelle eine Ent-
lastung gibt.

Gleichwohl bleiben wir dabei, deshalb auch heute
unser Antrag: Befristete Beschäftigungsverhältnisse
und vor allem sachgrundlos befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse sind ein großer Teil der „prekä-
ren“ Arbeitsmarktpolitik, die wir seit Jahren in
Deutschland beobachten. Dazu gehören die Ein-
Euro-Jobs, dazu gehören Minijobs, aber dazu gehö-
ren auch befristete Beschäftigungsverhältnisse. Die
sind ein Riesenproblem, deshalb lehnen wir die ab!

(Beifall von der LINKEN.)

Und wenn wir uns die Statistiken ankucken - des-
halb sind wir ja auch heute im Landtag mit diesem
Thema beschäftigt -, dann ist der öffentliche Dienst
bei diesen befristeten Beschäftigungsverhältnissen
ein Problem. Der öffentliche Dienst ist mittlerweile
überproportional beteiligt. Man muss fairerweise da-
zusagen, dass das mit den Universitäten zu tun hat,
die natürlich viele befristete Beschäftigungsverhält-
nisse haben, aber es hat, dazu werden wir später
noch kommen, auch etwas damit zu tun, dass in den
öffentlichen Verwaltungen von diesem Instrument
reger Gebrauch gemacht wird. Deshalb, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, glaube ich, dass auch wir eine
Verantwortung haben, nicht nur die Landesregie-
rung. Deshalb sollten wir uns hier heute positionie-
ren.

Es gibt auch eine rege öffentliche Diskussion, es hat
sie auch in den Medien gegeben. Wir haben ja eine
Anfrage zu diesem Thema gestellt, die wesentlichen
Punkte daraus werde ich gleich noch mal vorstellen.
Also es gibt diese Diskussion, und aus gutem
Grund. Ich will aus unserer Sicht drei wichtige Grün-
de nennen, warum wir auch hier im Landtag diese
Diskussion führen wollen. Erstens: Befristung ist lei-
der nicht die Ausnahme, sondern wird immer mehr
zum Regelfall. Es gibt eine Untersuchung des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, die mitt-
lerweile eine Quote von 7,4 Prozent quer über alle
Branchen ermittelt hat. Also 7,4 Prozent aller Be-
schäftigungsverhältnisse sind auf Zeit abgeschlos-
sen. Da wird auch das Problem des öffentlichen
Dienstes deutlich: Im Bereich Erziehung und Unter-
richt, Herr Bildungsminister, sind es 16 Prozent. 16
Prozent der dortigen Beschäftigungsverhältnisse
sind befristet. Wenn man dagegen das verarbeiten-
de Gewerbe sieht - die Industrie wird ja wegen der
Arbeitsmarktpolitik auch oft gescholten -, liegt diese
Quote bei 4,2 Prozent, also wesentlich niedriger.
Das Dramatische an diesen Zahlen ist: 50 Prozent
dieser befristeten Beschäftigungsverhältnisse sind
sachgrundlos befristet. Das ist aus unserer Sicht
nicht akzeptabel.

Der zweite Grund, warum wir das Thema heute hier
auf die Tagesordnung gesetzt haben, ist, dass vor
allem junge Menschen und Berufsanfänger davon
betroffen sind. Auch hierzu eine Zahl aus der er-
wähnten Studie: 20 Prozent der 15- bis 24-Jährigen
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haben befristete Verträge. Insgesamt sind das mitt-
lerweile in Deutschland 3 Millionen Arbeitsverträge.
Ich hoffe, da sind wir uns einig, das geht gar nicht.
Gerade Berufsanfänger und junge Menschen brau-
chen eine Perspektive. Deswegen ist es der
schlechteste Weg, Ihnen befristete Arbeitsverträge
zu geben.

(Beifall von der LINKEN.)

Damit bin ich beim dritten Punkt, Herr Wegner. Das
ist einfach so, das muss man sich an dieser Stelle
auch mal anhören. Diese Befristung gerade bei jun-
gen Menschen stört ja deren Lebensplanung. Ich
brauche es hier im Saarland nicht zu sagen, viele
junge Menschen wollen eine Familie gründen, ein
Haus bauen und alles was dazugehört. Da ist das
Einkommen das eine; wenn ich einen befristeten Ar-
beitsvertrag habe, werde ich wohl kaum ein Darle-
hen bekommen. Aber es betrifft auch den berufli-
chen Aufstieg. Wir wissen aus den Studien, dass
viele befristete Arbeitsverhältnisse vom beruflichen
Aufstieg ausgeschlossen sind. Ich kucke in Richtung
der Gewerkschaftsriege im Landtag: Diese Men-
schen sind leider häufig auch von Fort- und Weiter-
bildung in den Betrieben ausgeschlossen, weil sie
eben nur befristete Arbeitsverhältnisse haben und
man sagt, diese Investition lohnt sich für das Unter-
nehmen nicht.

Dahinter steht aus meiner Sicht eine Unterströmung,
die man nicht übersehen darf. Man schätzt das Ta-
lent und die Motivation dieser jungen Leute gering.
Im Grunde genommen ist das vor dem Hintergrund
der Facharbeiterlücke, die wir ja auch im öffentlichen
Dienst haben, unverantwortlich. Wir diskutieren ja
auch im öffentlichen Dienst, dass wir viel zu wenig
junge qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
haben. Diese Facharbeiterlücke ist auch im öffentli-
chen Dienst vorhanden. Deshalb ist es falsch, so ei-
ne Arbeitsmarktpolitik auch in der öffentlichen Ver-
waltung zu machen.

Ich möchte aus der ZEIT zitieren, wenn ich darf. Die
ZEIT hat das kürzlich untersucht. Sie hat als Fazit
geschrieben: Mitarbeiter ohne Not in Zeitverträgen
zappeln zu lassen, ist ein Armutszeugnis für jeden
Arbeitgeber. - Das will ich nachdrücklich unterstrei-
chen.

(Beifall von der LINKEN.)

Dann komme ich zu uns und zur Landesregierung
des Saarlandes. Wir haben im Juli Zahlen bekom-
men aufgrund einer Anfrage, die ich zu den befriste-
ten Beschäftigungsverhältnissen im Landesdienst
gestellt hatte. Das sieht eben auch nicht so toll aus.
Die Ergebnisse sind kein Ruhmesblatt für diese Lan-
desregierung. Erstens ist seit 2008 ein ständiger An-
stieg bei den befristeten Beschäftigungsverhältnis-
sen zu konstatieren, ganz besonders auch bei den
sachgrundlos befristeten. Ich nenne nur die Zahl von

2016. Insgesamt gab es 2016 505 befristete Verträ-
ge, davon waren sage und schreibe 210 sachgrund-
los befristet, also 42 Prozent. Beim Bildungsministe-
rium waren es 40 Prozent, im Umweltministerium 55
Prozent, in der Justiz 50 Prozent, und auch in der
Staatskanzlei waren 50 Prozent der Verträge sach-
grundlos befristet. Wie gesagt, das ist kein Ruhmes-
blatt. Es wird öffentlich gesagt, das sei aufgrund der
Flüchtlingskrise passiert. Aber wenn die Flüchtlings-
krise der Grund gewesen wäre, wäre das ja ein
Sachgrund gewesen, dann hätte man keine sach-
grundlose Befristung machen müssen. Das ist also
ein Argument, das aus meiner Sicht völlig ins Leere
geht.

(Beifall von der LINKEN.)

Eines kann ich mir nicht verkneifen. Der Fraktions-
vorsitzende der SPD ist leider nicht da, er hat öffent-
lich gesagt: Herr Flackus macht das nur, um einen
Keil in die SPD zu treiben. Mit Verlaub, ich habe mir
diese Zahlen nicht ausgedacht. Ich bitte Sie, das in-
tern mit Ihren Ministern in der SPD zu regeln. Ich ha-
be einfach nur die Zahlen öffentlich gemacht, ich
glaube, das ist meine Aufgabe als Oppositionsabge-
ordneter.

(Beifall bei der LINKEN.)

Was können wir jetzt machen? Die Ministerpräsiden-
tin, die begründet heute nicht hier ist, hat in der Bild
am Sonntag gesagt - ich darf daraus zitieren -: Wo
gibt es so viele sachgrundlose Befristungen? Gera-
de im öffentlichen Dienst. Bevor wir mit dem Finger
auf andere zeigen, sollten wir also selbst mit gutem
Beispiel vorangehen. - Das hat die Ministerpräsiden-
tin in der Bild am Sonntag gesagt.

(Beifall von der LINKEN.)

Ich würde mir an dieser Stelle Beifall auch von der
anderen Seite wünschen. - Deshalb mein freundli-
cher Appell an Sie: Mit der Zustimmung zu unserem
heutigen Antrag, dass diese Politik beendet wird und
die befristeten Beschäftigungsverhältnisse in end-
gültige Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt
werden, könnten Sie Ihre Glaubwürdigkeit in dieser
Frage nachdrücklich unterstreichen. - Deshalb bitte
ich um Ihre Zustimmung und bedanke mich für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Danke, Herr Kollege Flackus. Ich eröffne die Aus-
sprache. - Das Wort hat Herr Abgeordneter Eugen
Roth für die SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Roth (SPD):
Meine sehr verehrten Damen und Herren. Liebe Kol-
leginnen, liebe Kollegen! Ich beziehe mich zunächst
auf den Vortrag des Kollegen Flackus. Wir sind der
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Auffassung, dass der Antrag zwar ein richtiges Pro-
blem aufgreift, alleine schon mit Blick auf die Unter-
suchung und die Zahlen, die herausgekommen sind,
wir werden dem Antrag jedoch nicht zustimmen kön-
nen. Zum einen weil das am Ende die Achse zu sehr
auf den öffentlichen Dienst verlegt. Zum anderen
weil die befristeten Verhältnisse nicht einfach pau-
schal angegangen werden können, gerade weil das
im öffentlichen Dienst mangels entsprechender Fi-
nanzdeckung nicht immer automatisch zur Überfüh-
rung in ein festes Arbeitsverhältnis, sondern teilwei-
se zur ersatzlosen Beendigung der Befristung und
damit des Arbeitsverhältnisses führen könnte. Das
ist eine sehr schwierige Situation, wenngleich ich
nicht verhehle, dass ich für die Analyse, die gestellt
wurde, sehr viel Sympathie hege.

Vielleicht ein Wort zu dem, was in Berlin passiert ist.
Wir sind alle noch gespannt und wissen, dass darum
gerungen worden ist, wir kennen auch die differen-
zierten Positionen zwischen CDU und SPD, speziell
was dieses Thema betrifft. Was nicht darauf zurück-
zuführen ist, dass hier und dort böse Menschen sit-
zen, sondern damit zu tun hat, dass es einfach un-
terschiedliche Analysen zu dem Thema gibt. Mit Ih-
rer Erlaubnis, Herr Präsident, möchte ich deshalb
aus einer Pressemitteilung des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes zitieren. Wer sie nachlesen will, die
Pressemitteilung heißt „Koalitionsvereinbarung: Ge-
werkschaften sehen Stärken und Schwächen“ des
Vorsitzenden Reiner Hoffmann: „Die sachgrundlose
Befristung sei zwar nicht, wie von den Gewerkschaf-
ten gefordert, abgeschafft worden, sagte Hoffmann,
‚aber das Ergebnis ist eine wichtige strukturelle Ver-
besserung - und eine, die gegen den erbitterten Wi-
derstand der Union durchgesetzt wurde‘.“ - Das ist
jetzt kein Vorwurf an die Kollegen der befreundeten
Fraktion, sondern ich habe das selbst erlebt. Karl-
Josef Laumann war vor rund einem Jahr beim Deut-
schen Gewerkschaftsbund im Bundesausschuss
und hat dort ganz offen die Thematik gegen den
kompletten Bundesausschuss des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes verteidigt. Es ging um die Privat-
wirtschaft und die Verlagerungstendenzen in die
Zeit- und Leiharbeit. Das spielt in der Privatwirt-
schaft natürlich eine viel größere Rolle.

Man muss das Thema Befristung sortieren. Befri-
stung ist ein Megathema: Sachgrundlos, sachbe-
gründete Befristung, Zeit- und Leiharbeit sind davon
noch einmal getrennt zu sehen, gleichzeitig gibt es
Überschneidungslinien. Langer Rede kurzer Sinn,
das war jetzt nichts, was unter der Decke zu einem
großen Zerwürfnis führt, sondern das ist eine Debat-
te, die wir führen. Ich könnte es mir einfach machen
und mich an die CDA halten. Ich weiß aber, auch
das wird in der Union diskutiert, genauso wie die
Dinge der AfA innerhalb der SPD diskutiert werden.
All das ist Normalität.

Wir müssen uns dieses Problem in der gesamten Di-
mension vergegenwärtigen. Gehen Sie davon aus,
lieber Kollege Flackus, wir haben sogar untereinan-
der in der Sache gestritten, mein Freund Hans Peter
Kurtz und ich. Ich habe gesagt: Wir müssen an den
öffentlichen Dienst ran, dort haben wir die Direkti-
onsmacht. Er hat gesagt: Lass dir doch nicht diese
Nebelkerzen auf den Tisch stellen, es geht darum,
dass das in der Dimension im Wesentlichen in der
Privatwirtschaft abläuft.

Ich komme wieder zum öffentlichen Dienst zurück,
ich will mich nicht drücken, nicht dass da falsche
Vermutungen angestellt werden. Ich will ein paar Di-
mensionen aufzeigen. Das Ganze ist 1985 begon-
nen worden mit dem Ziel der Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes und mit der Zielrichtung, mehr Be-
schäftigungsaufbau schaffen zu können. Das hat zu-
nächst zu einem Anstieg der Befristungen geführt,
der dann allerdings explodiert ist. Darüber muss
man reden und aufpassen, dass das keine Ausma-
ße annimmt. So will zum Beispiel die GroKo Ketten-
befristungen und so weiter einschränken. Wobei
auch das in einem Koalitionsvertrag hinreichend
oberflächlich benannt ist, lieber Bernd Wegner, wie
das später gemacht wird, wird die Kunst in diesen
Details sein; das ist nämlich alles andere als ein-
fach.

Ich zitiere aus einem „Arbeitsmarkt aktuell“ des
Deutschen Gewerkschaftsbundes vom Juni 2017,
mit Erlaubnis des Präsidenten: „Inzwischen sind
42 Prozent aller neu abgeschlossenen Einstellungen
befristet.“ - 42 Prozent ! Ich rede hier zum überwie-
genden Teil von der Privatwirtschaft. Wir haben der-
zeit einen Beschäftigtenhöchststand, das sind insge-
samt über 3 Millionen, 9,3 Prozent aller Beschäftig-
ten haben mittlerweile befristete Arbeitsverhältnisse.
Sie gehen in der Mehrheit zulasten der Frauen,
nämlich zu 47 Prozent im Verhältnis zu 38 Prozent
bei den Männern. Das Ganze hat also auch noch ein
weibliches Gesicht. Dass diese Dimension nicht
mehr im Sinne der Erfinder ist, ist klar, denke ich.

Noch einmal zur Unterscheidung. Es gibt jede Men-
ge Gründe für eine begründete Befristung, acht an
der Zahl. Ich erspare es mir aus Zeitgründen, alle
einzeln aufzuzählen. Einer davon ist beachtlich, weil
er häufig im öffentlichen Dienst zur Anwendung
kommt, nämlich dass der Arbeitnehmer oder die Ar-
beitnehmerin aus Haushaltsmitteln vergütet wird, die
hauptsächlich für eine befristete Beschäftigung be-
stimmt sind, und er oder sie entsprechend beschäf-
tigt wird. Das ist natürlich ein Bruch in sich selbst,
denn ich kann dann immer alles befristen, weil ein
Haushalt immer befristet ist. Alleine deshalb muss
man über diesen Sachgrund nachdenken, ob der
weiterhin so einfach im öffentlichen Dienst Anwen-
dung finden kann. Allerdings erzähle ich dem Haus-
haltsgesetzgeber - der schaut mich gerade an - kein
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Geheimnis, wenn ich sage: Der entscheidende
Punkt ist, die Stellen zu finanzieren. Manche Stellen,
die in einem Projekt im öffentlichen Sektor befristet
finanziert werden, wären, wenn dies in ein festes Ar-
beitsverhältnis gehen müsste, eventuell gar nicht be-
setzt worden. Deshalb auch unsere differenzierte
Herangehensweise; man muss sich das von Fall zu
Fall, von Gruppe zu Gruppe ganz genau anschauen.

Es ist erkennbar, dass insgesamt gesehen die Befri-
stung im öffentlichen Sektor nicht mehr gestiegen,
sondern eher rückläufig ist. Interessant ist, was im-
mer kolportiert wird, die Problematik der Situation im
Bildungsbereich bei den Lehrerinnen und Lehrern.
Nach allem, was ich weiß, ich habe mich wirklich
kundig gemacht, sind wir im Saarland besser als in
anderen Bundesländern. Diese Praxis, die Befri-
stung vor den Sommerferien auslaufen zu lassen -
über die Sommerferien müssen die Lehrer selbst se-
hen, wie sie klarkommen - und nach den Sommerfe-
rien wieder befristet einzustellen, gibt es bei uns
nicht. Ich weise bescheiden darauf hin, wir sind ein
durch das Bundesverfassungsgericht anerkanntes
Haushaltsnotlageland, das ist also alles andere als
selbstverständlich.

Wir haben die Situation, dass wir, wenn ich das jetzt
richtig zusammenbekomme, an allgemeinbildenden
Schulen insgesamt 351 befristet Beschäftigte haben,
an Grundschulen sind es 97, an Förderschulen 38,
an Gemeinschaftsschulen und dem Schengen-Lyze-
um 128 und an Gymnasien 88 - nur um diese Zah-
len einmal zu nennen -, die allerdings nicht sach-
grundlos befristet sind.

Das Ganze geht weiter. Eben ist Polizei und Ord-
nungsdienst angesprochen worden. Darüber würde
ich nicht so schnell hinweggehen, weil man damals
darüber sicherheitspolitisch durchaus streiten konn-
te. Darüber haben wir auch innerhalb der Koalition
kräftig diskutiert. Auch durch die Opposition ist teil-
weise sehr heftig kritisiert worden, ob es angesichts
der Vorkommisse 2015 überhaupt Sinn macht, sage
ich einmal, Hilfskräfte einzustellen und keine voll
ausgebildeten Polizistinnen und Polizisten. Ein
Grund war damals, dass sie, wenn sie über das
Fachhochschulstudium hätten gehen müssen, erst
drei Jahre später zur Verfügung gestanden hätten.
Der andere Punkt war der, dass wir Probleme hat-
ten, das zu finanzieren. Deswegen waren die auf
zwei Jahre befristet worden. Wir wussten, das Pro-
blem wird irgendwann vor der Tür stehen, denn
wenn die nicht voll nebendran sind - und das waren
sie nicht, sondern die haben sich im Rahmen ihrer
Tätigkeiten ganz gut bewährt -, müssen wir sie ent-
fristen und bezahlen bei all den Zwängen, die es
gibt. Das ist erfolgt. Das heißt - das ist jetzt nicht der
große Wurf, aber immerhin -, sie sind mittlerweile
entfristet worden auf Kosten des saarländischen
Landeshaushaltes.

Wir haben eben das Thema Wissenschaft angespro-
chen. In der wissenschaftlichen Arbeit - das weiß
der Kollege Flackus, glaube ich, noch besser als ich
- ist die Befristung das „fast“ normale Arbeitsverhält-
nis. Ich glaube, das ist auch nicht grundlegend an-
ders bei CISPA und ZeMA. Ich würde mich freuen,
aber ich kann es mir nicht vorstellen. Er nickt schon.

(Abg. Flackus (DIE LINKE): Dazu gibt es extra
ein Gesetz.)

Das ist auf jeden Fall eine heiße Geschichte. Dort
muss man auch noch einmal hinkucken, weil das
zum Teil Ausmaße in den Jahren annimmt. Wenn
die auf acht bis zehn Jahre befristet sind, ist das ei-
ne unzulässige Ausweitung von Probezeiten; das
sprengt jeglichen Rahmen. Es wird immer mit dem
Argument der Flexibilität verkauft, aber da muss
man natürlich etwas genauer hinkucken. Das heißt,
dann muss man es sagen, auch im Gespräch mit
der Wissenschaft. Man darf aber umgekehrt das
auch nicht einfach abdrehen, weil dann diese Be-
schäftigungsform überhaupt nicht mehr stattfindet.
Ich will darauf hinaus, dass wir das differenziert se-
hen müssen.

Es wäre sicherlich einfach, es würde meinem Her-
zen guttun und würde Ihnen gefallen, wenn wir sag-
ten, jawohl, sachgrundlos beenden wir gleich, und
das andere, da sehen wir zu, dass wir es sukzessive
abschaffen. Aber ich weiß eben aus Erfahrung,
wenn ich so in den Arbeitsmarkt eingreife, dann geht
das nicht einfach so schnipp, schnapp mit einer
strammen Forderung, sondern ich muss mir das im
Detail ankucken und differenziert vorgehen. Das
wollen wir auch tun.

Wir haben uns vorgenommen, die Dinge noch ein-
mal auf den Prüfstand zu stellen, weil unser Motto ja
im Saarland lautet „Gute Arbeit“. Jetzt kommt mein
Spruch, Hans Peter, das ist mehr als Guten Abend
und Guten Morgen, das ist definiert. Aber wir sind
auch dabei, mit den Häusern darüber zu diskutieren,
wo genau diese Befristungen sind, welche unum-
gänglich sind - es gibt sie bei bestimmten Projekten
- und welche nicht unumgänglich sind. Man muss da
letztendlich auch die Personalvertretungen einbin-
den, weil die in der Regel zumindest in Kenntnis ge-
setzt werden müssen. Ich glaube sogar, Hans Peter,
sie müssen dort, wo es die § 76-Mitbestimmung gibt
- er nickt -, sogar mitbestimmen. Bei der Montanmit-
bestimmung ist es zu 100 Prozent so. Das weiß ich
ganz genau. Und dann kann es selbst in bestmitbe-
stimmten Betrieben die Situation geben, dass bei ei-
nem Konjunkturhoch die Firma sagt: Wir können
nicht abschätzen, wie lange das dauert. Wir wollen
200 einstellen, fest einstellen werden wir sie nicht.
Ihr nehmt die jetzt und stimmt der Befristung zu, und
wir sehen, dass wir sie vielleicht entfristen, zumin-
dest teilweise, wenn sich das hält. - Da kenne ich
keinen Betriebsrat, der generell sagt: Das mache ich
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von Anfang an nicht, weil das meinem Ehrenkodex
widerspricht.

Langer Rede kurzer Sinn, das geht in die richtige
Richtung. Als eine der beiden Regierungsfraktionen,
die auch inhaltlich darum gerungen haben, wie ich
gerade ganz offen hier gesagt habe, ist es aber eine
Binse, weil es die ganze Republik gerade mitbe-
kommt, dass wir darum gerungen haben. Ich bin der
Auffassung, wir müssen da differenzierter rangehen.
Ich kann von hier aus für meine Fraktion zusagen -
für die CDU-Fraktion wird dazu, glaube ich, Alexan-
der Funk etwas sagen -, dann werden wir sehen.

Wir wollen da genau hinschauen. Wir wollen im Sin-
ne einer stufenweisen Vorgehensweise versuchen,
das zu verringern. Aber das geht jetzt nicht mit ei-
nem Beschluss, in dem wir sagen, das eine ist
gleich abgeschafft und das andere haben wir im
Ziel, ohne uns das differenziert anzukucken. Ich bitte
um Respekt für diese differenzierte Haltung. Des-
halb können wir leider jetzt dem Antrag nicht zustim-
men.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Roth. - Ich rufe für die
AfD-Landtagsfraktion Herrn Abgeordneten Lutz
Hecker auf.

Abg. Hecker (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kollegen! Es freut uns von der
AfD, dass, wie wir auch aus Berlin gehört haben, so-
wohl die SPD wie jetzt hier die LINKE dieses soziale
Thema aufgreifen, das die eigene Bevölkerung um-
treibt und belastet. Natürlich darf an dieser Stelle
nicht unerwähnt bleiben, dass es die SPD war, die
damals gemeinsam mit den GRÜNEN erst die jetzt
gültigen Regelungen schuf, unter denen nun viele
Berufstätige leiden. Sie erließen im Rahmen der
Agenda 2010 im Jahre 2001 das Gesetz über Teil-
zeitarbeit und befristete Arbeitsverträge.

Als gesetzgebende Versammlung des Saarlandes
haben wir hier im Landtag auf das Teilzeit- und Be-
fristungsgesetz wenig Einfluss. Aber auch die Minis-
terpräsidentin lässt sich gerne zitieren. Der Kollege
Flackus hat das Zitat aus der Bild am Sonntag ge-
bracht zu den Kettenanschlussverträgen im öffentli-
chen Dienst. Ich erspare es mir, das zu wiederholen.
Frau Ministerpräsidentin, Sie vertreten die Landesre-
gierung auf der Basis der Mehrheit von CDU und
SPD hier im Hause. Was hält Sie eigentlich davon
ab, genügend unbefristete Stellen in Ministerien,
Ämtern, für die Sie verantwortlich zeichnen, zu
schaffen respektive Befristungen abzuschaffen? Die
eigenen Forderungen umsetzen, auf den Stellenplan
damit und mit dem Haushalt verabschieden - dann

ist das Thema befristete Arbeit zumindest im öffentli-
chen Dienst des Saarlandes weitgehend erledigt!
Aber diese für Sie im Prinzip einfache Lösung wurde
sofort vom Kollegen Hans - er ist leider nicht da -
wieder eingefangen, da das Saarland ja Haushalts-
notlageland ist und damit auf Stellenbefristungen an-
gewiesen ist.

Zu Ihrem Antrag. Es gibt neben sachgrundlosen Be-
fristungen eben auch noch Befristungen mit Sach-
grund. Es ist für den Betroffenen jedoch dieselbe
missliche Lage, ob eine Befristung mit oder ohne
Sachgrund erfolgt. Die Unsicherheit für die Zukunft
und die Lebensplanung bleibt die gleiche. Wenn ich
Ihre Intention richtig erkenne, möchten Sie, dass
Menschen beruflich möglichst eine Sicherheit ha-
ben, auf der man ein Leben, eine Familie, eine Zu-
kunft planen kann.

Daher sollten aus unserer Sicht auch nicht nur die
sachgrundlosen Befristungen betrachtet werden. Wir
stimmen zu, dass ein Leben mit ständig befristeten
Arbeitsverträgen nicht sein kann. Hier ist Handeln
erforderlich, aber eben nicht allein durch Streichen
der sachgrundlosen Befristungen. Warum nur sach-
grundlose Befristungen in der Landesverwaltung ab-
schaffen? Ich möchte hier nur ein Beispiel nennen,
Herr Kollege Roth. Mir liegen da nämlich andere In-
formationen vor - ich gehe gleich darauf ein -, was
die Lehrer betrifft. Ich möchte nur ein Beispiel von
Befristung näher beleuchten, das aufzeigt, wie un-
redlich nicht nur die aktuelle Debatte hier im Hause
über sachgrundlose Befristungen geführt wird, eben
die Lehrerarbeitslosigkeit in den Sommerferien. Es
ist wohl unnötig, all die Sonntagsreden, Pressemit-
teilungen näher zu beleuchten, in denen die Bedeu-
tung von Bildung von allen Vertretern hier im Hause
nicht hoch genug bewertet wird. Letzte Woche gab
es wieder einen Aufmacher dazu in der Saarbrücker
Zeitung: „Saarland findet nicht genügend Grund-
schullehrer.“ Dennoch zeigen die aktuellen Zahlen
der Bundesagentur für Arbeit, dass es Lehrerarbeits-
losigkeit in den Sommerferien immer noch gibt, auch
im Saarland. Die Statistik weist für das Saarland Ar-
beitslosmeldungen während der Sommerferien für
2016 in 54 Fällen und für 2017 in 64 Fällen aus. Das
ist eine Steigerung von 19 Prozent von 2016 auf
2017. 64 Lehrkräfte, die sich in den Sommerferien
aufgrund von Befristungen arbeitslos melden müs-
sen, das ist die Größenordnung von circa zwei gan-
zen Kollegien.

An verbaler Bereitschaft mangelt es allseits nicht,
die Forderung an die Landesregierung ist berechtigt.
Wir werden nach Abwägung dem Antrag zustimmen,
wenngleich eine Beschränkung grundsätzlich auf
sachgrundlose Befristungen für uns etwas zu kurz
greift. - Vielen Dank.

(Beifall von der AfD.)
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Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Hecker. - Ich rufe für
die CDU-Landtagsfraktion Herrn Kollegen Alexander
Funk auf.

Abg. Funk (CDU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Es handelt sich um ein wichtiges und
schwieriges Thema zugleich. Es ist wichtig, weil es
viele Menschen anspricht und betrifft. Schwierig ist
es sowohl in der politischen Debatte innerhalb der
Koalition - Kollege Roth hat bereits darauf hingewie-
sen - als auch in einer Volkspartei wie der Union, wo
es verschiedene Strömungen gibt. So hat sich zum
Beispiel die Mittelstandsvereinigung dazu geäußert,
was in der Debatte schon erwähnt wurde, oder die
Arbeitnehmerschaft. Auch die haushalterische Sicht
dieser Dinge ist zu nennen. Ähnlich wie der Kollege
Roth es gemacht hat, möchte ich das Thema Schritt
für Schritt durchleuchten und eventuell Lösungswe-
ge aufzeigen.

Zum einen möchte ich festhalten, dass in Deutsch-
land unbefristete Beschäftigung nach wie vor die
Regel ist. Das ist auch richtig und gut. Die Beschäf-
tigten haben einen guten und wertvollen Kündi-
gungsschutz. Bei aller Debatte, die wir im Einzelfall
führen, ist das doch die Regel. Das sollte man her-
ausstellen. Der sichere und gute Kündigungsschutz
ist ähnlich wie eine Ritterrüstung. Er schützt den Be-
troffenen, er ist aber auch sehr starr und unflexibel
und führt zu Nachteilen, und zwar nicht nur für den
Arbeitgeber, sondern auch für die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer beispielsweise in der Form,
dass sich der Arbeitgeber scheut, Neueinstellungen
vorzunehmen, dass der Arbeitgeber auf andere Ar-
beitsinstrumente ausweicht in Form von Überstun-
den, Auslagerungen oder Verlagerungen oder in
Form von Leiharbeit.

Es gibt nicht nur die sachgrundlose Befristung, son-
dern auch die Befristung mit Sachgrund. Kollege
Roth hat einige der acht Gründe, die man im Gesetz
findet, vorgetragen. Da ist zum Beispiel die Vertre-
tung für andere Arbeitnehmer, also der klassische
Fall der Schwangerschaftsvertretung, oder auch die
Befristung bei Auftragsspitzen. Wenn in kleinen
Handwerksbetrieben ein neuer Auftrag kommt, auf
den man schnell und flexibel reagieren muss, kann
man mit Grund ein befristetes Arbeitsverhältnis ein-
gehen. Das halten wir in der Sache auch für richtig
und wichtig.

Bei einem weiteren Fall der Befristung mit Grund
greifen haushaltsrechtliche Aspekte, worauf der Kol-
lege Roth ebenfalls schon hingewiesen hat. Genau
dort liegt gerade im öffentlichen Dienst oder bei den
Universitäten das eigentliche Problem. Hiermit bin
ich bei dem Thema der Sicht der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Ich teile alles, was Sie gesagt ha-

ben, Herr Kollege Flackus, was die Auswirkungen
auf junge Menschen angeht, wenn sie eine Familie
gründen wollen. Natürlich ist das einfacher, wenn
man eine unbefristete Beschäftigung hat, allerdings
ist die Realität doch zumindest so, dass viele Betrie-
be zunächst für zwei Jahre sachgrundlos befristet
einstellen. Kollege Roth hat gesagt, 42 Prozent der
Neueinstellungen seien mittlerweile sachgrundlos
befristet. Wenn sich der Mitarbeiter aber bewährt
hat, wird er anschließend unbefristet in den Betrieb
eingestellt. Auch das gehört zur Wahrheit dazu.

Unternehmen, die ihre Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer ausgebildet haben und feststellen, dass
sie ihre Leistung bringen, dass sie sich bewährt ha-
ben und ins Team passen, werden sie selbstver-
ständlich auch weiter beschäftigen. Das ist schon im
wirtschaftlichen Interesse der Arbeitgeber. Das soll
aber nicht heißen, dass es auch schwarze Schafe
gibt. Über die müssen wir diskutieren. Bei diesen
schwarzen Schafen kommen wir leider zum öffentli-
chen Dienst. Auch das ist ein Punkt. Es geht hier
nicht um die sachgrundlose Befristung, sondern um
die Befristungen mit Gründen, die zu Kettenverträ-
gen führen und dazu, dass beispielsweise ein Mitar-
beiter der Universität 17 Jahre lang immer wieder
befristete Verträge bekommt. Dort liegt das Problem,
das einem die Zornessröte ins Gesicht treibt, wenn
man es mitbekommt. Es ist auch ein Unding, dass
gerade in einem Jobcenter 10 Prozent der Stellen
befristet sind. Ich will keinen Seitenhieb auf die Bun-
desarbeitsministerin machen, aber man muss als
Haushaltsgesetzgeber das Geld und ausreichend
Mittel zur Verfügung stellen, um dies zu beseitigen.
Da sind CDU und SPD im Bund gleichermaßen ge-
fragt.

Ich will es nicht nur auf den Bund schieben, selbst-
verständlich sind auch wir im Saarland als Haus-
haltsgesetzgeber gefragt, eine vorausschauende
und ausreichende Personalplanung im Rahmen der
Haushaltsgesetzgebung zu beschließen. Unsere Mi-
nisterpräsidentin hat im Übrigen darauf hingewiesen,
dass wir, bevor wir auf die Wirtschaft schauen, un-
sere Hausaufgaben machen und bei uns im öffentli-
chen Dienst versuchen müssen, die Befristungen
zurückzufahren. Es wurden verschiedene Beispiele
angesprochen. Ich greife die Lehrer heraus und die
Tatsache, dass einzelne Lehrer in den Sommerferi-
en in die Arbeitslosigkeit geschickt wurden, um sie
im neuen Schuljahr wieder aufzunehmen.

(Abg. Renner (SPD): Das stimmt nicht!)

Das stimmt nicht? Vielleicht können Sie gleich noch
etwas dazu sagen. - Ich kenne das auch, dass Leh-
rer bis zur Sommerpause befristet eingestellt wer-
den, darüber hinaus aber nicht. Wenn dem nicht so
ist oder es nur früher so war, dann ist es ja umso
besser. Dann nehme ich das Beispiel zurück und
nehme ein anderes Beispiel dafür, dass wir auch im
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Saarland befristete Beschäftigungen haben und
dass wir als Haushaltsgesetzgeber die Vorausset-
zungen im Haushalt zu schaffen haben.

Ich bin gerne bereit, im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen jegliche Diskussion darüber zu führen, dies
unter der Maßgabe der Einhaltung der Schulden-
bremse und unter der Maßgabe, den Konsolidie-
rungspfad bis 2020 fortzusetzen. Dann müssen wir
darüber diskutieren, welches Projekt wir umsetzen
wollen, um zusätzliches Personal und Stellen unbe-
fristet in der Landesverwaltung zu schaffen. Da bin
ich auf Vorschläge gespannt, insbesondere der AfD-
Fraktion. Wir hätten im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen sehr gerne auch über Ihre Änderungsanträge
diskutiert, wenn denn welche vorgelegen hätten.

(Abg. Dörr (AfD): Unsere Anträge hätten Sie
dann doch abgelehnt! - Weiterer Zuruf von der
AfD.)

Was ist die Lösung dieses Problems? Wie kann man
sich dem annähern? Ihr Antrag, im Saarland nur die
sachgrundlose Befristung zu verbieten, geht uns zu
weit. Das ist nicht zweckmäßig, das können wir nicht
tun, auch unter dem Gesichtspunkt der Haushaltssi-
tuation des Saarlandes, insbesondere aber auch,
weil Unternehmen ausweichen würden.

Zu diesem Ziel, das bei der Vereinbarung des Koali-
tionsvertrags dargelegt wurde, sind von der Koalition
- sofern sie im Bund zustande kommt, sehen wir es
aber einmal optimistisch - einige Regelungen getrof-
fen worden. Zum einen soll die sachgrundlose Befri-
stung von bisher 24 Monaten auf nur noch 18 Mona-
te begrenzt sein. Innerhalb dieser 18 Monate soll nur
noch ein Mal eine Verlängerung stattfinden können.
Derzeit ist das drei Mal möglich. Große Betriebe mit
mehr als 75 Beschäftigten dürfen maximal 2,5 Pro-
zent ihrer Beschäftigten sachgrundlos befristet be-
schäftigen. Wenn es darüber hinausgeht, wird das
automatisch in eine unbefristete Beschäftigung über-
führt. Die Kettenverträge sind das eigentliche Pro-
blem bei der ganzen Thematik. Deren Laufzeit soll
auf fünf Jahre begrenzt werden. Man sieht, hier hat
sich das Ringen in Berlin gelohnt - wenn es denn
Gesetz wird -, wie wir diese Problematik der Ketten-
verträge in Angriff nehmen können.

Es gibt weiterhin noch andere Vorschläge von Ar-
beitsmarktexperten, beispielsweise einen Vorschlag,
den ich als jemand, der sehr marktgläubig ist,
durchaus als vorteilhaft ansehe. Am Markt ist es nun
einmal so: Wenn ich etwas von jemandem verlange,
das über das normale Maß hinausgeht, dann muss
ich dafür etwas mehr bezahlen. Insofern könnte ich
mir persönlich eine Regelung vorstellen, dass bei
befristeten Beschäftigungsverhältnissen der Beitrag
für die Arbeitslosenversicherung etwas höher ist,
dass also der Arbeitgeber etwas mehr zahlen muss,
wenn er befristet einstellen möchte. Das führt dazu,

dass er dann wirklich darüber nachdenkt, ob er befri-
stet oder unbefristet einstellen will. Es gibt noch vie-
le Beispiele und Vorschläge, die es zu diskutieren
gilt.

Zusammenfassend halte ich es für gut und sinnvoll,
dass die Verhandlungspartner in Berlin das Thema
angegangen sind und dass sie Lösungsvorschläge
in den Entwurf des Koalitionsvertrages aufgenom-
men haben. Ihr Antrag, das nur im öffentlichen
Dienst im Saarland zu verbieten, halten wir für falsch
und geht uns zu weit. Deshalb werden wir den An-
trag ablehnen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Kollege Funk. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion Drucksache 16/242.
Wer für die Annahme der Drucksache 16/242 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Ich stelle fest, dass der An-
trag Drucksache 16/242 abgelehnt worden ist. Abge-
lehnt haben die Koalitionsfraktionen bei Zustimmung
der DIE LINKE-Landtagsfraktion und der AfD-Land-
tagsfraktion.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zu
Punkt 7 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Spielräume für Fördermaßnahmen
zurückgewinnen - Unterstützung der Bundes-
ratsinitiative von Thüringen, Berlin, Branden-
burg, Bremen und Rheinland-Pfalz für eine
aufgabengerechte Mittelausstattung der Job-
center (Drucksache 16/243)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Frau Abge-
ordneter Astrid Schramm das Wort.

Abg. Schramm (DIE LINKE):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am
vergangenen Freitag haben die fünf Bundesländer
Thüringen, Berlin, Brandenburg, Bremen und Rhein-
land-Pfalz eine Bundesratsinitiative für eine bessere
Mittelausstattung der Jobcenter gestartet. Wir fin-
den, dass das Saarland diese Initiative unterstützen
sollte. Deshalb haben wir heute diesen Antrag ge-
stellt.

Worum geht es? Wie wir wissen, sind die Gelder bei
den aktiven Fördermaßnahmen für Arbeitslose in
den letzten Jahren immer wieder gekürzt worden.
Der Etat der Jobcenter für Leistungen zur Eingliede-
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rung in Arbeit wurde seit dem Jahr 2010 von 6,6 Mil-
liarden Euro auf 4,4 Milliarden Euro im Jahr 2017
deutlich reduziert. Im Haushaltsentwurf für das Jahr
2018 wurden die Mittel erneut verringert und das,
obwohl die Anforderungen der Jobcenter gestiegen
sind und Langzeitarbeitslose, ältere Arbeitslose, Al-
leinerziehende oder Geflüchtete intensive Unterstüt-
zung bei der Vermittlung in Arbeit brauchen.

Wir haben das Problem hier im Landtag schon des
Öfteren diskutiert. Für die LINKE bekräftige ich auch
heute wieder: Wir brauchen endlich wieder mehr Un-
terstützung für Menschen, die händeringend nach
Arbeit suchen. Sie leiden unter dem jahrelangen
Kahlschlag in der Arbeitsmarktpolitik. Es gibt aber
noch eine zweite Seite, um die es uns heute vor al-
lem geht, weil die Kürzungen auch die Verwaltungs-
kosten der Jobcenter betreffen. Das sind im aktuel-
len Bundeshaushalt rund 600 Millionen Euro weni-
ger als die Ist-Ausgaben von 2016.

Das hat natürlich Folgen für die Menschen, die auf
Hilfe angewiesen sind, denn um handlungsfähig zu
bleiben, sind mittlerweile fast alle Jobcenter in
Deutschland gezwungen, ihre Löcher im Verwal-
tungshaushalt dadurch zu decken, dass sie auf Mit-
tel zurückgreifen, die eigentlich für die Wiederein-
gliederung von Arbeitslosen vorgesehen sind. Diese
Gelder fehlen dann natürlich bei der Vermittlung in
Arbeit.

Das bedeutet, faktisch werden die Mittel für die Inte-
gration von arbeitslosen Menschen also gleich dop-
pelt gekürzt: Einmal direkt im Etat und noch ein
zweites Mal durch Zweckentfremdung, weil sie in
den Verwaltungshaushalt verschoben werden. Wir
finden, dass das ein unhaltbarer Zustand ist.

(Beifall von der LINKEN.)

Deshalb begrüßen wir die Bundesratsinitiative der
genannten Bundesländer, mit der dafür gesorgt wer-
den soll, dass die Mittelausstattung der Jobcenter so
erhöht wird, dass zumindest die Verwaltungskosten
zukünftig gedeckt werden können. Die Umschichtun-
gen müssen endlich ein Ende haben. Die Förderpro-
gramme mit den dafür vorgesehenen Mitteln, die oh-
nehin schon zu niedrig sind, müssen bei den Men-
schen ankommen. Das ist das Mindeste, was man
erwarten kann.

Wir bitten Sie heute darum, diesem Anliegen zuzu-
stimmen. Das sollte gerade den Koalitionsfraktionen
nicht schwerfallen, da bereits die 94. Arbeits- und
Sozialministerkonferenz im Dezember 2017 einen
inhaltsgleichen Beschluss gefasst hat, und zwar ein-
stimmig, also auch mit den Stimmen des Saarlan-
des. Wir fordern heute, konkrete Schritte folgen zu
lassen. Dank der Bundesratsinitiative der genannten
Länder besteht also Gelegenheit dazu. Frau Bach-
mann, wir setzen also auch auf Ihre Zustimmung.
Ich gehe davon aus, dass Sie und auch die Ministe-

rin Rehlinger dort vertreten waren. Wir sind ge-
spannt, wie die Abstimmung ausgeht.

Es wäre ein erster Schritt zur Rückgewinnung von
Handlungsspielräumen bei der Förderung von Ar-
beitslosen. Diese ist dringend notwendig im Sinne
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik, die Erwerbslosig-
keit bekämpft und den betroffenen Menschen wieder
eine Perspektive gibt. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete. Ich eröffne die
Aussprache. - Das Wort für die AfD-Landtagsfraktion
hat Herr Fraktionsvorsitzender Josef Dörr.

(Sprechen.)

Abg. Dörr (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!
Meine Damen und Herren! Ich mache es ganz kurz.
Wir haben uns in der Fraktion mit dem Thema be-
fasst und haben unseren Fraktionskollegen Müller
beauftragt, Bericht zu erstatten. Das hat er eben ge-
macht, aber nur bei mir. Wir sind insgesamt zu dem
Ergebnis gekommen, dass wir diesen Antrag ableh-
nen. - Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsident Heinrich:
Ich danke Ihnen, Herr Fraktionsvorsitzender. - Für
die SPD-Landtagsfraktion rufe ich auf Herrn Abge-
ordneten Hans Peter Kurtz.

Abg. Kurtz (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Antrag der Landtagsfraktion DIE LINKE geht inhalt-
lich in die richtige Richtung, denn es kann nicht sein,
dass mittlerweile fast 90 Prozent der Jobcenter Gel-
der, die eigentlich ins Eingliederungsbudget für
Langzeitarbeitslose gehören, dazu verwenden, die
Verwaltungskosten zu decken. Dadurch fehlen wie-
derum finanzielle Mittel, die für Maßnahmen und die
Integration von Langzeitarbeitslosen am Arbeits-
markt dringend notwendig sind.

Allerdings geht der Antrag etwas hinter die Forde-
rungen der Landesregierung zurück, denn die Lan-
desregierung fordert schon lange eine aufgabenge-
rechte Mittel- und Personalausstattung für die Job-
center, die die Grundsicherung der Arbeitssuchen-
den unterstützen. Wir sind schon seit Jahren be-
müht, diese Arbeit aktiv zu unterstützen. Dazu ge-
hört neben auskömmlichen Verwaltungskosten und
dem Budget auch die Tatsache, dass die Gelder
nicht umgeschichtet werden, sondern dass ausrei-
chend Geld zur Verfügung steht. Die Verpflichtungs-
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ermächtigungen sollen für eine mehrjährige Pla-
nungssicherheit zur Verfügung gestellt werden, da-
mit wir nicht nur eine kurzfristige Sicherung haben,
sondern auch langfristig Projekte unterstützen kön-
nen.

Dies wird übrigens auch von allen Bundesländern
unterstützt. Sie haben ja schon die letztjährige Kon-
ferenz der Arbeits- und Sozialminister hier zitiert, da
brauche ich nicht mehr näher darauf einzugehen, wo
ja schon gesagt wurde, dass die Mittelansätze für
die Verwaltungskosten ausreichen müssen und dass
sie auch ausreichend sind, dass auch die Jobcenter
ihre Arbeit machen können.

Wir wollen, dass die Bundesregierung hier für einen
aufgabengerechten und auskömmlichen Gesamt-
haushaltsansatz sorgt. Wir werden dazu mit der
neuen Bundesregierung in Gespräche treten, dass
das auch in Zukunft gewährleistet ist. Das Geld wird
gebraucht, um den qualitativ und quantitativ massiv
gestiegenen Anforderungen, insbesondere auch bei
der Integration von Personen in verfestigtem Lei-
stungsbezug, Rechnung tragen zu können.

Dass wir hier im Saarland eine aktive Unterstützung
dieser Arbeit machen, zeigt die aktuelle Entwicklung
der Zahlen der Langzeitarbeitslosen im Saarland.
Wir haben im Moment im Saarland genau 11.934
Langzeitarbeitslose, das sind 898 weniger als im
letzten Jahr, das heißt, die Langzeitarbeitslosigkeit
ist bei uns um 6,9 Prozent gesunken. Sie ist aber
nicht gesunken, weil der Markt das gemacht hat,
sondern weil wir eine aktive Politik betrieben haben.
Der Rückgang ist hauptsächlich davon abzuleiten,
dass mehr Menschen in arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen sind, als das in den Jahren zuvor der
Fall war. Die Maßnahmen, die 2016 und 2017 ge-
macht wurden, haben getragen. Es gibt eine deutli-
che Mehrbeteiligung bei dem Projekt „Soziale Teil-
habe am Arbeitsmarkt“, und in dem Programm „För-
derung von Arbeitsverhältnissen“ haben wir eine
Steigerung von 23 Prozent. Das zeigt, wir sind im
Saarland aktiv in der Arbeitsmarktpolitik und das
muss auch weiter betrieben werden. Dafür brauchen
wir die finanziellen Ressourcen. Es ist höchste Zeit,
die seit Jahren bestehende Unterfinanzierung im Be-
reich des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch zu be-
enden und in allen Bereichen die Personalressour-
cen zu sichern.

Die von Ihnen angesprochene Initiative am Freitag
im Bundesrat der Länder Thüringen, Berlin, Bran-
denburg, Bremen und Rheinland-Pfalz geht in die
richtige Richtung. Zunächst geht es in der Forderung
an die Bundesregierung darum, für das Jahr 2018
und die Folgejahre für eine aufgabengerechte Min-
destausstattung einschließlich der notwendigen Ver-
pflichtungsermächtigung in den Jobcentern zu sor-
gen. Darüber hinaus wird für das Haushaltsjahr
2018 eine deutliche Erhöhung des Mittelansatzes

angestrebt. Sie haben das eben ja im Einzelnen er-
läutert. Ob das, was in dieser Initiative angespro-
chen wird, der beste Weg ist, die strukturelle Unterfi-
nanzierung der Verwaltungshaushalte der Jobcenter
zu korrigieren, müssen wir im Einzelnen prüfen. Je-
denfalls reicht das aus Sicht der saarländischen
Landesregierung nicht aus. Es müssen nach unse-
rer Meinung die aufgabengerechte Ausstattung des
Eingliederungsbudgets und die mehrjährigen Finan-
zierungsspielräume sichergestellt werden, wie ich
das eben im Einzelnen ausgeführt habe.

(Vizepräsidentin Spaniol übernimmt den Vorsitz.)

Diese Erwartungen werden wir gegenüber der neu-
en Bundesregierung weiterhin formulieren. Da se-
hen wir uns gemeinsam mit dem Bund und den
Kommunen in der Verantwortung. Wir haben im
Saarland bereits das Unsere getan, indem wir trotz
Haushaltsnotlage im Landeshaushalt eine erhebli-
che Summe in die Hand genommen haben, um die
Jobcenter im Saarland in ihrer Integrationsarbeit zu
unterstützen. Ich will auch erwähnen, dass die Kom-
munen im Saarland dabei auch aktiv waren und die-
se Bemühungen mit unterstützt haben.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, am Freitag wurde der Antrag im Bundesrat
in den dortigen Ausschuss für Arbeit, Integration und
Sozialpolitik verwiesen. Er wird dort weiter überar-
beitet. Eine klare Ablehnung hierzu bestand im Bun-
desrat wohl nicht. Daher wird der Entschließungsan-
trag danach sicherlich im Plenum des Bundesrats
behandelt werden. Dass wir jetzt in der Zwischen-
phase einen eigenen Antrag stellen, macht keinen
Sinn. Deshalb sind wir der Meinung, dass wir den
Antrag der Fraktion DIE LINKE ablehnen und weiter-
hin im Prozess tätig sein sollten. - Ich bedanke mich
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Kollege Kurtz. - Das Wort hat für
die CDU-Landtagsfraktion der Kollege Marc Spei-
cher.

Abg. Speicher (CDU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber
Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren heute das
Thema Arbeit und ich glaube, wir machen das zu
Recht. Wir tun das häufig in den Ausschüssen, hier
im Plenum, aber auch in der alltäglichen Arbeit als
Abgeordnete. Arbeit ist mehr als bloße finanzielle
Besserstellung. Arbeit, das heißt auch Selbstentfal-
tung, das gehört zur Menschenwürde, Arbeit heißt
auch Teilhabe und Anerkennung der Fähigkeiten je-
des Einzelnen der Gesellschaft.

Wie ist die aktuelle Situation am Arbeitsmarkt? Bun-
desweit gibt es zurzeit 44,62 Millionen Erwerbstäti-
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ge. Das ist ein Zuwachs von rund 650.000 binnen
Jahresfrist. Der Zuwachs ist hauptsächlich zurückzu-
führen auf echte Beschäftigung, auf sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung. Knapp 33 Millionen
Deutsche sind sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt. Das ist Rekord! Auch bei uns im Saarland
blicken wir auf einen erfolgreichen Arbeitsmarkt. Das
Statistische Landesamt hat am 25. Januar vermel-
det, Zitat: „Zahl der Erwerbstätigen 2017 auf einem
neuen Höchststand.“ Wir haben eine Beschäftigung
in Höhe von 530.000 Saarländern, sozialversiche-
rungspflichtig sind 390.000 beschäftigt. Die Arbeits-
losenquote, das wissen Sie, hat einen neuen Tiefst-
stand im Saarland erreicht, wir haben so wenige Ar-
beitslose wie zuletzt Ende der Siebzigerjahre, wir
haben eine Arbeitslosenquote, wie wir sie zuletzt
1977 hatten.

Dennoch bleibt viel zu tun! Unsere Aufgabe als Poli-
tik und Gesellschaft ist es, zwei Themen anzugehen.
Wir müssen auf der einen Seite die Fachkräftesiche-
rung für die Zukunft, aber auf der anderen Seite
auch das Thema Langzeitarbeitslosigkeit beherzt
und mit starkem Willen angehen. Die Rekordbe-
schäftigung und die historisch niedrige Arbeitslosig-
keit sind Ansporn weiterzumachen, möglichst jedem
die Tür in Arbeit zu öffnen und jedem die Chance zu
eröffnen, seine ganz persönlichen Stärken, seine
ganz persönlichen, individuellen Fähigkeiten einbrin-
gen zu können. Ich persönlich bin der Ansicht, dass
jeder Einzelne Fähigkeiten hat, die er gewinnbrin-
gend für die Gesellschaft einbringen kann. Wir soll-
ten ihm dazu eine Chance geben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Programme des Saarlandes wurden vom Kolle-
gen Kurtz schon angesprochen, ich möchte das
noch einmal zusammenfassend sagen: Wir setzen
hier zielgruppengenau richtig an. Wir haben hier vor
wenigen Wochen den Haushalt 2018 verabschiedet,
ein Haushalt mit engen Spielräumen, aber einem
starken und deutlichen Gewicht im Bereich der Ar-
beitsmarktpolitik. Die Ausgaben im Bereich Arbeits-
markt wachsen überdurchschnittlich. Es sind Ziel-
gruppenprogramme darin verabschiedet, teilweise
zum ersten Mal, ich nenne hier stellvertretend das
Programm „Frauen in Arbeit“ zur Steigerung der
Frauenerwerbsquote, die, das müssen wir auch zu-
geben, im Saarland unterdurchschnittlich ist. Die Be-
ratungsstelle für Wanderarbeiter und mobil Beschäf-
tigte haben wir auf den Weg gebracht - die Arbeits-
kammer hat gerade erst vor wenigen Tagen die Aus-
schreibung der Stelle veröffentlicht - und auch den
Bereich „BetriebsMonitor Gute Arbeit Saar“. Aber
vor allem geht es um unser Programm ASaar, um
das Landesprogramm „Arbeit für das Saarland“. Das
ist ein echter finanzieller Brocken im Haushalt, allei-
ne in den zwölf Monaten des Jahres 2018 werden
3 Millionen Euro dafür verausgabt, dass wir den Be-

reich Langzeitarbeitslosigkeit angehen und den
Menschen den Weg zurück in Arbeit ermöglichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir handeln als
Saarland, wir setzen zielgruppengenau dort an, wo
wir besser werden müssen, und gehen das Thema
Langzeitarbeitslosigkeit an, um Menschen Chancen
zu eröffnen. Aber wir müssen auch ganz klar sagen,
dass wir einen dauerhaft geförderten öffentlichen Ar-
beitsmarkt brauchen. Das kann man auch mit Blick
auf den Bund sagen. Wir müssen auch feststellen,
dass es weniger projektbezogener Förderungen be-
darf, das kostet die Sachbearbeiter Geld, das verun-
sichert die Betroffenen über die eigene Zukunft be-
ruflicher Art. Wir müssen die Aktivitäten und das Zu-
sammenwirken zwischen den Beteiligten, zwischen
Kommunen, zwischen der Bundesagentur, den Job-
centern, den Beschäftigungs- und Qualifizierungsge-
sellschaften und dem Land weiter verbessern und
weiter intensivieren.

Der Koalitionsvertrag wurde vor wenigen Stunden
veröffentlicht. Er und das vorherige Sondierungspa-
pier zeigen, dass zu Recht in Zukunft der Fokus auf
dem Thema Arbeit liegt. Ich kann für die Union sa-
gen, dass das Thema Arbeit im Wahlprogramm der
CDU und CSU ganz vorne steht. Daran sieht man
schon: Arbeit hat für uns oberste Priorität. Mit dem
Ziel der Vollbeschäftigung bis 2025 haben wir das
deutlich gemacht. Damit haben wir uns ein Ziel ge-
setzt, das uns angreifbar machen wird und an dem
man uns messen wird.

Der Koalitionsvertrag setzt richtig und breit an. Es
geht um einen ganzheitlichen Ansatz: Qualifizierung,
Vermittlung, Reintegration von Langzeitarbeitslosen
in den Arbeitsmarkt. Dabei geht es auch darum,
dass die gesamte Familie, das persönliche Umfeld
der Betroffenen in den Blick genommen wird. Es
geht ferner um Lohnkostenzuschüsse, verbesserte
Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen und vor allem um ein neues Regelinstrument
„Teilhabe am Arbeitsmarkt für alle“. Hier geht es
nicht um Kinkerlitzchen-Beträge, sondern um richtig
viel Geld. Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass die
Mittel im Zeitraum von 2018 bis 2021 auf 4 Milliar-
den Euro angehoben werden sollen. Dann werden
wir auch hier profitieren können, davon werden die
Langzeitarbeitslosen bei uns im Saarland profitieren.

Dann geht es um ein weiteres Projekt, das seinen
Ursprung - ganz wesentlich - im Saarland hat. Ich
kann das als Vertreter der CDA und der CDU Saar
sagen. Ich muss aber auch sagen, dass die SPD in
diesem Bereich aktiv war. Es geht um das Thema
Passiv-Aktiv-Transfer, Passiv-Aktiv-Tausch. Es geht
darum, dass man Arbeit finanziert und nicht Arbeits-
losigkeit. Man merkt hier, dass bei den Sondierungs-
und Koalitionsgesprächen einige saarländische Ver-
handler in Berlin mit am Tisch gesessen haben. Es
geht hier um 1 Milliarde Euro. Das ist im Bereich
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Passiv-Aktiv-Transfer ein großer Betrag. Es geht
hier bundesweit um 150.000 Langzeitarbeitslose, die
man im Bereich Passiv-Aktiv-Transfer unterstützen
kann und vor allem: Was der Bund an Mitteln ein-
sparen wird, das bleibt hier im Land.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ein weiterer Fokus, der mir im Antrag zu kurz
kommt, sind die jungen Menschen bei uns im Land.
Es sind schwer zu erreichende Jugendliche. Es
muss Schluss damit sein, dass sich Arbeitslosigkeit
vererbt. Junge Menschen brauchen echte Chancen!
Man darf hier die Verbesserung bei Bildung und
Teilhabe im aktuellen Koalitionsvertrag ansprechen.
Es gibt gerade in der Abwicklung Mittagessen et ce-
tera - das Thema ist bekannt - deutliche und starke
Verbesserungen.

Es gibt den Bereich der Jugendberufsagenturen.
Das steht im Saarland im Koalitionsvertrag. Es hat
auch in den Koalitionsvertrag auf Bundesebene Ein-
gang gefunden. In Neunkirchen haben wir so etwas
Ähnliches schon. Ich kucke in Richtung von Eugen
Roth und Sebastian Thul. Das wollen wir landesweit
ausweiten, das heißt, es geht um einen reibungslo-
sen Übergang von der Schulbank in Ausbildung und
Arbeit. Man kann das positiv formulieren: Es geht
um mehr Transparenz und einen erleichterten Da-
tenschutz. Darum, dass Betriebe, Schulen, Hand-
werk zusammenarbeiten können und dass die jun-
gen Menschen Arbeit und Beruf finden und auch ins-
besondere die Handwerksbetriebe wieder diejenigen
finden, die sie ausbilden können. Davon werden alle
profitieren. Wir alle kennen die Situation, wie lange
man mittlerweile auf Handwerker warten muss, Wo-
chen oder Monate. Das hat auch damit zu tun, dass
man die Fachkräfte braucht. Diese jungen Men-
schen haben die Fähigkeiten, einen Dienst für unser
Gemeinwesen zu leisten.

Man kann also formal argumentieren, was den An-
trag der Linken angeht. Der Bundesrat hat das The-
ma letzte Woche behandelt. Er hat diesen Antrag
der genannten Bundesländer nicht abgelehnt, son-
dern in die zuständigen Ausschüsse überwiesen, fe-
derführend in den Ausschuss für Arbeit, Integration
und Sozialpolitik. Der Antrag wird auch im Finanz-
und Haushaltsausschuss des Bundesrates beraten.
Aber es geht weit darüber hinaus. Es geht um einen
ganzheitlichen Ansatz, Fachkräfte für morgen zu si-
chern, Menschen ihre individuellen Fähigkeiten ent-
falten und gewinnbringend in die Gesellschaft ein-
bringen zu lassen. Wir geben als Land die richtigen
Signale. Ich habe die Beispiele im Landeshaushalt
genannt, die konkret den Jobcentern vor Ort helfen.
Wir tun das auch - so der Koalitionsvertrag denn
auch umgesetzt werden kann - im Rahmen einer
neuen Regierung auf Bundesebene. Hier merkt man
die deutliche Handschrift des Saarlandes. Die Punk-

te habe ich genannt. Arbeit steht bei uns oben auf
der Agenda.

Wir stellen zusammenfassend fest: Wir haben Re-
kordbeschäftigung und setzen jetzt die richtigen Ak-
zente gegen Arbeitslosigkeit. Wir setzen breit an. Ich
habe die Beispiele der Jugendberufsagenturen und
auch des Einbezugs des persönlichen, familiären
Umfelds genannt. Daher werden wir Ihren Antrag
ablehnen, weil er zu kurz greift und wir einen Schritt
weiter sind. Es geht darum, Beschäftigung breit zu
fördern und Langzeitarbeitslosigkeit nachhaltig zu
bekämpfen. Dafür setzen wir in Saarbrücken als Ko-
alition die richtigen Akzente. Dafür werden wir in
Berlin - hoffentlich in der neuen Koalition - die richti-
gen Antworten geben. Ihr Antrag greift zu kurz. Wir
setzen breiter an. Daher lehnen wir ihn ab.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Herr Kollege Speicher. - Weitere Wort-
meldungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion Drucksache 16/243.
Wer für die Annahme dieses Antrages ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich? - Ich stelle fest, dass der Antrag
Drucksache 16/243 mit Stimmenmehrheit abgelehnt
ist. Zugestimmt hat die Fraktion DIE LINKE. Dage-
gen gestimmt haben die Koalitionsfraktionen und die
Fraktion der AfD.

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Kerosi-
nablass über Deutschland und unserer Regi-
on; möglichen Gefahren vorbeugen, nach al-
ternativen Methoden forschen (Drucksache
16/246)

Zur Begründung des Antrages erteile ich Frau Abge-
ordneter Pia Döring das Wort.

Abg. Döring (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrte Damen und Herren! Treibstoff
ablassen dient dazu, vor einer Not- oder Sicherheits-
landung durch das Ablassen von Kerosin das Ge-
wicht eines Flugzeuges unter das maximal zulässige
Landegewicht abzusenken. Dem Piloten wird vorher
von der Flugsicherung ein Gebiet zugewiesen, wo-
bei eine Mindestflughöhe von 1.800 Metern - typisch
sind 4 bis 8 Kilometer - sowie ein bestimmter Kurs
eingehalten werden müssen. Das Verfahren richtet
sich nach den Bestimmungen des internationalen
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Abkommens über zivile Luftfahrt. Danach weist die
DFS dem Piloten ein verkehrsarmes, möglichst
dünnbesiedeltes Gebiet zu.

Seit dem Jahr 2010 wurden im Durchschnitt 521
Tonnen Kerosin jährlich über dem Bundesgebiet ab-
gelassen. Nach aktuellen Verkehrsprognosen wird
der Flugverkehr überdies in den kommenden Jahren
stetig zunehmen. Waren es im Jahre 2016 noch 16
Ablässe mit 491,6 Tonnen, so stieg die Zahl der
Treibstoffablässe im Jahr 2017 auf 25 mit 579,5
Tonnen. Von den knapp 580 Tonnen Kerosin im
Jahr 2017 über dem gesamten Bundesgebiet wur-
den davon 368 Tonnen Kerosin allein über Rhein-
land-Pfalz abgelassen. Da dauerhaft zugewiesene
Gebiete nicht bestehen, ist es grundsätzlich möglich,
dass in Not geratene Luftfahrzeuge über dem Gebiet
des Saarlandes Treibstoff ablassen, wie in der Sit-
zung des Ausschusses für Umwelt und Verbraucher-
schutz des Saarlandes vom 06.06.2017 durch das
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Ver-
kehr, Referat Luftfahrt berichtet wurde.

Die DFS teilte dem Ministerium auf Anfrage mit,
dass im ersten Halbjahr 2017 im Umkreis des Saar-
landes, Bereich Pfalz/Eifel, circa drei- bis viermal
Treibstoffschnellablässe stattgefunden hätten. Be-
sonders betroffen sind Rheinland-Pfalz und Nach-
barregionen wie das Saarland und Hessen. Auf-
grund der weiträumigen Flugbewegungen der Flug-
zeuge während eines Treibstoffschnellablasses
könnte sich die Angabe „Gebiet Pfalz“ unter Um-
ständen auf das Gebiet südwestlich von Mainz bis
Frankreich, das Saarland und die Eifel beziehen.

Für die Luftfahrzeuge, die sich in einer Notlage be-
finden und Treibstoff ablassen müssen, erfüllt jedes
nahe gelegene Gebiet mit einer eher geringen Be-
siedlung und einer niedrigen Flugverkehrsdichte die
Voraussetzungen, als Gebiet für Treibstoffschnel-
lablässe zugewiesen werden zu können. Laut
Rechtslage hat die Landesregierung keine Kompe-
tenzen hinsichtlich der Verfahrensweise und der
Praxis beim Ablassen von Treibstoff über dem Saar-
land. Es besteht auch keine Verpflichtung der zu-
ständigen Behörden, die Landesregierung über das
Ablassen von Treibstoff durch militärische oder zivile
Luftfahrzeuge zu unterrichten. Es fehlen sehr oft
zeitnahe Informationen, wann wo und in welchen
Mengen Treibstoffablässe stattfinden, um die Bevöl-
kerung rechtzeitig zu informieren.

Dieser Zustand ist nicht akzeptabel. Dringend erfor-
derlich sind Daten, um die möglichen Auswirkungen
auf die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger und
auf die Umwelt festzustellen, um die Bevölkerung zu
informieren und mögliche technische Alternativen zu
entwickeln. Im Interesse unserer Bürgerinnen und
Bürger ist dringend Aufklärung über eine eventuelle
gesundheitliche Gefährdung eines sogenannten
Fuel Dumpings geboten, um diese für die Bevölke-

rung auszuschließen. Flugbenzin enthält neben ver-
schiedenen Kohlenwasserstoffen auch Benzol und
Additive. Die letzte Standardstudie über gesundheit-
liche Risiken aus dem Kerosinablass für die Bevöl-
kerung der betroffenen Gebiete stammt meines Wis-
sens vom TÜV Rheinland-Pfalz aus dem Jahre
1992. Das kann auf keinen Fall der letzte Stand der
Dinge sein.

Mit Blick auf die Zuständigkeit der zivilen und militä-
rischen Luftfahrt sehe ich hier den Bund in der
Pflicht, die Länder zu unterstützen. Wir brauchen ein
engmaschigeres Netz an Informationen, eine Wei-
tergabe der Informationen vom Bund an das Land,
eine langfristige Messung der gesundheitlichen Risi-
ken sowie eine aktuelle Studie darüber, was tatsäch-
lich mit dem Kerosin passiert, das in einer Höhe von
1.800 Metern über unseren Köpfen abgelassen wird.
Die Frage ist doch: Verdampft das Kerosin, wie in
dem Gutachten beschrieben, wirklich oder kommt
doch was am Boden an? Was bleibt noch in der
Luft? Deshalb ist es wichtig, dass wir heute diese
Debatte führen.

Die Umweltministerkonferenz hat unter Beteiligung
des Saarlandes am 05.05.2017 festgestellt, dass
Treibstoffablässe von zivilen und militärischen Flug-
zeugen zur Gewährleistung der Flugsicherheit nach
geltendem Recht zulässig sind. Um der Besorgnis
der betroffenen Bevölkerung Rechnung zu tragen
und die Belastungssituation sowie schädliche Um-
welteinwirkungen besser einschätzen zu können, ist
es nach ihrer Ansicht erforderlich, den wissenschaft-
lichen Erkenntnisstand in Bezug auf die Verteilung,
den Abbauprozess, das Sedimentationsverhalten
und den daraus resultierenden bodennahen unter-
schwelligen Belastungen inklusive der Auswirkun-
gen auf das Grundwasser zu aktualisieren bezie-
hungsweise neu zu bewerten. Sie bitten daher den
Bund, eine aktuelle Bewertung über den Umfang
und die Auswirkungen von Treibstoffablässen auf
neuesten wissenschaftlichen Grundlagen vorzuneh-
men und über die Ergebnisse in der 91. Umweltmi-
nisterkonferenz schriftlich zu berichten. Der Bund
hat zugesagt, sobald die neuesten wissenschaftli-
chen Ergebnisse vorliegen, diese vorzulegen, was
voraussichtlich im Laufe des Jahres 2018 erfolgen
wird.

Auch der Interregionale Parlamentarierrat hat sich
im Dezember 2017 für die Errichtung einer Melde-
kette, die solche Fälle direkt an die zuständigen Be-
hörden weitergibt, ausgesprochen, in diesem Zu-
sammenhang auch für eine stärkere Zusammenar-
beit der Umweltämter in den einzelnen Teilen der
Großregion. Es muss endlich eine fundierte neue
Studie über die Auswirkungen des Treibstoffschnel-
lablassens und die Gesundheitsrisiken erarbeitet
werden. Eine solche Expertise muss wissenschaft-
lich tiefgehend sein und auf tatsächlichen Messun-
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gen beruhen. Nur so können belastbare Aussagen
über die möglichen Auswirkungen auf Mensch und
Umwelt gemacht werden. In Zeiten, in denen der
Kerosinregen zunimmt, haben die Bürgerinnen und
Bürger ein Anrecht auf wissenschaftliche Bewertun-
gen.

Wie können aber womöglich mittel- und langfristig
neue Ablassvorrichtungen an Flugzeugen entwickelt
werden, sodass Kerosin weniger schädlich in die
Luft gegeben werden kann? Es ist an der Zeit, dass
die Industrie Vorschläge macht, welche neuen tech-
nologischen Möglichkeiten bestehen oder entwickelt
werden können. Kurzfristig muss eine Meldekette zu
den Kerosinablässen eingerichtet werden. Die Bür-
gerinnen und Bürger sowie die Landesbehörden
müssen sich informieren können, wann und wie viel
Kerosin aus zivilen und militärischen Flugzeugen ge-
leitet wird. Die bisherige Praxis, wonach die deut-
sche Flugsicherung nur das Bundesaufsichtsamt für
Flugsicherung und das Bundesverkehrsministerium
informiert, ist ganz und gar nicht ausreichend.

Die Landesbehörden müssen in die Lage versetzt
werden, ihren Bürgerinnen und Bürgern Auskunft
über Treibstoffschnellablässe zu geben, unmittelbar
nachdem diese eingetreten sind. Überdies wäre
sinnvoll, dass die DFS oder eine Bundesbehörde die
Fälle auf einer Internetseite publik macht und diese
nicht verheimlicht werden.

Aus diesen Gründen fordern wir die Landesregie-
rung auf, sich erstens bei der Bundesregierung dafür
einzusetzen, dass eine Meldekette über die Fälle
des Kerosinablassens so gestaltet und etabliert wer-
den kann, dass Informationen hierüber auf der Inter-
netseite der deutschen Flugsicherung oder einer
Bundesbehörde veröffentlicht werden, die für Bürge-
rinnen und Bürger direkt einsehbar ist, und diese In-
formationen in der Folge unmittelbar an die Landes-
behörde der betroffenen Bundesländer weitergege-
ben wird. Zweitens soll darauf hingewirkt werden,
dass die bereits vom Bundesumweltamt in Auftrag
gegebene Studie wissenschaftliche Erkenntnisse zu
Rückständen/Ablagerungen von Kerosin nach soge-
nannten Fuel Dumpings schnellstmöglich erarbeitet
wird. Darüber hinaus soll bei der Bundesregierung
darauf hingewirkt werden, dass weitere notwendige
Studien in der Forschung im Bereich Fuel Dumping
und die Auswirkungen auf Menschen sowie Alterna-
tiven zum Treibstoffschnellablass zur Anwendung im
Notfall - zum Beispiel in Form von neu zu ent-
wickelnden Ablassvorrichtungen an Flugzeugen - in
Auftrag gegeben werden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, nicht alles
Gute kommt von oben. Ich bitte um Zustimmung zu
unserem Antrag.

(Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank. Ich eröffne die Aussprache. - Das Wort
hat für die Fraktion DIE LINKE die Kollegin Dagmar
Ensch-Engel.

Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Erst kürzlich, im November 2017, hat ein Flug-
zeug über Rheinland-Pfalz 50 Tonnen Treibstoff ab-
gelassen. Auch Teile des Saarlandes sollen betrof-
fen gewesen sein. Rheinland-Pfalz ist indessen be-
sonders betroffen von Fuel Dumping, auch wegen
der zahlreichen Militärflüge, die dort stattfinden. Wie
wir wissen, haben diese in der letzten Zeit massiv
zugenommen. Besonders der Saarpfalz-Kreis ist
durch den Flughafen Ramstein sehr belastet. Wis-
sen wir genau, was an Schadstoffen im Saarland
landet? Nein, das wissen wir nicht. Und dieses Un-
wissen darüber, was über unseren Köpfen in der
Luft passiert, ist für uns in dieser Form nicht mehr
hinnehmbar. Wir wollen Klarheit darüber, welche Ri-
siken nicht nur für Menschen bestehen, wenn Kero-
sin vom Himmel tropft. Vielmehr ist ebenso wichtig
zu wissen, welche potenziellen und tatsächlichen
Auswirkungen diese Methode auf den Boden, auf
unser Trinkwasser sowie langfristig auf die mensch-
liche Gesundheit hat. Welche Auswirkungen kann
Fuel Dumping auf unsere Nutztiere in der Freiland-
haltung haben? Wir wissen es nicht.

Es ist vor allem Rheinland-Pfalz zu verdanken, dass
sich die Umweltministerkonferenz der Länder im Mai
vergangenen Jahres mit dem Thema beschäftigt hat
und die Bundesregierung aufgefordert hat, den wis-
senschaftlichen Erkenntnisstand bezüglich der Ver-
teilung, der Halbwertszeit und des Abbauprozesses,
des Sedimentationsverhaltens und der daraus resul-
tierenden bodennahen unterschwelligen Belas-
tungen inklusive des Grundwassers zu aktualisieren
und neu zu bewerten. Denn die bisherigen Erkennt-
nisse zum Kerosinablass stammen größtenteils aus
Untersuchungen, deren Daten in den Fünfziger- bis
Siebzigerjahren gewonnen wurden. Nun also wurde
seitens des Bundesumweltamtes eine Studie zu den
Rückständen und Ablagerungen von Kerosin nach
sogenanntem Fuel Dumping in Auftrag gegeben,
und das ist gut so.

Wir müssen allerdings auch feststellen, dass es sich
bei dieser in Auftrag gegebenen Studie vor allem um
einen literaturbasierten Sachstandsbericht handeln
wird. Das ist den Ausschreibungsunterlagen zu ent-
nehmen. Bei einer Anhörung im November des ver-
gangenen Jahres im Mainzer Landtag referierte ein
Mitarbeiter des Bundesumweltamtes und informierte
die Abgeordneten. Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsi-
dentin, zitiere ich dazu aus der Zeitung Die Rhein-
pfalz: „ (…) Entgegen der Annahme vieler Parlamen-
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tarier“ wird „kein Flugzeug über Messstellen fliegen
und dabei Kerosin ablassen (…). Die Herangehens-
weise sei eher eine intensive Literaturrecherche.“
Später heißt es: „Es könnte sein, dass das Bun-
desumweltamt als zuständige Behörde sich noch
anders entscheidet.“ Wir interpretieren diesen Satz
so, dass Zweifel an der Herangehensweise bei die-
ser Studie bestehen. Diese Zweifel, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, haben wir auch. Gemessene Da-
ten haben doch eine größere Glaubwürdigkeit und
Verlässlichkeit als Simulationen oder Literaturergeb-
nisse zu den Erkenntnissen vergangener Jahrzehn-
te.

Daher unterstützen wir die Forderung des uns vorlie-
genden Antrags, bei der Bundesregierung darauf
hinzuwirken, dass weitere Studien in Auftrag gege-
ben werden. Wir werden dem vorliegenden Antrag
komplett zustimmen, fragen uns allerdings, wie die
Landesregierung darauf hinwirken soll, dass diese
Studie schnellstmöglich erarbeitet wird. Die Ange-
botsfrist endete vor vier Wochen, in zehn Monaten
soll die Studie fertiggestellt sein. Da fragen wir mal
ganz laut: Wie sollte die Landesregierung hier noch
Druck machen? Das aber wäre dringend nötig.

Wir sind froh, dass die Koalitionsfraktionen mit dem
vorliegenden Antrag auch unsere Anregung aufge-
griffen haben, zu einer Verbesserung der Informati-
on der Öffentlichkeit zu kommen. Die geforderte
Meldekette für Fälle des Kerosinablasses und die
Verbesserung der Veröffentlichung von Informatio-
nen hierüber sind längst überfällig. Im Ausschrei-
bungstext zu besagter Studie wurde dieses Manko
übrigens bereits durch das Bundesumweltamt er-
kannt, denn es heißt in diesem Text: „Es ist zu prü-
fen, ob und in welcher Weise Veränderungen der
jetzigen rechtlichen Regelungen (Meldung, Erfas-
sung) notwendig und möglich sind und in wessen
Zuständigkeit der Handlungsbedarf liegt.“ Also hätte
es, genau genommen, der Forderung nach mehr
Transparenz im vorgelegten Antrag gar nicht be-
durft. Aber doppelt genäht hält bekanntlich besser.

Wir unterstützen, wie gesagt, die Forderung, dass
weitere wissenschaftliche Studien in Auftrag gege-
ben werden. So sollten unseres Erachtens auch die
Gründe, die zu einem Fuel Dump führen, besser do-
kumentiert werden. Denn das Ausmaß des Fuel
Dumping nahm bei zivilen Flugzeugen im vergange-
nen Jahr um 4,5 Prozent zu, bei Militärflugzeugen
sogar um 294 Prozent, verglichen mit 2016. Die Ur-
sachen dafür sollten ebenfalls geklärt werden, denn
wir wissen auch, dass gerade der Treibstoff von Mili-
tärflugzeugen mit viel mehr Zusatzstoffen belastet ist
als bei zivilen Flugzeugen.

Ich fasse zusammen: Wir gehen davon aus, dass
uns die Ergebnisse der Studie neue Erkenntnisse
bringen und im Ergebnis die Menschen in den be-
troffenen Gebieten nicht nur schneller und besser in-

formiert werden können, sondern aufgrund neuester
wissenschaftlicher Erkenntnisse auch mögliche Aus-
wirkungen des Fuel Dumping auf Mensch und Um-
welt teilweise geklärt und Gegenmaßnahmen ergrif-
fen werden können. - Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Frau Kollegin Ensch-Engel. - Das Wort
hat nun für die CDU-Fraktion Frau Abgeordnete Pe-
tra Fretter.

Abg. Fretter (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Verehrte Gäste! Wir leben in einer
hoch technisierten Welt, die einem ständigen Wan-
del, unentwegtem Fortschritt und einer damit ver-
bundenen Schnelllebigkeit unterworfen ist. Das hat
sicherlich manch einem von uns schon mal den
Atem geraubt. Wie alles im Leben weist aber auch
der technische Fortschritt zwei Seiten auf.

Er hat unter anderem in der Arbeitswelt, bei Fortbe-
wegung und Reisen, bei der Versorgung sowie im
Privatbereich und bei persönlicher Freiheit vieles an
Erleichterungen geschaffen. Wir können Berufe ler-
nen, die uns Spaß machen, und werden darin fast
überall von Technik, Internet und anderem unter-
stützt. Der körperliche Einsatz und die Anstrengun-
gen, die in früheren Zeiten oftmals enorm hoch wa-
ren, gibt es so fast nicht mehr. Wir können in Ge-
schäften oder im Internet nach Herzenslust alles
kaufen, was wir zum Leben brauchen oder begeh-
ren, ohne uns müde zu machen, je nachdem, wie
lange so ein Shopping dauert und was der Geldbeu-
tel hergibt. Wir können an fast alle Orte der Welt rei-
sen, ohne monatelang unterwegs zu sein. Wir kön-
nen unsere Freizeit gestalten, wie es uns beliebt.
Das alles sind Selbstverständlichkeiten, die man
kaum noch oder gar nicht mehr bewusst wahrnimmt.
Das ist die eine Seite der Medaille, die schöne Seite.

Aber da gibt es noch die andere Seite, die uns in die
Pflicht nimmt. Bei ihr zeigen sich die Folgen dieser
Entwicklung, die weniger schönen Auswirkungen auf
unser Leben und auch auf unsere Umwelt. Mit einer
dieser weniger schönen Auswirkungen beschäftigen
wir uns heute hier im Plenum, mit einer Folge unse-
rer durch Flugverkehr ermöglichten Mobilität, dem
sogenannten Fuel Dumping. Auf Deutsch meint dies
das Ablassen von Treibstoff, von Kerosin.

80.000 Flugzeuge befinden sich weltweit in der Luft.
Allein am Flughafen Frankfurt finden täglich 1.334
Starts und Landungen statt. Im Jahr 2017 sind so
viele Menschen wie noch nie zuvor geflogen, die Air-
lines beförderten weltweit 4,1 Milliarden Passagiere,
das ist ein Plus von 7,1 Prozent gegenüber 2016. In
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Deutschland ist ein Anstieg der Zahl der Flugpassa-
giere von 140,6 Millionen im Jahr 2001 auf 223,2
Millionen im Jahr 2016 zu verzeichnen, das ent-
spricht circa drei Millionen Flugbewegungen im Jahr
2016. Auch am Airport Saarbrücken wurde eine
Steigerung verzeichnet, von 399.000 Passagieren
im Jahr 2014 auf rund 470.000 Passagiere im Jahr
2015.

Denkt man genauer über diese Statistiken nach,
muss man feststellen: Wir sind ein Teil davon, weil
wir fast alle - oder doch alle? -, sei es beruflich oder
privat, das Transportmittel Flugzeug gelegentlich
oder des Öfteren nutzen. Unser technischer Fort-
schritt hat dies ermöglicht, und das ganze Jahr flie-
gen täglich Tausende Flugzeuge über unsere Köpfe
hinweg. Der Faszination, wenn man ein Flugzeug
am Himmel sieht, kann man sich - so geht es zumin-
dest mir - noch immer kaum entziehen.

Nichtsdestotrotz können und dürfen wir nicht ver-
leugnen, welche Nebenwirkungen und Gefahren für
Mensch, Umwelt und Tiere vom Flugbetrieb ausge-
hen. Der Treibstoffablass ist dabei ein Thema, das
uns nicht nur heute im Plenum beschäftigt, sondern
auch schon in mehreren Ausschusssitzungen be-
schäftigt hat. Folgende Erkenntnisse haben wir mitt-
lerweile dazu erhalten, einige wurden bereits ange-
sprochen:

Die Zuständigkeit für das Fuel Dumping liegt bei den
betroffenen Fluggesellschaften sowie bei der Deut-
schen Flugsicherung GmbH, der DFS. Die Flugsi-
cherung erstattet zweimal im Jahr dem Bundesver-
kehrsministerium Bericht. Der Treibstoffablass wird
Iaut den zuständigen Experten aus der Luftfahrt nur
bei schwerwiegenden technischen Problemen, be-
deutsamen Ausnahmesituationen oder medizini-
schen Notfällen durchgeführt. Dabei muss der Pilot
Ursache einer Störung und Dringlichkeit des Lan-
dens abwägen und zur Erkenntnis kommen, kurz
nach dem Start wieder zur sofortigen Landung ge-
zwungen zu sein. Der Fuel Dump wird dann erfor-
derlich, da ein Großraum- oder Langstreckenflug-
zeug - und nur diese Flugzeugkategorie betrifft das -
mit dem höchsten zulässigen Startgewicht, dem ma-
ximum take off weight, nicht gefahrlos landen kann.
Sein Gewicht muss rapide verringert werden, dazu
muss Kerosin abgelassen werden. Entscheidende
Größenordnung ist dabei das maximal erlaubte Lan-
degewicht.

Am Rande sei erwähnt, dass am Flughafen Ensheim
keine dieser Flugzeuge starten und landen, weil die
Landebahn das nicht zulässt. Kleinere Flugzeuge
haben aber ohnehin keine Vorrichtung, um Kerosin
abzulassen.

Zum Ablauf: Der Pilot setzt sich mit dem DFS-Lot-
sen in Verbindung, schildert die Situation und er-
klärt, warum er schnellstens landen muss. Der DFS-

Lotse entscheidet dann anhand folgender Kriterien,
laut dem Umwelt-ABC der Lufthansa zugleich die
Mindestbedingungen: Die Flughöhe muss minde-
stens 1.800 Meter betragen, meistens findet der
Fuel Dump allerdings in größerer Höhe statt. In den
folgenden 15 Minuten darf kein anderes Flugzeug
die Stelle, an der Kerosin abgelassen wurde, passie-
ren. Im Umkreis von zehn Meilen darf kein anderes
Flugzeug unterwegs sein. Des Weiteren müssen in
der Region möglichst wenig Menschen leben. Beim
Fuel Dump dürfen keine geschlossenen Kreise ge-
zogen werden, es müssen vielmehr Schleifen geflo-
gen werden. Schließlich muss die Fluggeschwindig-
keit mindestens 500 km/h betragen. Da es diesen
Parametern entspricht, eignet sich das Gebiet des
Pfälzer Waldes in besonderer Weise, das ist nun
einmal so. Das gilt gerade auch im Hinblick auf die
Starts in Frankfurt und die Lage des Frankfurter
Flughafens.

Wie viel Kerosin abgelassen wird, ist von Fall zu Fall
unterschiedlich und hängt sowohl von der Situation
als auch vom Flugzeugtyp ab. Pia Döring hat es
schon gesagt: 2017 wurden 580 Tonnen Kerosin
über Deutschland abgelassen, davon 368 Tonnen
alleine in unserem Nachbarland Rheinland-Pfalz.
Rheinland-Pfalz ist mit neun von 25 Fällen beson-
ders häufig betroffen. Nicht ausgenommen war, wie
auch in unserem Antrag beschrieben, vermutlich
auch das Saarland, und zwar im Jahr 2017 in drei
oder vier Fällen. In den sechs Jahren zuvor gab es
bei uns drei dokumentierte Treibstoffablässe.

Die Summe der Tonnen Kerosin, die über Deutsch-
land und unserer Region und Nachbarregion abge-
lassen werden, erscheint uns als Laien enorm hoch,
die Bürgerinnen und Bürger sind verständlicherwei-
se stark verunsichert und wollen Aufklärung. Das
kann ich gut verstehen und nachvollziehen, sind
doch die Studien im Hinblick auf die Auswirkungen
auf Mensch und Umwelt über 25 Jahre alt, auch das
wurde schon gesagt. Da kommen schon Zweifel auf,
ob diese Studien in ihrer Aussage die aktuelle Situa-
tion und Entwicklung noch aussagekräftig erfassen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eines ist klar
und wissenschaftlich belegt: Kerosin ist extrem um-
welt- und gesundheitsschädlich. Nach Treibstof-
fablässen hatten Bürgerinnen und Bürger, ohne von
dem Geschehen zu wissen, über Brennen im Hals
und starkes Durstgefühl geklagt. Ich möchte hier
nicht mutmaßen, was die Ursache hierfür war, aber
es ist nicht mehr als richtig, die Frage zu stellen, ob
ein Zusammenhang zwischen diesen Vorfällen
besteht. Die Aussage, dass Kerosin beim Ablassen
hinter den Tragflächen fein verwirbelt und zerstäubt,
der größte Teil in der Atmosphäre unschädlich zu
Wasser und Kohlendioxid verdunstet und theore-
tisch nur 0,02 g/m3 am Boden ankommt, beruhigt
dabei nicht. Noch weniger, wenn der Treibstoff, wie
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der Experte und Physiker Robert Sausen vom Deut-
schen Zentrum für Luft- und Raumfahrt bei der An-
hörung im Mainzer Landtag im Herbst 2017 berich-
tete, je nach Wetterverhältnissen nicht direkt unter-
halb der Flugroute, sondern je nach Windrichtung
ganz woanders ankommt. Für uns Saarländer ist
das eine wichtige Aussage in Bezug auf eine even-
tuell zusätzliche Belastung ohne direkte Flugroute
über dem Saarland. Auch wenn es heißt, es kommt
sehr wenig unverbranntes Kerosin am Boden an,
konnte noch niemand wissenschaftlich belegen,
dass hier keine Gefährdung vorliegt.

Für mich hat sich aber auch noch eine andere Frage
gestellt: Als Gründe für das Ablassen von Kerosin
werden immer wieder absolute Ausnahme- und Not-
fallsituationen angesprochen, bei denen technische
und medizinische Probleme oder Einflüsse von au-
ßen ausschlaggebend sind. Mich interessiert, in wel-
chem Verhältnis diese Notfälle vorkommen. Darauf
habe ich noch keine Antwort gefunden, egal wie ich
recherchiert habe, speziell in Bezug auf die Frage
der technischen Probleme, gilt doch das Fliegen als
das sicherste Verkehrs- und Transportmittel. 2011
gab es dazu Werte vom Statistischen Bundesamt.
Mit Abstand am gefährlichsten war das Auto, dann
folgten Bus, Bahn, Straßenbahn und Flugzeug.

Bei all der Kritik, die vorgebracht wurde, ist eines
auch klar: Es gibt zurzeit keine Alternative zum Fuel
Dumping, Menschenleben gehen natürlich vor, dar-
über braucht man nicht zu diskutieren. Parallel dazu
gilt aber auch die Informationspflicht. Aufklärung so-
wie Untersuchungen auf eventuelle Gefährdungen
für Mensch, Tier und Umwelt sind dabei ein absolu-
tes Muss. Hier darf niemand aus der Pflicht entlas-
sen werden, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Wir sind gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern
verpflichtet, belastbare Daten vorzulegen und dar-
aus resultierende Ergebnisse und Maßnahmen an-
zuzeigen. Das bringt, das hat Dagmar Heib in ihrer
Rede heute Morgen schon gesagt, Transparenz,
und Transparenz erzeugt Vertrauen. Dort wollen wir
hin.

(Beifall von der CDU und bei der SPD.)

Deshalb fordern die Koalitionsfraktionen die Landes-
regierung auf, sich bei der Bundesregierung einzu-
setzen für - ich zitiere leicht gekürzt, weil wir es
schon gehört haben - die Installation einer Meldeket-
te, aktuell und statistisch, Informationen darüber im
Internet für die Bevölkerung, schnell, umfassend und
für jeden einsehbar, sowie die schnellstmögliche Er-
arbeitung der in Auftrag gegebenen Studie und wei-
terer Studien im Hinblick auf Alternativen. Dabei ist
es sicherlich hilfreich, dass auch die 16 Umweltmi-
nister sich einig waren, eine neue Studie zu verlan-
gen, die die Folgen darlegt sowie schädliche Um-

welteinwirkungen einschätzen kann. Das Ergebnis
wird im November in der 91. Umweltministerkonfe-
renz vorgestellt.

Zum Ende noch ein Blick in die Zukunft. Gelesen in
der Welt: Langfristig könnte die Sorge vor dem Fuel
Dumping geringer werden. Durch Beimischen von
Biotreibstoff etwa aus Algen soll dann das Gesamt-
gemisch, ob verbrannt oder im Notfall versprüht, um-
weltfreundlicher werden. Airbus, Boeing und einige
Fluggesellschaften testen bereits den Einsatz von
solchen Biotreibstoffen. Desweiteren arbeitet die
Technische Universität München in einem von meh-
reren Forschungsprojekten weltweit mit Algen als
Grundstoff für Biokerosin. Die technischen Voraus-
setzungen zum Einsatz von Biosprit sind da, einige
Airlines haben ihn schon getestet, doch der Einsatz
im Linienverkehr scheitert zurzeit noch an den Kos-
ten. Technische Probleme und Fragen des Energie-
aufwands seien im Hinblick auf die Ausbeute auch
noch zu lösen.

Ich denke, das mag etwas Mut machen. Der Weg ist
beschritten, hoffen wir, dass auch hier gute Lösun-
gen gefunden werden für Mensch, Tier und Natur im
Einklang mit der Technik. Ich bitte Sie um Zustim-
mung zu unserem Antrag. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

Vizepräsidentin Spaniol:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat nun
für die AfD-Fraktion der Fraktionsvorsitzende Josef
Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Vor kurzer Zeit hat unser
Fraktionskollege Rudolf Müller eine Anfrage an die
Regierung zu dem Thema Kerosin gestellt, und sie-
he da, heute haben wir einen Beschlussantrag hier
vorliegen. Ich denke nicht, dass das ein Zufall war.
Ich sage es mal so: Die AfD wirkt!

(Abg. Berg (SPD): Von wem ist der Beschlussan-
trag? Wer hat den eingebracht?)

Wer hat ihn eingebracht?

(Der Redner lacht.)

Ich nehme an, die Regierungskoalition hat ihn einge-
bracht.

(Abg. Berg (SPD): Die hat ihre Arbeit gemacht! -
Weitere Zurufe von der SPD.)

Ja, super. - Es hat auf jeden Fall dazu geführt, und
das ist sehr gut, dass sich die Fraktionen mit dem
Thema intensiv befasst haben. Das hat man an den
Sachvorträgen gehört, da ist sehr viel, ich möchte
fast sagen, alles angesprochen worden. Man kann
es zusammenfassen in dem Satz: Dieses Fuel Dum-
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ping oder Ablassen von Kerosin ist ein untragbarer
Zustand. Wobei ich ausdrücklich feststellen möchte,
dass im Saarland kein Platz vorhanden ist, an dem
Kerosin gefahrlos abgelassen werden kann. Wir ha-
ben im südlichen Teil unseres Landes dicht besie-
delte Gebiete, im Norden haben wir Luftkurorte, da
passt das mit Sicherheit nicht hin. Jede Tonne abge-
lassenes Kerosin ist eine Tonne zu viel.

Wir begrüßen natürlich ausdrücklich, dass jetzt Gut-
achten erstellt werden, dass gemessen wird und so
weiter. Ich muss sagen, in Gutachten habe ich nicht
wirklich grenzenloses Vertrauen, es kommt immer
darauf an, wer die Gutachten macht. Auf die Mes-
sungen kann man sich schon eher verlassen. Aber
ein alter Bauernspruch sagt: Die Sau wird vom vie-
len Wiegen nicht fetter. - Übertragen heißt das, die
Luft wird vom vielen Messen nicht besser. Die Gut-
achten können aussehen, wie sie wollen, am
Schluss wird es nicht so sein, dass die Leute, die
dort leben, wo solche Dinge abgelassen werden, ge-
sünder sind, als sie es vorher waren.

Die Sachlage ist eigentlich klar, die Frage ist nur:
Was kann man tun? Frau Fretter hat gesagt, das ist
alternativlos. Das ist auch schon mal von der Politik
behauptet worden, dass die alternativlos ist, bis die
Alternative für Deutschland kam.

(Sprechen und Zurufe.)

Frau Fretter hat das aber selbst relativiert. Sie hat
gesagt, man forscht, es gibt schon Möglichkeiten.
Ich möchte noch weitergehen: Wenn für diejenigen,
die dieses Kerosin ablassen - abgesehen von dem
Verlust, das ist für sie wahrscheinlich nicht erfreu-
lich, dass Geld verloren geht -, noch etwas dazu
kommt, sodass es wirklich abschreckend ist und die
das dann nur noch in Notfällen machen, kommen wir
vielleicht zu Alternativen, an die wir heute noch nicht
denken.

Langer Rede kurzer Sinn, wir sind auch dafür, dass
die Regierung sich einsetzt. Wir werden an der Sa-
che dranbleiben, dafür ist uns das alles zu wichtig. -
Danke schön.

(Beifall von der AfD.)

Vizepräsidentin Spaniol:
Danke Herr Fraktionsvorsitzender. Weitere Wortmel-
dungen sind nicht eingegangen. Ich schließe die
Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung zunächst über den
Antrag der Koalitionsfraktionen, Drucksache 16/246.
Wer für die Annahme dieses Antrages ist, den bitte
ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen? -
Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 16/246 einstimmig, bei Zu-
stimmung aller Fraktionen im Hohen Hause, ange-
nommen ist.

Wir kommen zu den Punkten 9 und 10 der Tages-
ordnung:

Beschlussfassung über den von der CDU-
Landtagsfraktion und der SPD-Landtagsfrakti-
on eingebrachten Antrag betreffend: Die Zu-
kunft der Landwirtschaft gestalten; Heraus-
forderungen gemeinsamer Agrarpolitik im
Saarland, in Deutschland und der EU (Druck-
sache 16/248)

Beschlussfassung über den von der DIE LIN-
KE-Landtagsfraktion eingebrachten Antrag
betreffend: Bessere Rahmenbedingungen für
Landwirtschaftsbetriebe vor Ort; für mehr so-
ziale Gerechtigkeit in der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP); Stärkung des Umwelt-,
Klima- und Naturschutzes (Drucksache 16/
253)

Zur Begründung des Antrages der Koalitionsfraktio-
nen erteile ich Herrn Abgeordnetem Dr. Magnus
Jung das Wort.

Abg. Dr. Jung (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Land-
tag des Saarlandes befasst sich heute auf Antrag
der Koalitionsfraktionen wieder einmal mit der Zu-
kunft der Landwirtschaft. Das wollen wir heute in ei-
ner etwas grundsätzlicheren Art und Weise tun.
Deshalb möchte ich einige grundlegende Bemerkun-
gen zur Bedeutung der Landwirtschaft meiner Rede
voranstellen.

Ich will zunächst einmal auf die Funktionen einge-
hen, die die Landwirtschaft für uns in Deutschland
und im Saarland hat. Sie ist natürlich in erster Linie
unverzichtbar für die Produktion der Nahrungsmittel,
die wir alle brauchen, aber auch der Futtermittel. Sie
ist ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor, auch im Saar-
land. Das betrifft zum einen natürlich die Zahl der
Arbeitsplätze, aber vor allen Dingen die Wertschöp-
fung, die mit der Landwirtschaft direkt zu tun hat, so-
wie den großen nachgelagerten Bereich der Verede-
lung, der Weiterverarbeitung von Lebensmitteln
auch im Handwerk bis hin zur Gastronomie und zum
Einzelhandel, das darf man nicht übersehen. Die
Landwirtschaft und alles, was mit ihr zusammen-
hängt, ist also nach wie vor ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor.

Wir können feststellen, dass es in den letzten Jah-
ren ganz erhebliche Veränderungen bei diesen Be-
trieben gegeben hat. Wir müssen seit vielen Jahren
ein Sterben von landwirtschaftlichen Betrieben fest-
stellen, eine Zunahme der Veränderung der land-
wirtschaftlichen Produktion hin zu einer industriellen
Landwirtschaft in weiten Teilen Deutschlands. Wenn
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wir in den Norden und Osten der Republik schauen,
ab Nordrhein-Westfalen bis an die Küste in Schles-
wig Holstein oder an die Küste in Mecklenburg-Vor-
pommern, sehen wir sehr große landwirtschaftliche
Betriebe insbesondere im Bereich der Viehhaltung
mit riesengroßen Ställen und den großen Proble-
men, die damit verbunden sind. Deshalb ist auch
festzustellen, dass es existenzielle Krisen für Betrie-
be gibt, gerade in benachteiligten Regionen. Daher
kommt die Landwirtschaft, so wie sie sich insgesamt
in den letzten Jahren entwickelt hat, auch in Konflikt
mit anderen wesentlichen Zielsetzungen der Nah-
rungsmittelproduktion und der wirtschaftlichen Funk-
tion, nämlich mit den Zielen des Klimaschutzes, der
Artenvielfalt, des Wasserschutzes, des Bodenschut-
zes und auch des Erhalts der Kulturlandschaft.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen jetzt
wieder in eine wichtige Phase der politischen Wei-
chenstellung, deshalb ist der Antrag heute auf der
Tagesordnung. Zum einen deshalb, weil derzeit in
ganz Europa die Vorbereitungen für die nächste EU-
Förderperiode ab dem Jahr 2020 laufen und für sie-
ben Jahre die Grundsätze der Förderpolitik und da-
mit der Förderziele und der Fördervoraussetzungen
festgelegt werden. Zum anderen aber auch, weil ge-
rade heute die Entscheidung über die Inhalte eines
Koalitionsvertrages in Berlin getroffen wird, der wich-
tige nationale Weichenstellungen betrifft für die na-
tionale Ausgestaltung der europäischen Landwirt-
schaftspolitik, aber auch für die Frage, wie Deutsch-
land in der europaweiten Debatte zu diesen Fragen
auftreten wird.

Deshalb haben wir in diesem Antrag einige wesentli-
che Forderungen aus saarländischer Sicht formu-
liert. Das ist zum einen der Erhalt einer flächen-
deckenden Landwirtschaft. Das hört sich selbstver-
ständlich an, ist es aber mittlerweile überhaupt nicht
mehr. Wenn die Landwirtschaft immer stärker markt-
getrieben organisiert wird, das heißt nur noch eine
Landwirtschaft betrieben werden kann, die sich an
den Weltmärkten zu den Weltpreisen orientiert, dann
wird am Ende das passieren, was in einer Marktwirt-
schaft immer passieren kann: Diejenigen, die sich
am Markt nicht halten können, werden verschwin-
den. Gerade die Landwirtschaft im Saarland mit ih-
ren benachteiligten Voraussetzungen könnte sich
am Markt nicht halten, sie würde verschwinden. Wie
anders aber sähe das Saarland aus, wenn es keine
Landwirtschaft mehr gäbe! Es geht dabei nicht nur
um die Landwirtschaft, sondern auch um die Land-
schaft sowie um ökologische Fragen wie die Arten-
vielfalt.

Deshalb ist der Erhalt einer flächendeckenden Land-
wirtschaft, also einer Landwirtschaft, die sich nicht
nur am Markt orientiert, eine ganz wichtige Forde-
rung, die wir gerade aus dem Saarland erheben
müssen. Wir brauchen weiterhin Direktzahlungen an

die landwirtschaftlichen Betriebe nach dem Slogan:
Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen. Wir de-
finieren den Erhalt einer flächendenkenden Land-
wirtschaft aus vielerlei guten Gründen als eine öf-
fentliche Leistung, die wir auch öffentlich finanzieren
wollen. Das ist ein klares Bekenntnis für unsere
saarländische Landwirtschaft bei der ganz wichtigen
Fragestellung, wie es bei uns im Land weitergeht.

Dafür müssen wir viele Dinge ändern. Wir brauchen
zum Beispiel mehr Flexibilität in der Ausgestaltung
der GAK auf Bundesebene. Das heißt, wir müssen
das Jährlichkeitsprinzip überwinden. Wir mussten in
den letzten Jahren immer wieder feststellen, dass
Geld, das vom Bund zur Verfügung gestellt wurde,
nicht komplett verausgabt werden konnte. Nicht nur
im Saarland, sondern auch in anderen Ländern,
eben wegen des Jährlichkeitsprinzips. In diesem
Jahr gelingt es uns, dank der vielen Bemühungen
und kreativen Ideen des Umweltministeriums, das
anders zu machen und voll auszuschöpfen. Das ist
sehr zu loben, aber das Regelwerk in Berlin muss
sich ändern. Wir wollen auch mehr Flexibilität in der
gemeinsamen europäischen Agrarpolitik, damit die
Förderpolitik stärker an den regionalen Bedingungen
ausgerichtet werden kann. Wir wollen den ökologi-
schen Landbau weiter ausbauen, auch das ist eine
wichtige Forderung in unserem Antrag. Wir sind
schon Spitze auf Bundesebene. Wir haben uns im
Koalitionsvertrag vorgenommen, nicht nur diese
Spitzenposition zu verteidigen, sondern weiter deut-
lich auszubauen, dafür brauchen wir zusätzliches
Geld auch aus Berlin.

Wir brauchen den Ausgleich von unterschiedlichen
Interessen. Die wirtschaftlichen Interessen der Pro-
duzenten, die Interessen des Naturschutzes, die In-
teressen der Verbraucher, die Interessen des Tier-
schutzes, all das muss von der Politik in einem or-
dentlichen Prozess austariert werden, damit diese
Ziele auch gemeinsam erreicht werden können.

Ich sagte, dass wir jetzt vor einer wichtigen Phase
stehen, in der all diese politischen Entscheidungen
vorbereitet werden sollen. Wir wollen natürlich als
Saarland - auch im Interesse unserer landwirtschaft-
lichen Betriebe, die wir erhalten wollen - uns mit ei-
ner starken Stimme in diesen Prozess einbringen.
Deshalb wollen wir beginnend mit der heutigen De-
batte und mit diesem Antrag diesen Prozess für das
Saarland vorbereiten. Das heißt zunächst einmal,
wir wollen alle diejenigen, die sich dafür interessie-
ren und die es angeht, weil sie Produzenten, weil sie
Naturschützer, weil sie Konsumenten und weil sie
Tierschützer sind, in diesen Prozess einbinden und
laden sie hiermit herzlich ein, sich einzubringen und
uns gegenüber, den Landwirtschaftspolitikern im
Lande, aber auch gegenüber der Öffentlichkeit ihre
Positionen zu formulieren. Wir wollen gemeinsam
mit ihnen Ziele einer saarländischen Position defi-
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nieren, die wir in die bundesweite und die europäi-
sche Debatte mit einbringen wollen. Wir wollen das
so tun, dass zukünftig die europäische Landwirt-
schaftspolitik und ihre Umsetzung auch im Saarland
mit weniger statt mit mehr Bürokratie möglich ist.

Ich will an dieser Stelle auch sagen, ich könnte mir
sehr gut vorstellen, dass wir zur Einbindung aller In-
teressen und zur Beteiligung von möglichst vielen
nicht nur durch das Ministerium eine Anhörung
durchführen, wie es eine gute Praxis in der Vergan-
genheit war, auch weil es einen ELER-Begleitaus-
schuss gibt, sondern auch noch im saarländischen
Landtag - wie schon in Vorbereitung der letzten För-
derperiode - im Landtagsausschuss für Umwelt- und
Verbraucherschutz, um die verschiedenen Interes-
sengruppen auch tatsächlich zu beteiligen.

Ich möchte meine Ausführungen schließen, auch
noch einmal, lieber Reinhold Jost, mit einem aus-
drücklichen Lob an die Regierung dafür, dass bei
der zukünftigen Förderpolitik diejenigen Gebiete, die
wegen benachteiligter Situationen, insbesondere,
was die Böden betrifft, stärker unterstützt werden,
stärker in den Fokus genommen werden und stärke-
re Zahlungen erhalten können, damit sie im Wettbe-
werb am Ende trotz Benachteiligung erhalten blei-
ben können. Dass das im Saarland als erstes Bun-
desland mit der Anerkennung der benachteiligten
Gebiete und der Zahlung der Ausgleichszulage ab
dem Jahr 2018 gelungen ist, ist ein großer Erfolg der
saarländischen Landesregierung.

Das ist eine wichtige Grundlage für den gesamten
Prozess, auf den wir, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in den nächsten Jahren aufbauen können. Ich
bin sicher, dass uns da gute Entscheidungen gelin-
gen werden. Ich freue mich auf die Debatte am heu-
tigen Tag und in den nächsten Monaten und bitte
Sie herzlich, unserem Antrag zuzustimmen. - Vielen
Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Zur Begründung des Antrags der DIE LINKE-Land-
tagsfraktion erteile ich Frau Abgeordneter Dagmar
Ensch-Engel das Wort.

Abg. Ensch-Engel (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer eine
zukunftsfähige Landwirtschaft will, muss sie schlicht-
weg sozial und ökologisch gestalten. Dies ist der Te-
nor unseres vorliegenden Antrags. Wir sind der
Überzeugung, dass die gemeinsame Agrarpolitik der
Europäischen Union nach 2020 konsequenter nach
dem Prinzip „öffentliche Mittel für öffentliche Leistun-
gen“ ausgestaltet werden muss.

So baut beispielsweise der Ökolandbau den Boden
auf, schont die Gewässer und fördert die Artenviel-
falt. Das sind doch alles öffentliche Leistungen, die
Mensch, Tier und Natur zugutekommen und ent-
sprechend gefördert werden sollten. Daher sollte
sich die Landesregierung im Bund in den laufenden
EU-Verhandlungen zur gemeinsamen Agrarpolitik
für eine Reform nach dem Prinzip öffentliches Geld
für öffentliche Leistungen einsetzen, aus dem maß-
geblich eine Ökologisierung der Kulturlandschaft fi-
nanziert werden könnte.

Die nachhaltige Ökolandwirtschaft im Saarland mit
ihrer regionalen Produktion von gesunden Lebens-
mitteln muss unterstützt und weiter ausgebaut wer-
den. Wir wollen eine gemeinwohlorientierte Land-
wirtschaft. Daher sind wir der Meinung, dass die
Agrarförderung gezielt darauf abgestimmt werden
sollte. Selbst Kanzlerin Merkel sieht das ähnlich. Sie
meinte im August des vergangenen Jahres in einer
Fachzeitschrift, dass die Agrarzahlungen stärker als
bisher an Gemeinwohlinteressen ausgerichtet wer-
den sollten.

Wir wissen mittlerweile, dass wegen des Brexits im
EU-Budget bis zu 14 Milliarden Euro fehlen werden,
weshalb EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger
bereits überzeugt davon ist, dass sich die Landwirte
und Regionen auf finanzielle Kürzungen einstellen
müssen. Die Mittel sollen bereits im nächsten Fi-
nanzrahmen der EU nach 2020 deutlich verringert
werden.

Daher unterstützen wir zwar den Vorstoß des uns
vorliegenden Antrags seitens der Regierungskoaliti-
on, was die finanzielle Ausstattung des GAP nach
2020 betrifft und was die Abschaffung des Jährlich-
keitsprinzips der GAK-Bundesmittel betrifft. Aller-
dings wollen wir kein „Weiter so!“, keine Beibehal-
tung des Systems, wie im Antrag der Koalitionsfrak-
tionen formuliert, also keine pauschalen Direktzah-
lungen, sondern wir wollen, dass EU-Fördergelder
auch daran geknüpft werden, ob arbeitsintensive,
sozialverträglich ausgestaltete und ökologisch be-
sonders wirksame Anbau- und Tierhaltungsmetho-
den eingesetzt werden. Daher werden wir uns bei
der Abstimmung über den Antrag der Koalition ent-
halten, weil wir einen Teil Ihrer Forderungen zwar
unterstützen können, aber andere ablehnen müssen
beziehungsweise unsere Forderungen nicht darin
entdecken können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Be-
dürfnis nach einer bewussten Ernährung, nach einer
größeren Nähe zum Ursprung der Lebensmittel oh-
ne große Lagerhäuser-Abfüllstationen oder Kühlhal-
len oder Zehntausende Transportkilometer ist für
viele Verbraucher mittlerweile zu einem wichtigen
Kriterium ihrer Kaufentscheidung geworden. Daher
verweise ich an dieser Stelle ausdrücklich nochmals
auf unseren Vorschlag, die Direktvermarktung saar-
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ländischer Lebensmittelprodukte mit einem Internet-
portal zu unterstützen, wie es in anderen Bundeslän-
dern auch üblich ist. Für uns sind auch Tier-, Natur-
und Gewässerschutz sehr wichtige Ziele der Agrar-
förderung. Natürlich gehören für uns gute Arbeits-
und Einkommensbedingungen in der Land-, Forst-
und Fischereiwirtschaft sowie im Gartenbau dazu.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das fehlt
uns leider in Ihrem Antrag. Es müssen gesetzliche
Rahmenbedingungen geschaffen werden, damit die
Menschen in der Landwirtschaft von ihrer Arbeit
auch gut leben können. Dazu müssen die Erzeuger-
betriebe ihre Rechte auf Augenhöhe in der Erzeu-
gungskette gegenüber oft übermächtigen Molkerei-
en, Schlachthöfen und Handelskonzernen geltend
machen können. Das schließt eine faire Kosten- und
Gewinnverteilung ein, denn Lebensmittel müssen
auch bezahlbar bleiben. Zudem wird oftmals die Ar-
beit der Bäuerinnen und Bauern von der Gesell-
schaft nicht wertgeschätzt. Auch daher fordern wir in
unserem Antrag, dass sich die Landesregierung für
eine Verbesserung der Akzeptanz und Wertschät-
zung der Landwirtschaft in unserer Bevölkerung ein-
setzt. Hier wünschen wir uns verstärkte Akzente.

Denn schauen wir uns doch einmal die Situation der
Landwirte an. Sie stehen mit dem Rücken an der
Wand. Nach zwei einkommensstärkeren Jahren für
Milchvieh- und Schweinehalter seien die Erzeuger-
preise momentan wieder rückläufig, wie man hört.
Es wurde in der Öffentlichkeit beklagt, dass 30 Cent
für einen Liter Milch und 1,30 Euro für ein Kilo
Schweinefleisch eben nicht kostendeckend für die
Betriebe seien. Wir haben gehört, das Getreide sei
inzwischen billiger als Holzpellets. Sarkastisch könn-
te ich jetzt sagen „Heizen mit Weizen“. Das würde
sich derzeit lohnen. Diese Situation muss sich än-
dern, meine sehr verehrten Damen und Herren. Na-
turschutzverbände kritisieren ja auch zu Recht, dass
die EU-Direktzahlungen Abhängigkeiten von Förder-
geldern schaffen, Produktionsentscheidungen beein-
flussen und die Effizienz von Landbaubetrieben ver-
ringern. Zudem sei die Gemeinsame Agrarpolitik der
EU unzureichend, um negative Trends wie Umwelt-
zerstörung und Biodiversitätsverluste umzukehren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Menge
der Fluginsekten ist in den letzten Jahren massiv ge-
sunken. Dieser bedrohliche Trend wird auch im
Saarland bestätigt. Forscher schlagen Alarm für Na-
tur und Landwirtschaft - und das zu Recht. Wir alle
wissen, der Insektenschwund insbesondere bei den
Bienen bringt ganze Ökosysteme durcheinander,
führt zu Ernteausfällen und damit zu Preiserhöhun-
gen von Lebensmitteln. Ohne Insekten kann es kein
gesundes Ökosystem geben. Daher sollte sich die
Landesregierung beim Bund für ein Glyphosat- und
Neonikotinoide-Verbot einsetzen, wie wir es in unse-
rem Antrag fordern.

Zusammenfassend ist zu sagen: Wir wollen keinen
Status quo, sondern Verbesserungen in der Ge-
meinsamen Agrarpolitik für die Landwirte erreichen.
Wir wollen Unterstützung für regionale Verarbei-
tungs- und Vermarktungsstrukturen, also auch für
die Direktvermarktung. Wir wollen einkommensstabi-
le Wirkungen der Förderprogramme, also eine Be-
rücksichtigung von fair bezahlten Arbeitsplätzen. Die
Förderprogramme sollten ebenso dazu beitragen,
dass der Ökolandbau weiter ausgebaut werden
kann. Aus unserer Sicht sind die Fördermittel zur
Unterstützung arbeitsintensiver und ökologisch be-
sonders wirksamer Anbau- und Tierhaltungsmetho-
den einzusetzen. Mit dem vorliegenden Antrag for-
dern wir die Landesregierung auf, sich dafür im
Bund einzusetzen und bitten um Zustimmung.

Nicht zuletzt muss ich jetzt auf die Aussage meines
Kollegen eingehen. Ich finde es wirklich gut, wenn
es zur Anhörung kommt, wenn alle Verbände im
Ausschuss gehört werden und wenn sie mit ihren
Vorschlägen auch einen Niederschlag im saarländi-
schen Vorschlag an die Bundesregierung finden.
Das wäre wunderbar und in unserem Sinne. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von der LINKEN.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. - Das Wort hat
jetzt, nachdem ich die Aussprache eröffnet habe,
Günter Heinrich von der CDU-Landtagsfraktion.

Abg. Heinrich (CDU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der vorliegende Antrag betrifft einen
der ältesten Berufsstände der Menschheit, einen Be-
rufsstand, der wohl bis in alle Ewigkeit Zukunft ha-
ben wird. Wie sieht die Zukunft der Landwirtschaft
aus? - Sie wird heute nicht mehr in allererster Linie
von den Landwirten selbst bestimmt. Landwirtschaft
genießt heute in einer transparenten Demokratie, in
einer aufgeklärten Gesellschaft hohes Ansehen,
aber die Landwirtschaft steht auch in der Kritik. Die-
se Kritik ist zum Teil berechtigt, wenn ich aber das
Saarland als Beispiel nehme, so muss ich sagen,
zum großen Teil ist sie unberechtigt.

Meine Damen und Herren, es besteht ein ausge-
sprochen hohes öffentliches Interesse daran, wie die
Grundlagen für unsere Lebensmittel erzeugt wer-
den, welchen Einfluss Produktionsmittel und -techni-
ken sowie Produktionsverfahren auf unsere Umwelt
haben. Zu keiner Zeit war das Interesse einer um-
welt- und ernährungsbewussten Öffentlichkeit so
sehr an der Landwirtschaft ausgerichtet, wie das
heute der Fall ist. Auch deshalb ist Landwirtschaft
ein wesentliches Thema bei den Sondierungsge-
sprächen in Berlin gewesen. Es ist ausdrücklich zu
begrüßen, dass das Ziel eine nachhaltige, flächen-
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deckende Landwirtschaft sowohl konventionell als
auch biologisch ist und bleibt. Dafür muss die Ge-
meinsame europäische Agrarpolitik weiterentwickelt
werden.

Die Menschen im Land wollen unverfälschte Le-
bensmittel essen, sie wollen das essen, was die Na-
tur zu geben bereit ist. Deshalb ist es richtig, dass
vereinbart wurde, Patente auf Pflanzen und Tiere
abzulehnen und an der Reinheit des Saatgutes fest-
zuhalten. Der Einsatz von Glyphosat soll mit einer
Minderungsstrategie zunächst eingeschränkt und
dann beendet werden. Dazu werden Fördermittel
zur Verfügung gestellt. Zudem soll ein Tierwohl-La-
bel eingeführt werden zur Kennzeichnung von
Fleisch aus besserer Tierhaltung. Das Töten von
Eintagsküken soll verboten werden. Auch das ist
wohl ein Umstand, der vom größten Teil der Bevöl-
kerung mehr als begrüßt wird.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Meine Damen und Herren, das sind aber alles For-
derungen und Leistungen, die die Landwirtschaft in
der Bundesrepublik Deutschland in einer globalisier-
ten Marktwirtschaft aus eigener Kraft so nicht schaf-
fen kann. Deshalb hat unsere Forderung nach einer
soliden finanziellen Ausstattung der Gemeinsamen
Agrarpolitik nach 2020 im vorliegenden Antrag an ei-
ne Bundesregierung, die jetzt endlich und hoffentlich
auch zustande kommt, vollends ihre Berechtigung.
In diesem Zusammenhang sind die Sondierungser-
gebnisse, die von Bundeslandwirtschaftsminister
Schmidt erzielt worden sind, ausdrücklich zu begrü-
ßen. Danach steht das Tierwohl ganz oben auf der
Agenda. Von den zusätzlichen 1,4 Milliarden Euro
für die Landwirtschaft und den ländlichen Raum soll
ein beträchtlicher Teil hierfür zur Verfügung gestellt
werden. Die Sondierungsergebnisse für die Agrarpo-
litik und den ländlichen Raum sind Schritte in die
richtige Richtung.

Union und SPD sind sich einig, dass die Gemeinsa-
me Agrarpolitik vereinfacht und auf der Grundlage
des bisherigen Finanzvolumens weiterentwickelt
werden muss. Der gesellschaftlich geforderte Wan-
del der Landwirtschaft soll gemeinsam mit den
Landwirten durch eine Ackerbau- und Nutztierstrate-
gie vorangebracht werden. Um die Tierhaltung wei-
ter zu verbessern, ist ein staatliches Tierwohl-Label
geplant. Dabei wird anerkannt, dass damit ein Mehr-
aufwand verbunden ist und dass dieser Mehrauf-
wand auch honoriert werden muss.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Förde-
rung der Landwirtschaft beruht auf den beiden be-
kannten Säulen. Wir bekennen uns in den Koaliti-
onsfraktionen ausdrücklich zur Förderung in der ers-
ten und zweiten Säule. Wir bekennen uns ausdrück-
lich zur Verantwortung und Aufrechterhaltung dieses
Fördersystems. Direktzahlungen sind auch in Zu-

kunft nötig, um die vielfältigen Leistung der Landwir-
te im Saarland für die Gesellschaft zu honorieren.
Diesem Erfordernis haben wir im vergangenen Jahr
im Saarland Rechnung getragen, circa 120 Millionen
Euro sind an Prämien in die Landwirtschaft geflos-
sen.

Bei der Neuausrichtung der Gemeinsamen Agrarpo-
litik braucht es eine stärkere Umverteilung zu den
kleineren und mittleren Betrieben, und dies insbe-
sondere für uns im Saarland. Hier muss weiterhin
ein Ausgleich geschaffen werden zu den viel höhe-
ren Produktionskosten der kleinen und mittleren Be-
triebe im Vergleich zu den Großbetrieben. Wir ha-
ben hier die Situation, dass Kleinbetriebe familienge-
führt sind. Es sind der Landwirt und seine Frau, oft-
mals auch die Kinder. Das ist das Betriebspersonal.
Das sind diejenigen, die zum Erwerb des Landwirt-
schaftsbetriebs, zum Erwerb der Familie beitragen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit den
Direktzahlungen aus der ersten Säule werden wir in
die Lage versetzt, unsere Kulturlandschaft zu erhal-
ten und den Landwirten einen Ausgleich dafür zu
zahlen, dass sie im Saarland ein Landschafts- und
Naturbild ermöglichen, das einen klaren und alther-
gebrachten Bezug zur bäuerlichen Landwirtschaft
hat, weit entfernt von einer Landwirtschaftsindustrie
mit Massentierhaltung, die in keinem Verhältnis zu
der landwirtschaftlichen Nutzfläche steht und die
letztendlich zu Umweltproblemen allererster Güte
führt.

Mit den Prämienzahlungen sind Vorhaben förderfä-
hig, die besondere Anforderungen in den Bereichen
Umwelt, Klima und Verbraucherschutz sowie Stallin-
vestitionen und zusätzlich beim Tierschutz erfüllen.
So gilt für viehhaltende Betriebe unter anderem,
dass der Viehbesatz des landwirtschaftlichen Unter-
nehmens zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht
mehr als zwei Großvieh-Einheiten je Hektar selbst
bewirtschafteter landwirtschaftlicher Nutzfläche be-
tragen darf. Das ist beispielsweise eine Auflage, die
die Übernutzung der Flächen verhindert, dem
Grundwasserschutz und insbesondere auch der
Biodiversität dient.

Wir haben im Saarland keine sogenannten Gunst-
standorte. 94 Prozent der landwirtschaftlichen Flä-
che im Saarland sind aufgrund der geologischen Bo-
denverhältnisse benachteiligtes Gebiet gegenüber
landwirtschaftlichen Produktionsflächen in anderen
Bundesländern. Es ist bei der EU beantragt, auch
die landwirtschaftliche Produktionsfläche in der Ge-
meinde Mettlach in die Gebietskulisse der benach-
teiligten Gebiete einzuführen. Dort haben wir steini-
ge Böden, die der Landwirtschaft eben nicht ermög-
lichen, Erträge zu erzielen, die in anderen Bundes-
ländern bei ertragreichen Böden erzielt werden.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen
ist es ein ganz großer Erfolg und eine große Leis-
tung der Landesregierung, mit der Ministerpräsiden-
tin des Saarlandes an der Spitze, dass sie diesen
Standortnachteil beim Landwirtschaftsministerium,
bei Landwirtschaftsminister Schmidt zum Nutzen der
Landwirte im Saarland in bare Münze verwandelt
hat. So konnten 2019 nicht verausgabte GAP-Mittel,
die normalerweise an den Bund zurückgegeben
werden müssen, mit den Komplementärzahlungen
des Landes in Höhe von 1,4 Millionen Euro zusätz-
lich in die Ausgleichszulage fließen. Wenn 94 Pro-
zent der landwirtschaftlichen Nutzfläche im Saarland
benachteiligtes Gebiet sind und es durch überzeug-
tes und durchsetzungsstarkes Verhandlungsge-
schick der Ministerpräsidentin gelungen ist, eine
Ausgleichszulage für die landwirtschaftlichen Betrie-
be auszuhandeln, dann ist das für uns im Saarland
ein klares Bekenntnis zur bäuerlichen Landwirtschaft
und auch ein Dank dafür, dass wir den Menschen im
Saarland landwirtschaftliche Produkte aus der Regi-
on und für die Region anbieten können.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Positiv hervorzuheben ist auch, dass für die Förde-
rung der ländlichen Räume zukünftig rund 1,5 Milli-
arden Euro mehr vorgesehen sein sollen. Das sind
die Mittel, die insbesondere in der zweiten Säule der
Gemeinsamen Agrarpolitik ihre Verwendung finden.
Das sind die Mittel, die sozusagen eine Symbiose
mit der Mittelverwendung aus der ersten Säule ein-
gehen. Diese dienen der Förderung des dörflichen
Umfeldes zur Landwirtschaft. Damit soll das Leben
auf dem Land in unseren Gemeinden und ihren
Ortsteilen attraktiv gemacht werden. Lebens- und
liebenswert sollen Wohngemeinden bleiben und mit
der erforderlichen Kommunikations-, Verkehrs- und
Sozialinfrastruktur erhalten werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das sind
Leistungen, an denen die Bevölkerung im ländlichen
Raum, aber auch die Landwirtschaftsbetriebe selbst
unmittelbar partizipieren. Bemerkenswert in diesem
Zusammenhang ist der Vorschlag im Sondierungs-
papier, eine Kommission „Gleichwertige Lebensver-
hältnisse“ einzurichten. Eine solche Kommission ist
sinnvoll, um Strukturschwächen systematisch aufzu-
arbeiten und Instrumente für deren Beseitigung zu
entwickeln.

Ein solches Instrument ist sicherlich die Ausgleichs-
zulage, die ihre Wirkung zeigt. Es mag weitere ge-
ben. Davon werden wir im Saarland sicherlich profi-
tieren. Deshalb ist es umso wichtiger, dass die Aus-
gleichszulage in adäquater Höhe für die Zukunft si-
chergestellt wird. Die Sondierungsergebnisse sind
ein klares Signal, dass Union und SPD eine nach-
haltige und wettbewerbsfähige bäuerliche Landwirt-
schaft in Deutschland erhalten wollen. Daran wird
deutlich, dass gleichwertige Lebensverhältnisse in

Stadt und Land zu einem Schwerpunktprojekt einer
neuen Großen Koalition werden sollen.

Eines der wesentlichen Ziele der Gemeinsamen
Agrarpolitik ist es, der landwirtschaftlichen Bevölke-
rung insbesondere durch eine Erhöhung des Pro-
Kopf-Einkommens eine angemessene Lebenshal-
tung zu gewährleisten. Dies betrifft insbesondere
wieder die landwirtschaftlichen Betriebe. Wenn circa
94 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche zur
benachteiligten Gebietskulisse gehören, dann muss
es eine stärkere Berücksichtigung der saarländi-
schen Interessen bei der Zielsetzung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik geben. Hier muss das enge Korsett
der Mittelverwendung aufgebrochen und den Bun-
desländern ein Mehr an Mitbestimmung eingeräumt
werden. Wir sind im Saarland mit 16 Prozent füh-
rend im Bereich der ökologischen Landwirtschaft.
Das ist auch ein Verdienst des saarländischen Um-
weltministers.

(Zuruf von Minister Jost. - Vereinzelt Heiterkeit.)

Das Ziel von 25 Prozent ökologischer Landwirtschaft
im Saarland wird im Koalitionsvertrag genannt. Mei-
ne Damen und Herren, das ist bundesweit eine Füh-
rungsrolle. Es ist ein Fakt, der der Nachfrage und
dem Bedarf im Saarland gerecht wird. Aber die Um-
stellung auf eine ökologische Landwirtschaft ist mit
hohen Kosten für den Betriebsinhaber und mitunter
für das Land verbunden.

(Vereinzelt Beifall bei den Regierungsfraktionen.)

Deshalb ist es sinnvoll und erforderlich, dass dem
Land zusätzliche Mittel außerhalb der GAK-Mittel
zur Verfügung gestellt werden. Auch das ist eine
Forderung, die wir von hier aus an den Bund erhe-
ben.

Das Saarland ist ein attraktives Bundesland; das sa-
ge ich nicht nur aus der Innensicht. Das lässt sich
auch durch die ständig steigenden Tourismuszahlen
belegen. Wir haben den Spagat geschafft, die
Schätze einer Naturlandschaft inmitten einer von In-
dustrie geprägten Region zu heben. Auch diese Tat-
sache hat weitreichende Folgen für Betriebe und Be-
rufe an der Saar. Wir haben hier fast in jeder Land-
tagssitzung eine Bildungsdiskussion. Eine Bildungs-
einrichtung hat bei der gesamten Diskussion eher
ein Schattendasein geführt.

(Zuruf: Baumschule. - Heiterkeit.)

Das ist die Landwirtschaftsschule bei der Landwirt-
schaftskammer des Saarlandes. Man höre und stau-
ne: Circa 370 bis 400 Auszubildende werden dort
ausgebildet. Das sind die sogenannten grünen Beru-
fe. Ich glaube, da es Gegenstand der Agrarpolitik an
der Saar ist, ist es notwendig und erforderlich, diese
Ausbildungskompetenz weiterhin zu stärken, um
diese Menschen bei uns zu halten.
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In unserem Antrag nehmen wir auch Bezug auf die
brachliegenden Privatwaldflächen, die wir für die
nachhaltige Holzwirtschaft nutzen wollen. Es ist zum
Teil eine Sisyphusarbeit, wenn man davon ausgeht,
dass es mindestens 40.000 Eigentümer von Klein-
waldparzellen gibt, die ausfindig zu machen sind.
Gleichwohl ist es ein hehres Ziel, auch diese Flä-
chen zu nutzen für die Holznutzung oder für Natur-
schutz und Umweltmaßnahmen. Es wird mit Sicher-
heit eine große Herausforderung sein, die Eigentü-
mer dieser Flächen ausfindig zu machen, um ent-
sprechende Maßnahmen einleiten zu können.

Ich möchte noch auf den Antrag der LINKEN-Land-
tagsfraktion eingehen, den wir ablehnen werden. Die
LINKE-Landtagsfraktion stellt eigentlich die Förder-
säulen infrage. Ich habe gerade ausgeführt, dass wir
nach wie vor zu dieser Förderkulisse stehen. Sie
verlangen mehr oder weniger die Abschaffung die-
ser Förderkulisse. Das ging auch aus Ihrem Vortrag
hervor. Sie unterstellen in Ihrem Antrag weiterhin,
dass ökologische oder soziale Kriterien bei der EU-
Förderpolitik in der Bundesrepublik nicht beachtet
werden. Das stimmt so nicht. Das kann man aus
den bisher insbesondere im Saarland umgesetzten
Maßnahmen herauslesen. Es gab eine Vielzahl von
Maßnahmen. Ich denke an Greening-Maßnahmen
und an das EU-Förderkonzept, um insbesondere
den Milchmarktkrisen zu begegnen. Das sind genau
die Maßnahmen, die umgesetzt werden. Das pau-
schal zu kritisieren, ist unredlich und führt nicht zum
Ziel.

Sie kritisieren, dass der Klimaschutz in der Landwirt-
schaft nicht eingehalten wird. Die Landwirtschaft
trägt mit Sicherheit zu den Treibhausgasemissionen
bei. Ich glaube, 14 Prozent sind es weltweit. Dabei
muss man aber beachten, dass von diesen 14 Pro-
zent der Treibhausgase, die weltweit durch die
Landwirtschaft erzeugt werden, 80 Prozent aus Ent-
wicklungsländern kommen. Das betrifft ebenfalls
nicht die Situation im Saarland. Von daher hat dieser
Antrag bei den Mehrheitsfraktionen keine Aussicht
auf Erfolg. Wir werden den Antrag ablehnen. - Ich
bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Vielen Dank. - Das Wort hat nun der Fraktionsvorsit-
zende der AfD-Fraktion Josef Dörr.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn mir ein Antrag der Regierungskoalition mit
Aufträgen an die Regierung vorliegt, dann habe ich
immer ein kleines Problem. Mir wird bewusst, dass
wir hier im Saarland noch keine voll ausgebaute De-
mokratie sind, sondern eine Demokratie im Aufbau.

(Zuruf: Ah!)

Heute Morgen ist mir das wieder bewusst geworden,
als ich im französischen Rundfunk bei France Inter
das Interview mit einem französischen Abgeordne-
ten der Nationalversammlung verfolgt habe. Er hat
sich auf Montesquieu berufen und an die Gewalten-
teilung erinnert. Er hat immerhin gesagt, die franzö-
sische Nationalversammlung sei eine Maskerade.
So weit würde ich nicht gehen.

Wie sieht das bei uns aus? Es sieht so aus, dass wir
hier in diesem Raum vor 60 Jahren auch ein Parla-
ment hatten, aber es war das Parlament einer Dikta-
tur. Es gab von 1947 bis 1955 im Saarland eine Dik-
tatur. Das war keine sehr - -

(Sprechen und Zurufe.)

Vizepräsidentin Ries:
Herr Dörr, darf ich auf das Thema aufmerksam ma-
chen?

Abg. Dörr (AfD):
Das gehört zum Thema.

Vizepräsidentin Ries:
Wir sind bei der Landwirtschaftspolitik. Das Thema
Europa hatten wir schon.

Abg. Dörr (AfD):
Frau Präsidentin, das ist das Thema. Das muss jetzt
gesagt werden, weil hier nämlich eine Mehrheitsfrak-
tion sitzt - - Noch mal zur Gewaltenteilung, damit wir
das wissen: Das sind die gesetzgebende Gewalt,
die ausführende Gewalt und die richterliche Gewalt.
Wir haben hier eine ganz klare Vermischung zwi-
schen gesetzlicher Gewalt und ausführender Ge-
walt.

(Abg. Dr. Jung (SPD): Sie sollten mal einen
Volkshochschulkurs besuchen. Es ist abenteuer-
lich, was Sie hier zur Demokratie sagen. Beschä-
mend für einen Fraktionsvorsitzenden im Land-
tag!)

Das ist so, weil alle Minister, die hier sitzen - - Herr
Jung, können Sie einmal zuhören? Ich höre Ihnen
doch auch immer zu bei dem dummen Gespräch,
das Sie hier halten!

(Lautes Sprechen.)

Alle Minister, die hier sitzen, sind gleichzeitig Land-
tagsabgeordnete.

(Lautes Sprechen und Zuruf: Das ist doch nicht
wahr!)

Außer Frau Bachmann. Entschuldigung.

(Ministerin Bachmann: War.)
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Ja, war. Eine nicht. Stellen Sie sich das vor! - Hier
gibt es also eine ganz klare Verzahnung.

(Aufgebrachte Zurufe.)

Ich sage Ihnen, was das soll. Wenn ich dieses Blatt
hier sehe, stelle ich fest:

(Abg. Dr. Jung (SPD): Beschämend!)

Nach der Wahl ist vor der Wahl. Wir sollen hier eine
Propagandasache absegnen. Zuerst lobt man sich
kräftig gegenseitig. Dann steht hier: Begrüßt daher
den Erfolg der Landesregierung. Außerdem: Bun-
desweiter Spitzenreiter im ökologischen Landbau.
Auf der zweiten Seite heißt es überall: Weiterhin ma-
chen wir das. Das steht dreimal da. Hier wird also ei-
ne Gelegenheit gesucht, seine eigene Politik kosten-
günstig zu verkaufen.

(Sprechen und Zurufe.)

Wenn man das ernst meinen würde, dann hätte man
die Fraktion DIE LINKE und die AfD-Fraktion einge-
bunden. Dann hätte man einen gemeinsamen Be-
schlussantrag machen können. Das hat man aber
nicht gemacht. Damit ist die Absicht klar. An diesem
Propagandafeldzug nehmen wir nicht teil. - Danke
schön.

(Beifall von der AfD. - Zuruf: Das war Ihr sachli-
cher Beitrag? - Anhaltendes Sprechen.)

Vizepräsidentin Ries:
Das Wort hat nun die Abgeordnete Christiane Blatt
von der SPD-Landtagsfraktion.

Abg. Blatt (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Auch wenn ich nicht unbedingt die
Politikerin mit dem Thema Landwirtschaft bin, so
glaube ich doch, ein bisschen mehr beitragen zu
können als die AfD eben.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich freue mich besonders, dass ich gerade in meiner
letzten Landtagssitzung in diesem Hause auch ein-
mal etwas zur Debatte zum Thema Landwirtschaft
beitragen kann. Die Beiträge haben gezeigt, wie
wichtig dieses Thema für Menschen, Tiere und auch
die Landwirtschaft selbst ist. Es geht um wirtschaftli-
che, soziale und ökologische Zielsetzungen, die von
großer Bedeutung für uns im Saarland sind.

Der Antrag der Koalitionsfraktionen nennt viele wich-
tige und konkrete Zielsetzungen. Ich möchte die Ge-
legenheit nutzen und darauf hinweisen, dass der
heute in Berlin verabredete Koalitionsvertrag we-
sentliche Zielsetzungen unseres Antrages aufgreift
und umsetzt. Sicherlich war es für unsere Interessen
förderlich, dass Anke Rehlinger bei den Verhandlun-
gen zur Landwirtschaft federführend beteiligt war.

Die Höhe des EU-Agrarbudgets soll beibehalten
werden, die EU-Zahlungen sollen zur Einkommens-
sicherung beitragen und Gebiete mit ertragsschwa-
chen Standorten sollen besonders betrachtet wer-
den. Man sieht, das hilft gerade uns hier im Saar-
land.

Die Förderungen des Bundes und der EU werden
stärker an den regionalen Besonderheiten ausge-
richtet. Die Förderung des ländlichen Raumes soll
bei der GAK eine größere Rolle einnehmen, dies
wird besonders unseren Umweltminister Reinhold
Jost freuen. Beim ökologischen Landbau soll mehr
Geld für den Ausbau bereitgestellt werden und der
Tier- und Artenschutz soll deutlich verstärkt werden.
In einer der letzten Landtagssitzungen war das The-
ma Bienen und Insekten sehr präsent, wir haben
uns zu Recht damit befasst. Last, but not least soll
das Gentechnikverbot bundesweit umgesetzt wer-
den.

(Beifall von der SPD.)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies war nur ein
kleiner Auszug aus den Verhandlungen der letzten
Tage. Der Satz „Großes entsteht immer im Kleinen“
hat wieder einmal seine Berechtigung bewiesen, in
der Entstehung dieses Koalitionsvertrages in Berlin
und mit der Vorarbeit hier im Saarland, gerade im
Bereich der Landwirtschaftspolitik.

Ich habe es anfangs schon gesagt: Es ist heute mei-
ne letzte Landtagssitzung, ich werde Ende des Mo-
nats Februar mein Landtagsmandat niederlegen, um
mich auf das neue Amt als Oberbürgermeisterin vor-
zubereiten. Deswegen möchte ich die letzten drei
Minuten dazu nutzen, Ihnen alle Danke zu sagen.
Danke für die gemeinsame Zeit, die ich hier in die-
sem Hohen Hause mit Ihnen erleben durfte, in der
ich mit Ihnen gemeinsam versucht habe, für die
Menschen das Leben im Saarland etwas besser zu
machen. Die Wege im Saarland sind klein und kurz,
Völklingen ist nicht aus der Welt, deshalb bin ich mir
sicher, dass wir uns auch in Zukunft noch öfters
über den Weg laufen. Herzlichen Dank für die ge-
meinsame Zeit und ein freundliches „Glück auf“!

(Lang anhaltender Beifall des Hauses.)

Vizepräsidentin Ries:
Frau Abgeordnete Christiane Blatt, ich möchte Ihnen
im Namen des Hohen Hauses auch alles, alles Gute
für Ihre neue verantwortungsvolle Tätigkeit wün-
schen. Sie waren seit 2012 Mitglied dieses Hohen
Hauses. Ich möchte Ihnen ganz herzlich danken und
wünsche Ihnen wirklich viel Erfolg im neuen Job.

(Beifall des Hauses.)

Das Wort hat nun der Minister für Umwelt und Ver-
braucherschutz, Reinhold Jost.
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Minister Jost:
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Vielleicht nur ein Wort zu meinem Vorvor-
redner, beziehungsweise ein Zitat: Wenn die mei-
sten sich schon wegen armseliger Kleider und Mö-
bel schämen, wie viel mehr sollten wir uns da erst
armseliger und kleingeistiger Ideen und kruder Welt-
anschauungen schämen. - Mehr habe ich einer sol-
chen Beitragssituation, wenn man sie denn über-
haupt benennen sollte, nicht hinzuzufügen.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich finde es geradezu geboten, im Rahmen einer
Debatte über die zukünftige gemeinsame Agrarpoli-
tik, die für das Saarland nicht nur im Hinblick auf die
Frage einer Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flä-
chen zum Erzeugen von Lebensmitteln oder zur
Verstärkung der Wertschöpfung im ländlichen Raum
eine große Rolle spielt, sondern insbesondere auch
zum Erhalt unserer Kulturlandschaft einen ganz
wichtigen Beitrag leistet, auch eine Überprüfung vor-
zunehmen, was wir denn bisher erreicht haben. Das
mag dem einen oder anderen nicht eingängig sein,
das mag dem einen oder anderen vielleicht auch et-
was peinlich sein, weil die entsprechende Bilanz, die
man präsentiert bekommt, durchaus eine positive
ist. Aber ich finde daran überhaupt nichts Unschickli-
ches. Politik muss in der Lage sein, im Hinblick auf
zu erwartende Veränderungen auch einen Zwi-
schenschritt einzulegen, um das, was man bisher er-
reicht hat, zu bewerten. Dies tun wir in der Landwirt-
schaftspolitik in diesem Land, mit einer sehr guten
Bilanz und einem guten Gewissen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich sage ganz klar, es war ein hartes Stück Arbeit,
insbesondere für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter meines Hauses, bezüglich der Frage, wie sich
denn die von Landwirtschaft bearbeiteten Gebiets-
teile im Saarland gegenüber der EU-Kommission als
benachteiligte Gebietskulisse durchsetzen lassen.
Ich bin sehr froh, dass Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter meines Hauses zusammen mit Vertreterinnen
und Vertretern des Bauernverbandes, aber insbe-
sondere auch des Bundesministeriums es gegen-
über der EU und der Kommission erreicht haben, 94
Prozent der landwirtschaftlich genutzten Fläche im
Saarland als benachteiligt anerkannt zu bekommen.
Ich würde mir manchmal wünschen, dass wir uns
mit der gleiche Verve, wenn es darum geht, die letz-
ten 6 Prozent eventuell ebenfalls in die benachteilig-
te Gebietskulisse zu bekommen, darüber freuen,
dass wir es zumindest mal geschafft haben, fast 94
Prozent als benachteiligt anerkannt zu bekommen.
Mit der Folge, dass wir 5 Millionen Euro in den kom-
menden Jahren plus Möglichkeiten der Überführung
von nicht abfließenden GAK-Mitteln den saarländi-
schen Landwirten zukommen lassen können. Das

war ein hartes Stück Arbeit, das sich aber im wahr-
sten Sinne des Wortes für die Landwirtschaft in die-
sem Land auszahlt. Darauf bin ich sehr stolz, meine
sehr geehrten Damen und Herren!

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Man sieht das auch in einem zweiten Punkt. Man
muss damit - wie man auf Saarländisch sagt - „nit
immer strunze gehn“, aber man kann es zumindest
positiv zur Kenntnis nehmen und in der einen oder
anderen Diskussion denen vor Augen führen, die
glauben, sie müssten sich besonders für das eine
oder andere Thema aussprechen, die aber im Rah-
men ihrer Möglichkeiten nichts liefern. Was meine
ich damit? - Ich meine das Thema Biolandbau.

Frau Kollegin Ensch-Engel, Ihr Antrag, der hinsicht-
lich seiner politischen Forderungen nicht mit dem
übereinstimmt, was die Koalitionsfraktionen in die-
sem Hause als Linie haben, ist bereits im ersten
Satz falsch. Wenn man mit Zahlen arbeitet, muss
man zumindest kucken, ob diese Zahlen auch stim-
men. Sie sagen: Fast 14 Prozent der landwirtschaft-
lichen Betriebe im Saarland bewirtschaften knapp 12
Prozent der landwirtschaftlichen Fläche nach den
Kriterien des ökologischen Landbaus. - Es sind aber
fast 17 Prozent, also deutlich mehr Flächen. Wenn
man sich mit einem solchen Thema beschäftigt, soll-
te man zumindest bei den zugrunde liegenden
Sachverhalten so ordentlich arbeiten, dass man sich
nicht angreifbar macht.

Wir sind aber unabhängig davon stolz darauf, in der
Bundesrepublik Deutschland beim Thema Ökoland-
bau die Pace vorzugeben. Ich sage das mit Blick auf
jemanden, der bei einer konkurrierenden Partei
nämlich bei den GRÜNEN auf Bundesebene eine
herausragende Funktion innehat und immer wieder
glaubt, sich in das Thema Biolandbau einbringen zu
müssen. Robert Habeck, Landwirtschaftsminister in
Schleswig-Holstein, ist für mich weder Ratgeber
noch Positiv-Beispiel. Wenn ich mir ankucke, dass in
seinem Bundesland noch nicht einmal der Bundes-
durchschnitt von 7 Prozent erreicht ist, macht das
deutlich, wie groß der Unterschied zwischen An-
spruch und Wirklichkeit ist.

Wir machen unsere Arbeit. Wir machen sie im Sinne
eines ökologischen Landbaus erfolgreich. Wir sind
im Ranking in der Bundesrepublik auf dem Spitzen-
platz 1. Wo andere ein Ziel X im Jahr Y vor Augen
haben, sind wir mit fast 17 Prozent im Jahr 2018
weit vor ihnen. Darauf bin ich stolz, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Die Forderungen, diesen Ausbau weiter zu forcie-
ren, haben wir nicht aus den Augen verloren, ganz
im Gegenteil. Ich bin den Koalitionspartnern sehr
dankbar, dass wir im Koalitionsvertrag festgeschrie-
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ben haben, 25 Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche unter Biolandbaukriterien bis zum Jahr
2022 zu bewirtschaften. Das wird ein hartes Stück
Arbeit und das wird vor allen Dingen eine teure An-
gelegenheit. Das muss man wissen. Wir reden über
einen Betrag von weit über 20 Millionen Euro, die
das in der kommenden Förderperiode binden wird.
Das ist uns aber in der weiteren Diskussion alle An-
strengungen wert, weil wir der Überzeugung sind,
dass das Thema Biolandbau, auch mit Blick auf die
Wertschöpfung und -schätzung, in den kommenden
Jahren noch stärker als bisher eine große Chance
darstellt, gerade für die landwirtschaftlichen Famili-
enbetriebe im Saarland. Der Biolandbau hat nicht
nur jetzt Konjunktur, sondern er hat auch Zukunft.
Daran arbeiten wir im Interesse der saarländischen
Landwirtschaft, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

Angesichts der Diskussionen und dessen, was wir in
den vergangenen Wochen und Monaten auf den
Weg gebracht haben, sage ich, dass der Bedarf of-
fensichtlich vorhanden ist. Wir haben eine Umfrage
gemacht, die ergeben hat, dass in den kommenden
Jahren weit über 100 Betriebe im Saarland Interesse
an einer Umstellung haben. Fast 11.000 Hektar zu-
sätzliche Fläche könnten auf Ökolandbau umgestellt
werden, wenn alle mitmachen. Das ist für mich ein
Beleg dafür, dass unser Weg, den wir in den vergan-
genen Jahren Schritt für Schritt gegangen sind, das
System nicht überhitzen zu lassen und vor allen Din-
gen darauf zu achten, dass in den kommenden Jah-
ren Möglichkeiten der Umstellung gegeben werden,
richtig war.

Wir werden auch im Laufe dieses Jahres diese Dis-
kussion im Blick behalten. Das geht aber nur, wenn
man die Aspekte, wie sie in dem Antrag der Koaliti-
onsfraktionen aufgeführt sind, im Blick behält, näm-
lich wie sich die Gemeinsame Agrarpolitik in den
kommenden Jahren entwickelt, welche Schwer-
punktsetzungen es dort gibt und welche Hilfestellun-
gen der Bund gibt. Ich bin sehr froh über das - die
Kollegen Jung und Heinrich haben es auch darge-
stellt -, was hierzu im neuen Koalitionsvertrag steht.
Da verrate ich kein Geheimnis. Insbesondere Anke
Rehlinger hat mit Blick auf die Expertisen, die wir zu-
geliefert haben, sehr gut verhandelt. Das ist ein star-
kes Pfund, mit dem das Saarland zukünftig Land-
wirtschaftspolitik machen kann. Auch das ist ein Be-
leg einer erfolgreichen Politik, für die man sich nicht
schämen muss, ganz im Gegenteil, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall.)

Lassen Sie mich einige wenige Worte zu dem Span-
nungsfeld sagen, in dem sich die Landwirtschaft mit
Blick auf die Themen Artenvielfalt, Natur, aber auch
Tierschutz befindet. Auch dem haben wir uns in den
vergangenen Jahren gestellt. Wir wissen, dass die

Landwirtschaft einer der Verursacher der Belas-
tungsfaktoren für Boden, Gewässer, aber auch der
Emissionen in der Luft ist. Wir sind sehr froh dar-
über, dass wir keinen intensiv bewirtschafteten
Standort in Deutschland darstellen, aber auch hier
gilt es, die entsprechenden Auswirkungen im Blick
zu behalten. Dies tun wir in enger Abstimmung mit
der Landwirtschaftskammer, den Verbänden, aber
auch im Dialog mit den grünen Verbänden.

Es ist für mich eine Selbstverständlichkeit - Kollege
Jung, ich bin sehr dankbar, dass Sie das noch ein-
mal angesprochen haben -, dass wir diesen Dialog,
insbesondere im Hinblick auf die neue Förderperi-
ode, fortsetzen. Es gibt den ELER-Begleitaus-
schuss, aber auch den saarländischen Landtag, der
nicht ganz unwesentlich finanzielle Mittel im Rah-
men der Haushaltsbewirtschaftung zur Verfügung
stellt. Wir wollen und werden diesen Dialog nach
dem Prinzip „Miteinander statt übereinander reden“
fortsetzen und für gute Lösungen sorgen. Ich bin
sehr dankbar, dass der Landtag uns auf diesem
Weg begleitet, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Ich will einen Punkt ansprechen, der mir immer sehr
am Herzen liegt. Wenn wir der Auffassung sind,
dass die staatliche Alimentation der Landwirtschaft
in den kommenden Jahren zurückgeführt werden
muss, dann geht das nur, indem man wieder eine
neue Wertigkeit hinsichtlich der Produkte, aber auch
der Produzenten zum Tragen bringt. Man kann nicht
beides haben: Ein Klischee einfordern und gleichzei-
tig in der Wirklichkeit genauso weitermachen wie
bisher. Was heißt das? - Wenn der Verbraucher im-
mer wieder durch sein Kaufverhalten nur das Billig-
ste, das Günstigste, das, was gerade im Sonderan-
gebot ist, abgreift, darf man sich nicht wundern,
wenn die Bedingungen, unter denen diese Produkte
hergestellt sind, nicht dem entsprechen, was man
als Verbraucher eigentlich haben will.

Wir müssen hinsichtlich der Produkte wieder zu ei-
ner Wertigkeit kommen, bei der nicht das Günstig-
ste, das Billigste im Mittelpunkt steht, sondern das,
was eine Wertigkeit hat. Ein gutes Produkt muss
auch einen guten Preis erzielen. Das sind wir nicht
nur hinsichtlich der Produktionsbedingungen, son-
dern auch gegenüber den Produzenten schuldig.
Deswegen gilt aus meiner Sicht das Prinzip: Wer ei-
ne gute Landwirtschaft haben will, muss auch gute
Preise für die Produkte zahlen. Ansonsten wird es
keine gute Landwirtschaft geben, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Wir haben in den vergangenen Jahren in vielen Dis-
kussionen im Bereich der Landwirtschaft gezeigt,
dass das Saarland seinen eigenen, guten und vor
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allen Dingen in Kooperation mit allen Beteiligten -
nicht nur mit den Landwirten, sondern auch mit den
grünen Verbänden - ausgelegten Weg geht, der er-
folgreich und unaufgeregt ist. Auch wenn wir einen
der ungünstigsten Standorte im Vergleich zu ande-
ren in Deutschland haben, brauchen wir die Land-
wirtschaft nicht nur für die Produktion von Lebens-
mitteln, sondern auch für den Erhalt unserer Kultur-
landschaft. Das Saarland hätte eine ärmere und
ödere Kulturlandschaft ohne eine gute Landwirt-
schaft. Deswegen brauchen wir sie, und wir werden
sie unterstützen. Mit dieser Landesregierung und
dieser Koalition hat die Landwirtschaft gute und ver-
lässliche Partner an ihrer Seite. Daran werden wir
arbeiten. - Vielen Dank.

(Beifall von den Regierungsfraktionen.)

Vizepräsidentin Ries:
Weitere Wortmeldungen sind nicht eingegangen. Ich
schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung zunächst über den
Antrag der Koalitionsfraktionen Drucksache 16/248.

Wer für den Antrag der Koalitionsfraktionen ist, den
bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dagegen?
- Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest, dass
der Antrag Drucksache 16/248 mit Stimmenmehrheit
angenommen wurde. Zugestimmt haben CDU- und
SPD-Fraktion, dagegen gestimmt hat die AfD-Frakti-
on, enthalten hat sich die Fraktion DIE LINKE.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
DIE LINKE-Landtagsfraktion Drucksache 16/253.
Wer für die Annahme der Drucksache 16/253 ist,
den bitte ich, eine Hand zu erheben. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich der Stimme? - Ich stelle fest,
dass der Antrag Drucksache 16/253 mit Stimmen-
mehrheit abgelehnt wurde. Zugestimmt hat die DIE
LINKE-Fraktion, dagegen gestimmt haben die Frak-
tionen von CDU, SPD und AfD.

Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am Ende
der Sitzung angelangt. Ich schließe die Sitzung.
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